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Einleitung. 


Die vorliegende Arbeit enthält eine Weberjicht über 

die redneriiche Tätigkeit der Abgeordneten der ‚sortichritt- 

- fihen MBolfspartei im Meichstage Während Der 
XH. Legislaturperiode (von 1907 bis 1911). 

Diefe Zujammenitellung verfolgt einen doppelten 

Zwed: einmal joll jie den „Sreunden der Partei die 

Möglichkeit bieten, den jehr häufig itattfindenden Ent- 
stellungen der parlamentariichen Tätigkeit der Abgeordneten 
der KHortichrittlicden Volkspartei jofort entgegenzutreten 

und zu jfizzieren, was die Abgeordneten tatjächlich aus- 

aeführt haben. Zu diefem Zwecd tit jtetS das genaue 
- Datum der Reden beigefügt, um es \nterejjenten zu er- 
 deichtern, jid) durch Nacjichlagen älterer Zeitungsbände 

‚oder der amtlichen Stenogramme über den Wortlaut 

der Reden noch genauer zu orientieren. Zweitens aber 

fol die lleberjicht ein wenn auch fnappes, jo doc alle 
irgendwie wejentlichen Neuerungen andeutendes Gejamt- 

- bild der rednerischen QTätigfeit der ‚Ssraftion bieten, die 
ibrerjeitS wieder nur ein Spiegelbild ihrer parlamentari- 
ichen Tätigfeit überhaupt it. 

Mus diejem Sejamtbild mn ergibt jich eine äuferit 
wertvolle Tatjache : wir jehen, in welchem umfangreichen 
Maße, mit welcder Fülle von Kenntnijien und Pflicht» 
eifer fich die Fraktion an den parlamentariichen Arbeiten 
des Neichstages beteiligt bat, wie feine der unzähligen 
 ssragen der gejeßgeberiichen Praxis ımd des öffentlichen 
-— »Kebens, joweit fie im Neihstage zur Spracde fommen 
- fonnten, von leiten der ‚sraftion ohne eingehende Beant- 
wortung geblieben iit. 

Und weiter: wir erfennen aus den Nelumes Der 
 Neden, wie die Abgeordneten der Partei ich und ihrem 
Programm treu geblieben jind — durd) alle Wendungen 


aa, 


der parlamentariichen Gejhichte hindurch. Während und 
nad) der Blodzeit find Itet3 diejelben Richtlinien verfolgt 
worden, daS geht aus den Neden Kar hervor ; überall 
war das Streben lebendig, durch praftiide Mitarbeit 
pofitive Fortichritte im Sinne einer Tiberaleren und 
jozialeren Gejtaltung der Gejeßgebung zu erreichen. Vie 
ein roter Saden zieht ficy) durch Die Pteden Die tätige 
Bereitjchaft, , eine freiheitlice Entwicklung des GStaats- 
wejens herbeizuführen und den mittleren und unteren 
Schichten der Bevölkerung eine Bejjerung ihrer Lage zu 
bereiten. Die Virfjamfeit der Sraftion bei der Beratung 
der Beamttenbejoldungen, der Neichsfinanzreform, der 
Neichsverjicherumgsordnung, der Brivatbeantenverficherunng 
und bei vieler anderen Gelegenheiten — jie zeigt die 
wahrhaft joziale und volfsfreundliche Bolitif der Fort- 
icehrittlichen Volkspartei in hellem Lichte. Stets und 
überali jind die Grundjäge des enticdyiedenen Liberalismus 
fonjequent zum Musdrud gelangt. Und jo Joll und wird 
dDieje Ueberfiht aud eine werbende Kraft habeı 
im Sinne der Kortichrittlihen Volfspartei. 
Die Neden jind nach) Sejjionsabjchnitten und inner- 

halb diejer wieder nac) Materien geordnet, jo daß alle 

zu einem Beratungsgegenjtande in der Sejltion gehaltenen 
Jeden beieinander jtehen. Kine Inhaltsangabe am 
Schluß des Buches wird den Gebrauch wmejentlich er- 
leichtern. 


I. Sejlion. 
1. Seilionsabipnitt vom 19. Februar bis 14. Mai 1907. 


Etat 1907 und innere politiiche Yage, 
Auswärtiges ujw. 

sit der eriten Lejung des Etats ergriff am 
27. Sebruar 1907 der Abg. Dr. Wiemer als eriter 
Redner der ‚zreifinnigen graktionsgemeinichaft das Wort 
zu. einer ridjichauenden Betrachtung über die Wahl- 
bewegung und zu WUSTuDEEngeN über die allgemeine 
_politiiche Bun wirtichaftlie & Lage. Er jprad) don, dem 
nn Wablfampfe der Sreilinnigen md der aus= 
‚Ichlaggebenden Stellung, die dieje mit ihren 50 Man- 
daten jett vielfach einnähmen, md erklärte jeiner ‚Sreunde 
 DBereitwilligfeit zu pojitiver Mitarbeit. Das Wort Billows 
von dem „wachjenden Reritändnis des Liberalismus fir 
nationale Fragen“ lehnte er ab, da der entjchiedeite 
Liberalismus jtets für die nationalen \deen eingetreten 
jer. Die Freifinnigen würden, wie bisher, die Regierung 
‚bei guten Vorlagen unterjtügen, bei schlechten befämpfen, 
alles nach jelbitändiger Enticheidung. Das don Billomw 
| veriprochene Drehen des Steuers um einige Grade nad) 

lints werde man ruhig abwarten, ımd der Herr Neichs- 
 Tanzler babe ja, wenn auch vorjichtig und diplomatic), 
einige Mabnahmen angekündigt, die in der Nichtina 
- liberaler Anfchamumgen liegen. © Dies werde man 
mit Unbefangenbeit prüfen (Einichränfung der Wajeitäts- 
Deleidigung, Reform des Strafprozefies, Neform des 
Bereins- ımd VBeriammlungsrechts, der Börjengeiet- 
gebung). Es jei die Aufgabe der Partei, dafür zu jorgen, 
aß der liberale G&eijt bier möglichit Fräftig einmmirte. 
jemer verlangte alsdann Neformen anf dem Gebiete 
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des Wahlrechts, Fortführung dev Sozialvolitif, Map- 
nahmen zuguniten des Meitteljtandes ujw., polemijierte 
gegen die Sogztialdemofratie und wandte fich ichließlich 
dem &tat jelbjt zu, wobei er bejonders die ungünjtigen 
Wirkungen der Zollpolitif und die Ieotivendigfeit der 


Aufbeijerung der Beamtengehälter betonte. Sn das Lob-. 


lied des Stanzlers auf den Slottenverein erflärte Wiemer 
nicht einitimmen zu fönnen, er jtreifte die auswärtige 
Lage ımd verlanate: ftärfere Mitwirfung der Volfs- 
vertretung bei den Negierungsgejhäften und ausreichende 
Berüdjichfigung Der jtaatserhaltenden Sträfte, die im 
liberalen Bürgertum lebendia jind. 

Sn der Sigung vom 28. sebruar 1907. jprachen zum 
Stat ehe die Abgeordneten Schrader undd. Bayer. 
Der eritere äußerte ji dahin, daß das Eingreifen der 
Negierung in den Wahlfampf nicht zu Wahlbeeinflufjungen 
führen dürfe, und betonte, Daß die Kolgen der Zoll- 
erhöhungen und der neuen Steuern eine erhebliche. VBer- 
teuerung der Lebenshaltung jeien. Cr erklärte, daß die 
sreilinnigen blieben, waS jie gewejen jeien, und day Te 
itetS bereit geiwejen jeien, für wirklich nationale Sor- 
derungen einzutreten. Schrader hob ftarf die Notiwendig- 
. feit energiijcher Sozialpolitif hervor und jpradı fiber Die 
Schuldenwirtihaft und die Ausgabenjteigerung im Ctat 
mit }feptiihen Worten. Abg. v. Bayer fand, daß die 
Bolitit des Neichsfanzlers „zujehends fürmlich ein Geficht 
gewinne“, und daß die Anerbietungen Ddesjelben für die 
Liberalen doch immerhin einen realen Hintergrumd hätten. 
Bejonders freue er jih über die Erjparniffe, die durd) 
Bereinfahungen in der Armee gemacht werden jollten. 
Paper Jah feine Garantie für einen längeren Bejtand der 
fonjervativ-liberalen PBaarung. Den liberalen Wechjel, 
den Billow ‚ausgejtellt habe, mülje er aber eimlöjent. 
Eine Enttäujchung des Bolfes jet würde einen Rild- 
ihlag von unabjehbaren Folgen haben. Eine Liberale 
Bolitif des Stanzlers mülje man aus jahlichen, nicht aus 
perjönliden Grümden unterjtüßen. Die Durchführung 
umjerer Brogramme und unjerer Beitrebungen liege ung 
in erjter Linie am Herzen. Bayer hob zum Schluß Die 
Bedeutung der Friedensbewegung gebührend hervor und 
erhoffte vom Stanzler weiteres Entgegenfommen an den 
Liberalisınus,. | 
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ni Sn der Sigimg vom 1. März 1907 gab der ba. 
 Eidhoff eine Erklärung ab in Sadıen jeines Brief- 
> werhfels mit dem General Keim vom Slottenverein, 1m 


E zu beweijen, daß er feinesiwegs, wie die Sozialdemo- 
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‚fraten behauptet hatten, „um die Sumit der Stonfervativen 
 gebuhlt“ babe. 

Sn der Sigung vom 2. März 1907 unternahm es 
der Abg. Gothein, Angriffe des Zentrums abzıı- 
wehren ; er meinte, daß der Neichsfanzler im Belit einer 


5. - Apietmühle jet und . es Darauf anlomme, welden 


Sebraud) er davon Machen werde Gr wandte jicd 


gegen die Sozialdemofratie, die Männer wie Quidde, 


und Haußmann habe Ddurchfallen Lajjern wollen, md 


r itellte feit, daß der Negierungsapparat aud) diesmal 


j 


vielfach) ebenfo gegen die ‚sreilinnigen gearbeitet babe 
vie früher. h 
Sn der Schlußiigung ‚der eriten Etatsberatung, am 


EB, März 1907, behandelte der Abag. Dr. Neumann-= 
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Hofer eingehend das „finanzielle Märtyrertiim“ der 
Stleinjtaaten. 

Beim Etat des NReihsfanzlers, zweite 
Lejung des Etats, wünjhte Abg. Dr. Wiemer am 
30. April 1907 vom Neichsfanzler Auskunft iiber die aus- 
wärtige Lage. Die Mitwirkung des Parlaments in aus- 
wärtigen Sragen mie gejtärft werden. Seine ‚Sreunde 


 jeien nicht mit allem einverjtanden, was in der aus- 
 märtigen Boliti£ gejchehen jet, fie hätten mit ihren Urteil 


nicht zurücdgebalten über Wlößlichfeiten umd impulfive 


— Kumdgebungen. Eine Blutauffriihung im der Diplomatie 


21 
x 


riet 


e. 


jei nötig. Wiemer betonte nachdrüdlicd die Notivendig- 
feit eines guten Verbältnifies zu England und winjchte 
dem Haager Stongreß guten Erfolg. Die Abrüftungs- 
frage jei jebr wohl disfutabel, wenn auch Deutichland 
iiber das Mai; jeiner Ritftungen jelbit zu beitimmen habe. 
Das deutjche Volk wolle den Frieden. Striegeriiche Ber- 
Wwidelungen aber würden das deutjiche Volt einig finden. 
— Mg. Schrader ergänzte am selben QTage dieie 
- Darlegungen, wobei er bejonders die ‚Förderung der 
- gegenfeitigen Abrüjtungen unteritric. 

Ag. Kaempf führte bei demielben Etat am 
1: Dtai 1907 aus, dab die Frage der Armenunterjtigung 
beim Wahlrecht anderweitig, mebr im Simne des all» 
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gemeinen Nechtsbewußtjeins geregelt werden mtüjje. 


— Abg. Fiihbed befämpfte in derjelben Sikung die 
Schiffahrtsabgaben, wobei er gegen vd. Oldenburg 
polemilierte, von dem der Keichsfanzler jagen fönne: 
Gott bemwahre mich vor meinen Freunden! Billomw felbit 
werde in jeiner politifchen Eriltenz unmöglich werden, 
‚wenn er die Dinge, die er jet dem Liberalismus in 
Aussicht geitellt Habe, nicht zur Wirklichkeit werden lafje. 
Sejchehe dies nicht, jo würden wir allein dafiir arbeiten 
miüfjen, daß Ddiefe Dinge zur Wirklichkeit werden, aud) 
ohne md gegen die Negierung. — Beim Auswärtigen 
Amt empfahl Mbg. Kaempf internationale Bereinheit- 
lichung des Wechjelrechts. 
Die dritte Lejung des Etats führte am 
13. Mai 1907 zu einer Nede des Abg. Haußmann, 
in der er den Neichstag gegen jozialdemofratiiche Alıt- 
griffe, daß er nichts geichafft habe, in Schuß nahın und 
Die Rolle einer „Bufferpartei“ freumdlichitt ablehnte. 
Air hätten hier eine felbitändige Mufgabe. Redner Ichlof 
mit ausmwärtigen Betrachtungen. Abg. Dr. Müller- 
Meiningen polemifierte Icharf gegett. die Soztaldemofratie 


und iwiderlegte die Behauptung, dab die Sreijinnigen- 


jeßt eine andere Bolitif getrieben hätten. Sie witrden 
den Kampf nad) ihren Prinzipien durchführen. | 

Beim Auswärtigen Amt beflagte am 14. Mai 1907 
Abg. Dr. Miller - Meiningen die mangelhafte Ber- 
tretimg deutlicher Ssntereflen im NRupland. 


Berufs- und Betriebszählung. 
Sn der eriten YLejung der Vorlage am 5. März 1907 


machte der Abg. Dr. Doormann einige praftiihe - 


Borichläge fiir die Zählung und gab der Hoffnung auf 


einen vollen Erfolg des großen Werfes Ausdrud. 
Bei der ziveiten Lelung befiiriwortete _ am 16. Weärz 


1907 der Aba. Dode einen Antrag, die Srage nad) der 


Religion aus den Kragebogen wieder herauszubringen. 
Ss der dritten Lelung am 18. März jprad) er zu BADEN 
Angelegenheit. 

Bei der entjprechenden Bofition im Ctat des Reichs- 


amts des Inneren erhob der Abg. Dr. Botthoff am | 


19. April 1907 verschiedene Einwendungen gegen die 
Ausgeitaltung des Sragebogens. 


en ri Gern 
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Kolonialfragen. 


Abo. Kopich erklärte am 6. März 1907 bei der 
kn folonialen Nadtragsetats 
namens der freilinnigen Barteien, day ie ven Kacdıtrags- 
 etat für die Unterhaltung der Truppen in Sidweitafrifa 
und für den Bau der Bahn von Stubub nach Steet- 
 mannshoop getreu ihrer Haltung vor der Weichstags- 
auflöjung bewilligen würden. Er legte zwar Verwahrung 
ein gegen den Gedanken, einer jtändigen Stolonialarnıee, 
iprach. aber den: Truppen in der Stolonie Danf und An- 
erfennung jür ihre Hingabe und SOpferwilligfeit aus. 
bg. Schrader jchlof fich diefen Darlegungen an md 
wandte jich nachdrücdlic; gegen Webertreibiingen md 1lı- 
richtigfeiten des Abg. Yedebour. 

u Bei der dritten Lefjung befämpfte am 12. März 
1907 der Mg. Dr. Viemer die Behauptung 
 DBebels, der Freilinn habe in. der Ktolonialpolitif eine 
völlige Schwenfung vollzogen. Schon Nichter habe 
_ anerfannt, daß die Mittel zur Niederwerfung von Yluf- 
 jtänden bewilligt werden müßten. Nicht gegen Die 
 Kolonialpolitif als jolche, num gegen ein falihes Syitem 
derjelben habe fic der Freijinn gewandt. 


% Die erjte Lejung des Ergänzungsetats zuguniten der 
 gejchädigten 3 garmer gab dem Abg. topic, am 19. April 

1907 Anlaß, jih) im allgemeinen wohlwollend zu der 

„Forderung auszujprechen und das Neiultat der Klont- 
miffionsberatung abzuwarten. 

E Bei der zweiten Lejung erflärte am 10. Mai 1907 

der Abg. Dr. Wiemer, dab jeine ‚sreunde nicht q geneigt 

 jeien, über die in ‚der Stommiffion beichlofiene Summe 

 binauszugeben, dieje aber bewilligen würden. 

j 


—— Beim Etat des NReichsfolonialamts gab am 3. Mai 
1907 der Abg. Dr. Wiemer die Erklärung Bi: dat; die 
Freifinnigen für die Errichtung eines jelbitändigen Neichs- 
Tolonialamts jtimmen würden, und er begründete dieje 
en Für die Stellung zur Kolontalpolitif jei jeinen 
Sreumden von Bedeutung, day die Verwaltung nad) fauf- 
männifchen und wirtichaftlihen GSelichtspunften geleitet 
verde. Die Schaffung einer Stolonialarmee jet nicht 
igt, deswegen fünne man der geplanten Neu 
jantiation der Schußtruppen zuitimmen Mbg. Dr. 


ELLE 


Mitller- Meiningen begrüßte in derjelben Sigung 


Yengerungen Dernburgs und befiicwortete eine Ntejohution 


auf Erforfchung des Nechts der Eingeborenen, auf die 
dann auch Abg. Dove furz einging. 

Am 4#.Mat 1907 trat Abo. Dr. Dohrn, lebhaft 
jefundiert vom Mbg. Storz, für die Streichung einer 
Sulchußlunme von 10000 Me. für die Miffionsichule in 
Hiinfeld ein, die einenrein fatholiich-Fonfejjtonellen Charakter 
trage. (Zentrum und Rechte jekten aber. die Aufrecht- 
erhaltung des Boitens durch.) — Ber Dftafrifa trat am 
jelben Tage Nbg. Sommer für die Forderung der 
Negierungsichulen ein. 

Bei Kamerun erflärte am 6. Mai 1907 der ba. 
topic, daß das Nechtsempfinden durch den Berlauf 
des Brozeljes Puttfamer nicht nn jondern jtärfer 
erregt worden jet alS vordem. 


Weinfrage. 
Bei der Beiprechung der Sterpellation Noejice- 
Schellhorn über die Neform des Weingejeßes definierte 


EN 


a 7. März 1907 Abg. Dejer die Stellung jener Sreunde. 


dahin, daß weniger ein neues Weingejeß al3 die Durd)- 
führung des alten Gejeges notwendig jei. Für eine Aus- 
Dehnung der Stonteolle trat der Redner ein, dagegen 


hatte er Einwendungen gegen die seitliche umd räumliche . 


Beichränfung der Zucerung. 


Dei der Weindebatte inmerbalb der zweiten Beratung 


de3 Etats des Neihsanıt des Innern bat Abg. Doveam 
17. April 1907 in N rede, den zivecklojen Nteden 
ein Ende zu bereiten — man Ddisfreditiere nur den joliden 
Weinhandel. 


Mechtsfähigfeit Der Berufspereine. 
Yın 11. März 1907 Ypradh Abg. Dr. Mugdan aus 


(äslih einer Zentrumsinterpellation den lebhaften Wunjch 


aus, daß die Sozialpolitif nicht eine „papierene” bleibe, 


jondern eifrig fortgejegt werde, und erörterte eine Reihe . 
lozialpolitiicher Borjchläge. Die Sozialreform . werde 
ichnellere Zortjchritte. machen als unter der  Yentrums- 


berrichaft, wenn wirklich der NeichSfanzler auf Bus „Trei= 
finnigen Freunde“ Nüchicht nehmen wolle. 


Beate 


6? Suftizfragen. 

u Abg. Dr. Miller - Meiningen erörterte am 13. März 
1907 bei den nterpellationen Hompeih und Bajier- 
mann eingehend . die Fragen der NMevifion des Straf- 
prozejies, zum Schluß den jetigen Strafvollzug 

bitter fritifierend. Adg. Dove jchloß ji dem Rumnid) 

 cuf baldige Vorlegung der Strafprozegnovelle an und 
betonte die Sehnjucht des Haujes nad) praftiicher Tätig- 
feit. Abg.:-Storz bradte weitere juriitiihe Spezial- 

. fragen vor, und Abg. Dr. Hedicher jeßte jic) wieder- 

holt mit dem Staatsjefretär NWieberding iiber die ‚Srage 
der Zahlung von Diäten an Schöffen und Gejchworene 
auseinander. ba. Günther führte noch aus, dap 
auch in Sachen die hochgebildete Arbeiterichaft jehr wohl 
zum Schöffen- und Gejchworenendienit geeignet jet. 

Bei der zweiten Beratung des Neihsjuitiz- 
etats erläuterte in Draitiihen Darlegungen anı 
20. April 1907 der Abg. Dr. Ablay die Bımntichedigfeit 
des Nechtszujtandes binjichtlich des Plafatiweiens. bag. 
Dr. Müller - Meiningen vermißte am 22, April Grof- 
zügigfeit und Nuitiative tum Neichsjuitizamt und verlangte 
namens der ‚steilinnigen Bejchleuniqung der Neform dev 
Suftizgejege. Insbeiondere. befämpfite er den Zeugnis- 
zwang gegen die Prejie md verlangte Schöffen- md 

- Geichworenendiäten. Am 23. April 1907 ipradı) Abg. Dr: 

 Hedjcher über die Seejchöffengerichte. 


Die Brivatbeamten. 

Bei der Sinterpellation über die VBerhältnifie der 
PBrivatbeamten jpracdhen am 14 März 1907 die Abaga. 
Dr. Botthoffund Sormanı. Beide begrüßten die 
Zufage der Negierung, der VBerjicherumg der Privat- 
angejtellten näher trete zu mwöÖllen, umd erörterten die 
bejte Löjung diejer Srage. Wenn man nationale Politik 

treiben wolle, dann müjle man energiich Toztialpolitiich 
tätig jein, jo jhloß Hormann. 


K, Kontingent für landwirtichaftliche Brennereien. 

; Bei der erjten Beratung des Sejegentwurfs zur 
 anderweitigen Bemejjung des Stontingentsfuhes ergriffen 
N. anı 16. März 1907 die AMbag. Dr. Badhnide md 


KEN a 


Shweidhardt das Wort zur Slennzeichnung der 


Y ei; 
eu 


enitkineingeteuehlh und zur Befürmwortung der tom: 


millionsberatung. 


WBahlbeeinflufjung der Behörden. 

Dei der polnischen Interpellation über. diefen Gegen- 
itand wies Abg. Dr. Hermes am 19 März 1907 
nach, da das Gerede, er habe ji) „Negierungsfandidat“ 
genannt, völlig hinfällig Jei. 


Ausweifung polnischer Schüler aus Höheren 
Lehranitalten. 


bg. Oyhlin 9 prägijierte am 19. März 1907 den 


Standpunkt jeiner Freunde zur polnischen Snterpellation 
dahin, daß jie den polniichen Schuljtreif awar veriverfen, 
aber auch die Relegation polnischer Schüler aus den 
höheren Schulen, den Seminarien ujw. in aller Schärfe 
verurteilen müßten. 
Spzialppfitif, 

Beim Elat des ReihsSamis des Ssunern, 
2. Zejung, jprad) am 11. April 1907 zunäcdjit der Abo. 
Dr. M ugdan. Borbedingung für jede Goztalreform 
it nad) ihm freies Stoalitionsreht und freies Ber- 
jammtlungstecht, er verlangte die Verallgemeinerung der 
Tarifverträge und Raum für die freie Gelbjtbetätigung 
auch in der Sozialgejeßgebung. Abg. D. Naumann 
(legte in jeiner Sungfernrede am Jelben Tage dar, das; 
troß aller jozialpolitiichen deen und Anregungen und 
obwohl es eine jozialreformerische Mehrheit im KReichs- 
tage gebe, der pojitive Sahresertrag an Sozialpolitif 


nıumimal jei. Das rührs,von der Haltung des Bundes- 


vatSs ber, der nicht aufgelöjt werden fünne wie ein 


Reichstag. Naumann verlangte freies Vereins: und. 


Stoalitionsreht — einfade Dinge; umjtändlic) jeien 


immer nur unliberale Gejeßgebungen. Er hob die Not- 


wendigfeit der Arbeiter-Organijation in der modernen 
Seit hervor und plädierte fiir den „Snoduftrieparlamentaris- 
mus“, d.h. für die Mitwirkung der Arbeiter und Angejtellten 
an der UDERSDELIDITRG der „znöuftrien DEN Yrbeiter- 
ausjchüfle, Arbeiterfammern uw. 


he. 
he 


Am 12. April 1907 erörterte Abo. Günther ün 
längeren, jacdjfundigen Ausführungen das Submiljions- 
iwejen. Am 13. April jprah Abg. Wieland zuguniten 
der Yandmerfer und des Mittelitandes, während am 
15. April Abg. Dr. Potthoff die Wünfche der PBrivat- 

- augejtellten eingehend vertrat. Am 16. April plädierte 
bg. Dr. Müller-Meiningen fir die Anträge feiner 
Partei und verlangte insbejondere ein freies Vereins» 
und Berjammlungsredt. mn derjelben Sigung wies 
Abg. Hormann die Angrifie des Antifemiten Raab 
wegen zu jchnellen Sahrens der Ozeandampfer jachfundig 
zurild. 

Bei der dritten Lejung des Etats des Neichsamts 
des Innern erörterte Abg. Karitens am 14. Mat 1907 
eingehend die Verhältnilie in der Glasinduitrie, in einer 
zweiten Rede verteidigte er jeinen Standpunft gegenüber 
dem Abg. Horn (Sadjen). Die Abag. Dr. Sedider 
ımd Euno nahmen gegen verallgemeinernde antiiemitiiche 

- Angriffe die deutichen Needereien in Schuß. 


Meichsgejundheitsamt. 

Beim Stapitel Neichsgejundheitsamt, Etat des Neichs- 
amts des Sunern, lenkte Abg. Sijch bed am 17. April 1907 
die Aufmerkjamfeit auf die Mängel des Abdedereiveiens 
und der Nechtiprechung auf dielem Gebiet. — Abg. Dr. 
Mugdan forderte am 18. April 1907 eine einheitliche 
Leitung des Medizinalwejens. 


& | Reichsverjicherungsant. 
Beim entiprechenden Stapitel des Etats des Neichs- 


_ amts des Innern verbreitete jich Abg. Dr. Mugdan 
am 18 Mprit 1907 über die XTätigfeit des Neichs- 
_ verficherungsamtes, insbejondere über die Mitwirkung 
der Merzte. | 


Militäretat. 
; Bei der zweiten Lejung des Militäretats ipracd am 


} 24. April 1907 Abg. Dr. Müller» Meiningen gegen 
das Schuldenmachen und die Spielwut im Offizierforps md 
betonte die Plicht der Bolfsvertretung, immer wieder 
gegen die Soldatenmiihandlungen zu ‚selde zu zieben. 
Un der Hand reichen Materials wendete fid) Redner 
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gegen die Ddrafoniichen Beitrafungen von Soldaten und 
gegen die ungenügende Handhabung des Bejchwerderechts. 
— Am 25. April 1907 bradten die Abgg. Mommjen, - 
Dr. Leondhart, Storz, Sommer md Günther 
eine Neihe von Spezialfragen des Etats zur Sprade. 
Am 26. April erflärte jih Abg. Dode namens der frei- 
finnigen Parteien gegen den Berfauf eines Terrains für 
den Bau eines Landwehroffizierfafinos in Berlin. 

Sn der dritten Lejung des MilitäretatS am 14. Mai 
1907 nahın Abg. Dr. Müller - Meiningen Veranlafjung, 
an der Hand eines Einzelfalles die „PBolitif der adel- 
jtiche gegenüber der Sozialdemofratie“ zu verurteilen. 


Boftetat. 

- Abg. Kaempf behandelte am 27. April 1907 bei 
der zweiten -Lejung des PBojtetats die Srage der Herab- 
jeung des internationalen Briefportos, die er warm be- 
fiirwortete, und die trage des Bojtichedverfehrs, Dejjen 
baldige Einführung er dringend empfahl. Am 29. april 
vertrat alsdanıı der Abg. Kopjc die bon dert zzrei- 
jünnigen eingebrachten Nejolutionen, vor allem Die auf 
eine Nenderung der PBerjonalordnung für die mittlere 
und untere Beamtenlaufbahn. Er unterjtrich die Wüniche 
auf eine materielle Bejlerjtellung der Beamten und ver- 
langte Bertrauen fir die Beamten auch Hinfichtlich der 
Ausübung des VBereins- und Berfammlungstechtes. 

In der Sikung vom 2. Mai 1907 brachten die Abgg. 
Dr. KReumann-Hofer, EidHofT, Sünther 
und Dr. BPfundtner eine große Neide von Wünjchen 
und Anregungen zur Spracde. 


Beamtenfragen. 


Zur erjten Lefung der DBorlagen über die Sleitde- 
rungen des Neihsbeamten-, Des Beamten- 
hinterbliebenen- umd Des Militärhinter- 
bliebenen-Gejegßes erflärte am 29. April 1907 
bg. Sünther a > der Sreilinnigen die pringtpielle 
Suftimmung. 

‚sn der ziveiten Lelung gab Abg. Mommien die 
BZultimmung feiner reunde zu erfennen. 

Die erjte Yefung der Teuer ungszaulagen (Er- 
gunzungs ein fiir 190%) gab dan 9 er. Wiemer 
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am 6. Mai 1907 Beranlaffung, die lebhafte Zujtimmuntg 
jeiner $reunde zur Erfüllung eines vom Neichstage ge- 
hegten Wunjches auszuiprechen. — Bei der zweiten 
gejung am 10. Mai 1907 empfahl Abg. Dr. Wiemer 
al Referent die Annahme der Stommiijionsbeichlitiie. 


Kaijer-IBilhelm-Kanal-Erweiterung. 

Bei der eriten Lejung der’ Borlage (Ergänzungsetat 
fie 1907) verhielt jich der Redner der ‚Sreifinnigen, Alba. 
Dr. Leonhart, am 2. Mai 1907. zurückhaltend Er 
beantragte Stommijfionsberatung. 


Meichseiienbahnamt. 
Bei der zweiten Lejung diejes Etats betonte Abag. 
Dr. Müller- Meiningen am 2. Mai 1907 den 
deforativen Charakter des Neichseilenbahnamts, md er 


sprach gegen die fisfaliihe Eiienbahnpolitit Preußens 


gegenüber Thüringen. 


Sit der dritten Lejung bradıte am 14 Mat 1907 
Abg. Storz fiiddeutihe Klagen über den preußijchen 
Eijenbahn-Bartifularismus vor, md er plädierte für die 
Heritellung der Betriebsmittelgemeinichaft. 


Handelsprovijorium mit AUmerifa. 
bg. Kaempf befürmwortete am 7. Wat 1907 das 
Handelsproviiortum mit Amerifa als einen nad Yage 
der Dinge erfreulichen Schritt. — Am 12. Mat jchilderte 
Abg. Kaempf als Meferent den Gang der Verbhand- 
lungen in der Kommitjlion und empfahl unveränderte 


- Annahme. Abg. Dr. Dohrn trat gleichfalls für Aı- 


nahme ein in der Hoffnung, dab zwiichen Deutichland 
und Amerifa ein bejlerer Zuitand bergeitellt werde. 


Grubenfatajtrophen. 

Anläßlich der nterpellationen des „Zentrums ımDd 
der Sozialdemofraten erflärte am 11. Mai 1907 Mba. 
Sphling, das jeine ‚sreunde für den Ausbau der 
Wrbeiterorganilationen auf den Gruben jeien, er bob 
verichiedene Miyitände hervor und verlangte ein Berg» 
Reichsaeiet. 


2. Seilionsabichnikt 
vom 22. November 1907 bis zum 7. Mai 1908, 


Handiwerfer- und Meittelftandsfragen, 

Die Abgg. Dr. Mugdan, Gothein um 
Wieland befämpiten am 22. Yovember 1907 bei einer 
Betitionsberatung die zünftleriichen Bejtrebungen auf 
Breisfejtiegungen für das Barbiergewerbe. 

Bei der Beratung eines Yentrumsantrages auf 
sörderung des Handwerts und des Faufmännijchen 
Mittelitandes legte am 6. Dezember 1907 Abg. Dr. 
Doormann dar, daß Die „Sreilinnigen Sozialpolitif 
auc für den Mitteljtand, vor allem für den Handwerker, 


treiben und jeine Kage bejjernde gejegliche Einrichtungen 


treffen wollen. Die Mbgg. Hoffmeijter, KRobelt 
und Dode erörterten dann am T. Dezember eingehend 
Maknahmen zugunsten des Handiverferitandes. 


Beitrafung der Majeftätsbeleidigungen. 

Bei der eriten Lejung des Entwurfs beflagte der 
Abg. Traeger am 23. November 1907 die vielen 
Weajejtätsbeleidigungsprogejje, worauf er in zum Zeil 
humortftiiher Weile die Vorlage würdigte, die er als 
einen Schritt vorwärts und als eine Möglichkeit begrüßte, 
hapliche Erjeheinungen unjeres öffentlichen Yebens zu be- 
jeitigen. Much Abg. Dr. Hedjicher ftand dem Entwurf 
ympathiic gegenüber ; er bemängelte jtarf den Ausdrud 
„böswillig“, der zu einer Beurteilung nad politiichen 
Momenten führen fönnte. 

sn der zweiten Lejung bezeichnete am 21. Sanıar 
1908 Abg. Dr. Müller- Meiningen die Borlage als 
einen fleinen Schritt vorwärts in der Richtung der Ge- 


währung eines vernünftigen Mabes politiicher Freiheit 


Dr 


und verfündete daher die Annahme desjelben durd) jeine 
steunde. 

Bei der dritten Lejung am 23. Sanıar 1908 nahın 
Mg. Gyhling die Gelegenheit wahr, die Berun- 
glimpfungen jeitens der jozialdemofratiichen PBrefje an- 
täßli) des Brozejjes wegen des Königsberger „Schand- 
jäulen“-Artifel3 zurüczumeifen. 


Die Erhöhung der Lebensmittelpreije. 

Bei der jozialdemofratiichen nterpellation iiber die 
Steigerung der "Lebensmittelpreije iprah) am 25. No- 
vember 1907 zunädit Abg. Gyhling, der gegenüber 
den Sozialdemokraten hervorhob, da jeine Partei ihren 
Standpunft in den Fragen der Zoll- und Lebensmittel- 
politit voll aufrechterhalte, und gegenüber der Rechten 
die Landiwirtichaftsfreundlichkeit der freifinnigen Parteiert 
betonte. Er forderte eine energiihe Anjiedelungspolitif 
zum Zwed der Verminderung des ländlichen Arbeiter- 
mangels und befürmortete die Aufhebung der Erport- 
tarife. Die Hauptiache jei freilich die abjolıte Nenderung 
der gejamten Zpll- und Wirtichaftspolitif. Hier den 
Segenjag zur Negierung zu verjchleiern, fiele jeiner 
Partei nicht ein. — MAILS zweiter Redner behandelte 
AUbg. D. Naumann die Teuerungsfrage in großen 
wirtihaftlihen Zujammenhängen. Der Blod bedeute 
fir uns feineswegs ein Zurüdijtellen unjeres wirtichafts- 
politiichen Befenntnijjes. Wer je in der Armenpflege 
gejtanden habe, werde wijjen, was die Ernährungsfrage 
für die nädjite Generation bedeute. Die jetige Strife 
werde hoffentlich auf umjerer Seite ein Stüd politischer 
Energie wadırufen, aus dem heraus wir zu einem anderen 
Bolliyitenm fommen. 


Die Kohlenpreije. 

Zur Interpellation über die Kohlenpreije nahnıen 

am 26. November 1907 die AMbga. Kaenpf und 
Sothein das Wort. Der eritere befümpfte den Klohlen- 
ausfuhrzoll und rief den Syndifaten und Sartellen zu, 
Map zu Halten, während Gothein das Pro und Kontra 
der Stohlen- und Syndilatsfrage jahfımdig erläuterte 
und für die Bergleute auch in den Staatsbetrieben die 
volle Staatsbürgerfreiheit verlangte. 


® 


SORTE 


Gejeß über den VBerjicherungsvertrag. 


Bei der eriten Lejung jpradhen am 27. November 
1907 die Abag. Kaempf und Dove unter grundfät- 
‚licher Zuftimmung für Die Kommiffionsberatung. 

Bei der- zweiten Lefimg erörterten die Abgg. Dove 
und Euno einzelne wichtige Bejtimmungen eingehend 
und erflärten die Jultimmung ihrer Freunde. 


Sicherung der Bauforderungen. | 
Bei der eriten Lejung des Negierungsentwurfs be- 

jpradıen die Abgg. Kaempf, Dovewmmd Wieland 
am 27. November 1907 die Schwierigfeit der Materie, 
für Kommijfionsberatung plädierend. Sie erfannten an, 
daß gegen jchwindelhafte Ausmwüchje im Baugewerbe Ab- 
hilfe geichaffen werden müjje, anderjeit3 dürfe das Kind 
nicht mit dem Bade ausgejchüttet, nicht die wirtichaftliche 
Selbjtändigfeit der Bauhandwerfer gefährdet werden. 
Sp wie das Gejeß jei, jcheine eS weniger zum Schuße 
der Baubhandiwerfer als zum Schuge der Redhtsanmälte 
zu Jein. Wieland BU insbejondere ei Leichtfaklich- 
feit des Entwurf®. 


Etat 1908, allgemeine politifche Lage. 

Bei der erjten 2Lejung des Etats ergriff am 
30. Kovember 1907 der Abg. Dr. Wiemer namens der 
Sstraftionsgemeinichaft das Wort.. Er freute fich, daß der 
Neichsfanzler die Legendenbildung über die Neichstags- 
auflöjung zeritört habe, polemijierte gegen die Yinanz- 
politif des Zentrums, jorwie gegen die FYinanzreform von 
1906, beflagte die Folgen der Zoll- und Wirtichafts: 
politif und das Anwacdjen der Matrifularbeiträge und 
gab die Bereitwilligfeit jeiner reunde zu erfennen, an 
der DBejjerung der Reihsfinanzen mitzuwirken. » Die be- 
fannt gemordenen Bejtenerungspläne ging er fritilch 
durch, und er wünjchte dringend die Einführung direkter 
Neichsiteuern, die ‚die Selbjtändigfeit der Einzelitaaten 
teineswegs antaften würden. Auch für die Ausdehnung 
der Erbiaftsiteuer auf Deizendenten und Ehegatten trat 
Dr. Wiemer ein, falls mehr Mittel gejchaffen werden 
müßten. Die jegige verfehrte Finanzpolitit jei der beite 
Ehrittmiadher der Sozialdemofratie.. Hinfichtlih Des 
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‚slottengejeges warnte Nedner vor den Ertravaganzen 
- der Slottenjchwärmer, worauf er Streiflichter fallen lie‘; 
-auf die jeruellen Berfehlungehn in der Armee, auf die 
-Sozialpolitif und das Reichsvereinsgejeß, auf die aus- 
wärtige Lage. Schlieglid forderte er die Bejeitigung 
‚des Dreiklafjenunrehts in Preußen und die Einführung 
des Reihsmwahlrechts dajelbit. Der Blod fünne Erfolge 
haben, wenn er die treibende Straft jei, die den Staats- 
wagen vorwärts bringe; jonit aber werde der Blodfieq 
nicht dauernde Erfolge haben. 

Am 2. Dezember 1907 jpradhen alsdanı die Abag. 
Schrader und v. Bayer. Der erjtere betonte, dab wir 
im Sinne Wiemers Blodpolitit mitmachen würden, wir 
wiirden aber genau jo handeln, wie wir jchon vor dem 
13. Dezember- 1906 gehandelt haben. Ohne jede Bor- 
eingenommenbeit würden die Vorlagen geprüft werden. 
‚Leider habe der Stanzler auf die Frage nad) dem Wahl- 
‚recht feine Antwort gegeben. Schrader bob die Not- 
‚wendigfeit der liberalen Ziele hervor und erklärte, dal; 
es auf die Dauer nicht möglich jein werde, in Preußen 
und im Reich eine verjchiedene Politik zu treiben. Redner 
vertiefte fich Hierauf in den Etat und fennzeichnete die 
ichlechte Finanzlage. Abg. vd. Bayer war mit den 
auswärtigen Ausführungen des Stanzlers im mwejentlichen 


 einverjtanden, verjicherte anläßlic) des Prozefies Moltfe- 
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SHarden die Neformbedürftigfeit des Strafprozen;- 
verfahrens und wandte ji) dann der Sinanzlage zu, 
ebenfalls die bisherigen Steuerpläne einer Kritik unter- 
ziehend und die Einführung direkter Steuern verlangend. 
Zum Schluß ging Redner auf die Blodidee und die Ber- 
jpredungen Bülows ein. Sein Wort von den Er- 
‚Iparnifjen im Heer jei nod; nicht erfüllt. Das polnische 
Enteignungsgeieß befunde nur die Silflojigfeit der bis- 
herigen politijchen Aktion. Wenn es Billow mit dem 
Blod gut meine, müfje er ihn erheblid) weiter nad) lints 
‚jteuern als bisher. 

Am 3. Dezember 1907 polemifierte der Abgeordnete 
Gothein bei der Fortiekung der Etatsdebatte gegen 
den Eonjervativen Abg. Stretd, um ji) dann dem Etat 
Bu der allgemeinen finanziellen Yage zuzumenden, 1Wo- 

"er die imdireften Steuerpläne, insbejondere Die 


Sigtrrenbanderoles befümpfte und unter Schilderung der 
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verbefferten internationalen Lage Den Gedanfen einer 
Berminderung der Heeresrüftungen ernftlich ventiliert zu 
fehen wünjchte. Nedner befämpfte die preußiiche Polen- 
politif, jagte von der legten Stanzlerrede, fie jei jtellen- 
weife dunfel geivefen und habe uns gegenüber Blumen, 
nichts als Blumen gebradt, und forderte jchließlich eit 
ee Wahlreht. „Weniger Nheinbaben, imeniger 

giebert, aber mehr Uhland, das wird dem deutichen 
dolfe gut tun!“ | 

Am 4. Dezember 1907 erflärte Abg. Dr. Wiemer 
anläglih der Affäre Baajhe-Einem mit KRüdicht 
auf die Fritiide Zujpigung Der „merpolitiichen 
‚age, daß die Vertagung ER jei. Sn der daranf- 
folgenden Gikung, am Dezember 1907, gab der- 
jelbe Abgeordnete namens Re Sraftionsgemeinichaft die 
Erflärung ab, daß dieje einmütig gemillt jei, getreu der 
bisherigen, aus jahlihen Gründen beobachteten Haltung 
die Blocdpolitif weiter zu unterjtügen unter Bahrung 
unferer politiihen Grundjäße und in dem Beitreben, 
durch unjere Mitwirkung Zortichritte im Der Richtung 
unferer Anjehauungen zu erreichen. 

Beim&tat des NReihsfanzlerz, 2. Lejung, 
erörterte Abg. Dr. Wiemer am 23. März 1908 die 
auswärtige Lage, wobei er insbejondere auf die An- 
wendung der Algecivas- Alte und auf die Beziehungen zu 
England einging. In dem Bejtreben, den Frieden in 
Ehren zu erhalten, würden Regierung und. Reichstag 
wohl einig jein. Am 24. März lenkte Mbg. ECidHoff 
die Aufmerkiamfeit des NeichsfanzlerS auf Die Verhand- 
fungen der Union Snterparlementaire. 

Am jelben Tage jprad Mbg. D. Naumann zur 
inneren Bolitif. Der Beamte habe das Bewußtjein, nicht 
die vollen ftaat3bürgerlichen Nechte zu bejiken. Die Be- 
handlung des Falles Scellenberg durch Kraetfe wider- 
ipreche den elementarjten Rechten des Staatsbürgers. 
Das Wahlreht müjje gefichert werden durdy amtliche 
Wahlurnen. Der deutjche Bürger jei in Preußen minderen 
Rechtes als im Reiche, in Preußen habe man eine Drei- 
Hafjenvertretung, die eine Verlegung des deutichen Necht3- 
- empfindens daritelle. Man juche vergebens mweitherzigent 
liberalen Geijt in den Kandtagsverhandlungen zur Wahl- 
reform. Naumann zitierte Kant umd“ Uhland und fprad) 
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von den Süddeutjchen, die nicht begriffen, was man dem 
‚in Preußen für ein „abjunderlicdes” Staatswohl habe, 
das das Recht nicht verfrage, mit dem man im Süden 
wacdhje und gedeihe.. Dem Menjchen tue die Freiheit not. 

Abg. Dr. Botthoff jpradd in der Kortiegung 
diefer Debatte am 26. März 1908 über die neuerlichen 
Bemerfungen Bilows zur Wahlredhtsfrage ımd -betonte, 
daß der fein wahrer Sreund des allgemeinen gleichen 
Wahlrecht jei, der es im Reiche erhalten, aber in Preußen 

nicht einführen wolle. Nedner verteidigte Naumann 

gegen die Anmwürfe Lattmanns, dejjen Anhängern er 
unter dem Toben der Antijemiten demagogijde Stampfes- 
weile im Wabhlfreije Diftfriesland boriwarf. sn Walde 
hätten die Deutichiozialen einen direften gemeinen Wahl- 
ichwindel verjucht. Nedner forderte jchlieglid gemäß 
einer freilinnigen Rejolution Bejoldungsaufbefjerung und 
Staatsbürgerfreiheit für die Beamten. Abg. Storz 
erörterte die Frage des Verluites der Staatszugehörig- 
feit. — Beim Etat des Muswärtigen Amtes 
jprad) Abg. AhIhorn über die Lage in Marokko. 

Bei der dritten Beratung des Etats 
äußerte jih Abg. Schrader am 27. März 1908 über 
die Finanzlage, um dann die Einführung des Neichs- 
wabhlreht3 in Breußen als eine %orderung der Ge- 
vechtigfeit zu vertreten. | | 


HandelSabfommen mit England. 

Der Berlängerung des SHandelSprovijoriuns mit 
England auf zwei Jahre ftimmte am 5. Dezember 1907 
Abg. Dr. Wiemer mit furzen Worten namens der 
steifinnigen zu. 

Neichsvereinsgefeg. 
. Bei der erjten Lejung der Vorlage nahm am 
10. Dezember 1907 Abg. Dr. Müller- Meiningen das 
Wort, um, anfangs unter lebhafter und wigiger Bolemif 
gegen das Zentrum, das Gejeg einer Hritif zu unter- 
ziehen. Ohne zu verfennen, daß Deutichland mit diejent 
 Gejeg nicht an der Spige der Nationen marjchieren 
werde, müfjle man ihm dod) große allgemeine Vorzüge 
äugeltehen : eritens die Bejeitigung der Buntichedigfeit, 
dann die Schaffung Flareren Rechts und drittens die Be- 
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jeitigung der Schranten für Alter und Gejchlecht. Einzelne‘ 
SBaragraphen bedürften aber dringend Der Verbefjerung, ; 
fleinliden Schifanen müfje vorgebeugt werden.  Bezüg- 
(ihıder Sprachenfrage erörterte Nedner die polnische. 
Stage, wandte fi) jcharf gegen die Eingriffe ausländiicher 
Bolen in unjere Angelegenheiten und madte lebhafte 
Bedenken gegen den Spradenparagraphen geltend, dırcch- 
den die großpolniihe Agitation in Ktonveniifel getrieben 
md ein Martyrium gejchaffen werde. reilich Fönne 
auch Der bejtehende Zujtand leicht. zu einem Ausnahnıe- 
gejeß gegen die Deutjchen werden. Der S 7 miülje eine 
andere Zaffung erhalten. — Mbg. Dr. Bahnide er- 
fanıte den Gejeßentwurf am jelben Tage aud) al$ einen 
gewifjen Fortichritt an und jegte diefe Auffaljung. im 
einzelnen auseinander; die" Gituation bezüglich) des 
Sprachenparagraphen jet ernit. Deutjche Bolttif mülje 
nach deutjchen Snterejjen gemacht werden. Aber e8 gebe. 
ein Necht auf die Mutterjprache. Wer das anfajje, greife. 
fehl, Erbitterung fei die Folge, nicht VBerjöhnung. - Die 
Beitimmung jei auch unzwecmäßig, weil fie die Minier- 
arbeit in3 Dimfel dräange, und bedenflih dom Stand- 
puntt der Verwaltung. Diskutabel jei die Schaffung 
einer Ueberwachhungsmöglichkeit und die Zulälligfeit einer. 
fremden Sprache in gemijchtiprachigen Bezirken. 

Bei der zweiten Lejung gab am 2. April 1908: 
Abg. Dr. Mitller- Meiningen die Erklärung ab, daß jeine 
Steunde feine neuen Anträge stellen und fich auf die 
ablofut notwendige Abwehr von Angriffen. beichränfent 
würden. Sie hielten ji an die Kompromißfalfung und 
lehnten alle Anträge, jo jynwpathiih fie Prinzipiell im 
einzelnen fein möchten, ab. Das Gejet bedeute troß des 
8 7 einen großen Fortichritt. Die Kommiljion hätte it 
nicht weniger als 28 Punkten den Entwurf noch ver- 
befjert, alles, ivas von linfsliberaler Seite verlangt jei, 
jei erreiht worden. Nedner zählte die Verbefjerungen 
und Sortichritte auf. Die Ablehnung würde eine umver- 
antivortlie Torbeit jein. 
Am. 83 April 1908, Iprad) - Abdg. 7 Dr Müller- 
Meiningen iiber die Anzeigepfliht der, Verjammlungen. 
Er verlangte (und erhielt) eine Klare Snterpretation über 
die Srage, ob es möglich fein fünne, daß eine Landes- 
zentralbehörde die Bekanntmachung der Berfammlungen. 
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nur in Amtsblättern oder Blättern einer bejtimmten 


politiiden. Farbe anordnen fünne Er würde eine joldje 
Anmeijung für Mißbrauch des Gejeßes und groben Unfug 
halten. — Mbg. Dr. Botthoff verlangte bei einem 
jpäteren Baragraphen die Aufrechterhaltung mweitgehender 
‚sreiheiten der Yandesgejete. 

Zum Spracenparagraphen ergriff anı 4. April 1908 
bg. v. Bayer das Wort. Diejer- Paragraphen könne 
man nidt aus dem Yujammenbang des Ganzen heranıs- 


- reißen, tvolle man nicht das ganze Gejet jcheitern lajjen. 


Der Entwurf bringe au für Sitddeutichland große 
Fortichritte. Der Widerjtand der Oppofition zeuge bon 
wenig innerer Sraft. Mit dem S 7 nähmen wir etivas Un- 
erwünichtes in Stauf, weil wir fühlten, wie wicdtig die 
Annahme des Gejeßes für die weitere Entwidelung des 
linfen Flügels des Liberalismus jei. Die rein logijche 
Durhführung eines Programmgejeßes jei nicht zu allen 
Zeiten möglid. Man jchade mandmal, wenn man zu 
einjeitig jei. Der Saß, dag man in Deutichland in jeder 
öffentlichen VBerfammlung jeder Sprade dasijelbe Nedjt 
zuftehen mülje, gehe zu weit. Dem Nedner liegt 
nichts ferner als ein Eintreten für die preußiiche Polen- 
politik ; aber die Bolen unterwürfen jich nicht den gleichen 
Pflichten, obwohl fie gleiche Nechte verlangten. Die 
Stonjequenz des Sceiternläafjens jei die landesgejegliche 


- Negelung, die Neichsregelung jei Demgegenüber Die 


nildere. Preußen würde von fid) aus die Wohltaten, die 
das Geje auch den Fremdipradhigen gebe, nicht zuerfennen. 
Troß. aller Bedenken würden wir dem Ddeutjchen Wolfe 
einen Dienjt leijten, wenn wir dem HBujtand Der 
Nechtlojigkeit, Ilnfreiheit und Ungleichheit ei Ende 
bereiten. 

Abg. Dr. Miller - Meiningen widerlegte am jelben 
Zage die fozialdemofratiiche Behauptung, er babe im 
bayerijhen Landtag eine Nede gegen den Spraden- 
paragrapben gehalten, und protejtierte gegen die Ver- 
leumdungen jeiner Partei durch jozialdemofratiiche md 
fatholiihe Zeitungen. Zur Sache verlangte er bom 
Staatsjefretär eine Erklärung, daß mit den vor den 
solgen des S 7 zu jchüßenden Nrbeiterorganijationen 
nicht nur Die politischen, jondern alle Arbeiterorgani- 
jationen gemeint fein jollten. 
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Am 6. April 1908 wünjchte bei einem weiteren 
Paragraphen Abg. Dr. Mugdan Beitätigung der Anf- 
faffung, daß die Beteiligung von WPerfonen unter 
18 Jahren an gemerfichaftlihen Wereinen und Ber- 
jammlungen richt verhindert werden folle. — Nacd) einen 
Sahre werde man den heutigen Kampf gegen das Gejet 
als jtärkite Üebertreibung erfannt haben. 


Bei der dritten Lejung jprad am 8. April 
‚1908 Abg. Schrader zur Generaldebatte. Er führte 
aus, das Gejeß biete noch Mängel, aber daS Vereinsrecht 
itehe doch nun unter dem Scuße des Neiches, der 
Reichstag habe das Necht, gegen falfche Auslegungen des 
Sejeges zu protejtieren. Die Gleichitelung der Frau 
und die Kreiheit der Wahlverfammlungen — daS feien 
große Gewinne Wir jeien feine Sreunde der PBolen- 
politi. Aber ohne Zuitimmung zum 8 7 wäre das 
ganze Gejeß gejcheitert mit all feinen Vorteilen für uns 
und aud) für — die Polen, und es wäre in Preußen ein 
viel härterer Bolenparagraph gefommen. Er wünfche, 
daß der S 7 in verjöhnlicher Weile angewandt und das 
ganze Gejeg in freiheitlihem Sinne ausgeführt werde. 


Börjengejeß. 

Dei der eriten Lefung am 12. Dezember 1907 be- 
Ipradhen die Abgg. Kaempf md Mommfen ein- 
gehend und im ganzen wohlwollend die Beitimmungen 
der Vorlagen, von dem Grumndgedanfen ausaehend, 
unjere Börjen wieder zu großen nationalen und inter- 
nationalen Märkten zu machen und wieder Drdnung in 
das Börfjenmwejen hineinzubringen. — Abg. Dove ver- 
teidigte am 13. Dezember den Terminhandel in Humor- 
vollen Darlegungen gegenüber den Abgg. Dr. Hahn und 
Dr. Böhme. 

Bei der ziveiten Lefung, am 7. April 1908, traten 
die Abgg. Kaempf, Mommfen und Dove für 
das Gejeg ein, das unzweifelhaft nicht alle Wiünjche be- 
friedige, aber doc aus unerquidlichen VBerhältnifjen heraus- 
helfe. — Bei der dritten Lejung, am 8. April, wies 
Abg. Mommfen die fozialdemofratiihe Behauptung, 
er habe als Bertreter der Effeftenbörje die Broduktenbörie 
verfauft, mit Entichiedenheit zurüd. 


Sul, 


Erleichterung des Wechjelproteites. 
In der ersten Lejung, am 13. Dezember 1907, er- 
hoben die Abgg. Dr. Ablaf und Storz manderlei 
Bedenken gegen die Gejtaltung der Vorlage. 


Die Brivatbeamten. 


Bei der Beratung eines Ffonjervativen Antrages 
wegen der PBenfions- und Hinterbliebenenverjicherung der 
PBrivatbeamten erflärte am 8. \anuar 1905 der Abg. 
Dr. Mugdan die Zuftimmung feiner Freunde Die 
Pflicht der Negierung jei e$, das Bedürfnis der Privat- 
beamten nach diefer Verjicherung jo fchnell wie möglid) 
zu erfüllen. 

Bei der Yortjegung der Beratung am 12. Februar 
1908 erörterte Abg. Dr. Potthoff eingehend die Frage, 
wie die Verjicherung der Privatbeamten gejtaltet werden 
jolle. Der Staatsjefretär möge die berjprochenen $rund- 
ziige des Gejeßes bald veröffentlichen. 


Unterftügungswohniigß. 

Die erjte Lejung der Novelle zum lUnterjtügungs- 
wohnjiggejeg bradyte am 9. Sanuar 1905 die Abgg. 
Dr. Ablaf, Mommijen und Storz auf die Redner- 
tribüine, die insgejamt ausführten, daß der Entwurf jtarf 
verbeijerungsbedünrftig jei. Sn der jetigen Gejtalt jei er 

agrariich und jtädtefeindlic. 

Troß mancher Bedenken erklärte der Abg. Cuno in 
der zweiten Lejung am 29. April 1908, dem Gejeg nad) 
den Kommifjionsberatungen zuftimmen zu wollen, da es 
uns einen Schritt weiterbringe zur Nechtseinheit auf dem 
Sebiet der Armenpflege. 


Bogelichusgejeg. 
Abg. Sommer beiprad) am 10. Januar 1908 bei 
der ar gejuing die Beitimmungen des Gejeges md 
verlangte insbejondere die Bejeitigung des Dohnenitieges 


- als einer verabjcheuenswürdigen Einrichtung. 


” 
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Sn der zweiten Lejung trat Abg. Ablhborn am 


20, Aprit 1908 entichieden für das Verbot des Dohnen 


itieges ein. 


Er Tat 


Mai- uud Gewichtsordnung. 
- Zur. eriten Lefung am. 10. Sanuar 1908: praden. die 
bag. Dr. Dvoormann Mn Dr. Delbrüd in. zu=- 
itimmendem Sinne. In der zweiten Lejung erörterten: 


"am 4 Mat 1908 die Abgg. Dr. Doormanı, 


Sothein und Müller - Serlopn Spezial- 
bejtimmungen. 


Tierhalterparagraph (SS 833 B.6,B.) 
Bei der erjten Lejung des vom der Negierung bor=, 
gelegten Entwurfs zur Abänderung des S 833 B.©.B. 
jpraden am 11. Januar 1908 die Abgg. Gypling, 
Dove und Storz im wejentlichen für die Negierungs- 
vorlage, da auch jie fiir eine mildere Haftung des Zier- 
balterS jeien. 
Bei der zweiten Lejung jpra anı 23. Januar 1908 
Abg. Dode erfolgreich für die nachträgliche Neberweifuung 
de8 Entwurfs an eine stonmiljton. 


Die Handlungsgehilfen. 

Bet dem Entwurf über die Nenderung des S 63 des 
Handelsgejeßbuchs (Steanfheit des Sinalihtgegetilfen) 
äußerten fihd am 13. Januar 1908, erjte Lejung, die 
Abgg. Karitens, Dr. Mugdan und Dr. Neumann 
Hofer für Kommiifionsberatung unter Darlegung ihrer 
von der des Staatsjefretärs abweichenden Auffallung. 


Banfdisfont. 


Bei der ‚iterpellation Kaniß über den hohen Bant- 
disfont erläuterte am 14. Januar 1908 Nbg. Kaempf 
eingehend die finanzielle ut Er befämpfte bimetalli- 
ttiihe Anmwandlungen der Sonfervativen, forderte den 
Boftichediverfehr und erklärte, zu einer vernünftigen Banf- 
politif werde man- nicht ohne eine andere Wirtichafts- 
politif fommen. .Abg. Gothein jpann am 15. Januar 
diejen Faden weiter unter jachfundiger Schilderung der’ 
wirtichaftlien Gründe unferer hohen Disfontjäte. Unjere 
Ausfuhr hätten wir durch. die jchlechten Handelsverträge, 
gejchädigt umd unjere Produftiongfoften verteuert. Die 
Agrarier hätten die hohen Diskontiäge felbjt verjchuldet. 

Beim Etat für das Banfwefen führte Abg. Kaempf 
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am 21. März 1905 aus, dab die borjichtige Diskontpolitit 
der Reihsbanf am richtigen Plage gemweien jei. Wir be- 
fanden uns aber danf unjerer Gejeßgebung in einer 
finanziellen olierung., e. 


Bolenpolitif. 


Bei der Ssnterpellation Seyda über das preußiiche 
Enteignungsgejeg führte am 16. Nanuar 1908 Abg. Dr. 
Hediher aus, das diefer Entwurf gegen Zundamental- 
jäge der preußiichen und der Neichsverfafjung veritoße. 
Er jchaffe wachiende Erbitterung bei den Bolen und 
liefere Wajjer auf die jozialdemofratiichen Mühlen. Aba. 
Dr. Botthoff ergänzte diefe Ausführungen und jtellte 

feit, daß der Neichsfanzler das Vertrauen zu jeiner 
Bolitit im Abgeorönetenhaufe enttäufcht Habe. Der größte 

Zeil des Liberalismus jtehe ihm mit einem außerordent- 
lich) itarfen Mistrauen entgegen. 


Bergarbeiterfragen. 


Bei dei nterpellationen über die veichs sgejeglidhe 
Regelung des Stnappfchaftsweiens trat am 17. Nanıtar 
1908 Abg. Dr. Mugdan für die Forderungen der 
Bergarbeiter und im Zujammenbhang damit für ein 
bejjeres Wahlrecht in Preußen ein. Abg. Gothein 
gab am 185. Januar weitere fahmänniiche Darlegungen 
md fennzeichnete das Abgeordnetenhaus als die größte 
Gefahr für eine aute Berggeleßgebnng. 


VBich- und Fleiichiragen. 

Bei der eriten Beratung des Gejeßes über die llnter- 
dDrüdungvdonBiehjeucd en nahmen am 20. Januar 
1908 die Abgg. Dr. Mugdan und Gothein das 
Wort, um unter Schilderung der ‚sehler des Gejehes die 
Bereitwilligfeit zur Mitarbeit zu erfennen zu geben, auf 
daß der Stampf gegen die Tierjeuchen erfolgreich geführt 

- werden fünne. Die Tuberfulinprobe jei, jo führte Gothein 
aus, völlig überflüffig, fie jei ein Attentat auf die deutiche 
 Rinderzucht. Hinfichtlid” der Maul- und Klauenjeuche 
müfje jeder denkbare Schuß eingeführt werden. Die zu 
- weitgehende Srenziperre babe £olofiale BermmBeanfungen 
im Gefolge. 
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- Beim Etat des Statijtiichen Amts jprad) am 12. März 
1908 Abg. Kobelt in draitiich-Humordvoller Weile über 
die teuren Vieh: und Sleifchpreife. Mit dem Zleijcher- 
gewerbe fei e3 nicht jo gut beitellt, wie mander ri 


Telefunfen-Gefeg, 
Abg. Dr. Delbritd betonte bei der eriten Lefung 
am 21. Sanuar 1908 die Notwendigkeit des Gejetes.: 


Scherfgejeß und Bofticherfiwefen. 

Bei der erjten Lejung des Schedgejeßes be= 
grüßte Abg. Mommjen am 21. Sanuar 1908 den 
Entwurf mit Genugtnung, ebenfo Abg. ‚Wagner- 
Württemberg. en 23. Sanuar Sprachen in ähnlichen 
Einne die Abgg. Kaempfund Hormanın. 

Bei der zweiten KLejung am 21. Zebruar 1908 
fungierte Abg. Mommfen al® Bericdteritatterr. Er 
enipfahl die einzelnen Paragraphen zur Annahme. 

Beim Boitijhedgejeß, erite Lejung (Ergänzung 
zum Ctatsgejeß), jprad) Abg. Kaempf am- 31. März 
1908 im wejentlichen zuftimmend. — Bei der zweiten 
Lejung betonte Abg. Kaempf am 1. Mai 1908 die 
Notwendigkeit, den Bofticheefverfehr nac) großen Fauf- 
männichen Gefichtspunften einzurichten. Abgeordneter 
Mommfen fand die Gebühren zu Hoc und Abg. 
Haußmann wollte aus. diefen Grunde dagegen 
ftimmen. 


Einführung des Neichstagswahlrechts 

in den Bundesitaaten, 

Bei den lebhaften Debatten über die N PO 
fratifche Snterpellation jprad) am 22. Sanuar 1908 zu- 
nächit der Abg. Traeger, der die Einmiütigteit feiner 
‚sreunde in Ddiejer Trage ausdrücklich fonjtatierte, die 
dahin geht, das Neichstagswahlrecht fiir Preußen zu ver- 
langen. &r Eritifierte die befannte Erflärung Bülomws 
vom 10. Sanuar im Abgeordnetenhaufe in jcharfer und 
farfaftiiher Weile und betonte insbejondere die Not- 
menpdigfeit des geheimen Stimmredts. Sloyal und un- 
Hug jei es, eine jo große Partei wie die Sozialdemo- 
- Tratie von den Pforten des Parlaments zurücdhalten zu 
tollen. Aber er riet den Sozialdemofraten dringend 
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von den Straßendemonitrationen ab. Als zweiter Redner 
führte Abg. Schrader aus, daß es hoch an der Zeit 
jei, ein Wahlredyt zu bejeitigen, das ducdh Entrecdhtung 
des größten Teils der Bevölkerung diejem Teil das wahre 
Snterefje am Staat nimmt. Er bedauerte die Haltung 
des Kanzlers und äußerte fich jfeptiihh über den Wert 
der GStraßendemonijtrationen. Mbg. vd. Bayer, als 
dritter Redner, fügte vom jüddeutichen Standpunkt nocd) 
hinzu, er empfinde es als bitteren Hohn, wenn man 
jage, das allgemeine Wahlredjt, daS man in Siddeuticd)- 
land belige, entiprehe nicht dem Staatswohl. Die Ab- 
lehnung der geheimen Abjtimmung Habe in Süddeutid)- 
land wie ein Schlag gewirft. Die Manifejtationen der 
Sozialdemofratie fonnte Bayer als der Sade fürderlidy 
nicht betrachten. Das Snterejje jeiner Bartei, jo jchloi; 
Redner, an der Fortführung der Blocpolitif jet ein recht 
fleine geworden, wir würden die Klärung der Lage bei 
jeder einzelnen Entjicheidung mit in die Wagichale legen. 
Ubg. FHiihbed erklärte nocd perjönlidh gegenüber 
jozialdemofratiijhen Kutjtellungen, er habe im Ab- 
geordnetenhauje feineswegs an den Worten Biülows. 
etwas Erfreuliches gefunden oder gar dem Fürften dafür 
gedankt. 
Zuderfonvention. 

Am 24. Januar 1908 traten die Abgg. Dr. Wiemer 
und Gothein für die Hommiljionsberatung der Bor- 
lage ein, Abg. Dr. Neumann-Hofer äußerte jich 
feptiich über den Wert der neuen Slonvention. 

Bei der zweiten Lejung am 7. Sebruar 1908 er- 
flärte jih Abg. Dr. Wiemer für die Vorlage, da das 
Suftandefommen der Zulagafte gelichert werden müjje. 
sur eine gejeßgeberiiche Anregung auf Serabjegung der 
Yuderjteuer auf 10 ME. trat Redner ein. bg. 
Shweidhardt äußerte fi in ähnliddem Sinne. 

Die dritte Lefung am 11. Februar gab dem Abg. 
Dr. Badhnide Anlaß zu einer Furzen Bemerkung 
gegen Ledebour wegen der Dedung für den durd Die 
Herabjegung der Zuderjteuer erfolgenden Ausfall. - 


Flottenvorlage. 


Abo. Dr. Wiemer erklärte am 29. Januar 1908 bei 
der zweiten Lejung, daß feine zreunde fich in der Wommilfion 
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von der Notwendigkeit der Herabjegung der Lebensdauer 
der Schiffe überzeiigt hätten. Das Neic’gmarineamt folle 
aber jtet3 darauf bedacht jein, die Anforderungen für die 
Slotte im Rahmen der finanziellen Leiitungsfähigkeit zu 
halten. Audy Abg. Mommjen jtimmte zu. Die Flotte 
müffe technifeh auf der Höhe ftehen. 


Marinetat. 


Bei der ziveiten Beratung des Ctats trat am 
30. Sanuar 1908 Abg. Dr. Keonhart insbejondere 
für die Techniker der Marine ein und brachte mand)erlei 
Klagen vor, NMbg. Dr. Strupde fuhr Darin Fort, 
Leonhart gegen Meußerungen des Staatsfefretärs in 
Schuß nehmend, und erörterte eingehend Beamten- 
verhältniffe in der Marineverwaltung Am 31. Sanuar 
nahmen die Mbgg. Spethbmann, Ahlhorn, Dr. 
Bahnide md Dr. Mug ö an zu IRB NNBEN das 
an 

Reich3eifenbahn= mt, 

Abg. Storz bemängelte am 31. Januar 1908 bei 
der zweiten Lejung die falihe Sparjamfeit der Eijen- 
bahnvermwaltungen und äußerte eine große Zahl bon 
Wünjfden auf dem Gebiete des Verfehrsiwejen!. Yın 
1. gebruar jprachen iiber Beamten- ıumd Lofalfragen die 
bag. SCaritens, Enders und Dr. Neumann- 
Hofer. Die beiden leßteren bedauerten die gurlid- 
jekung ver Ktleinjtaaten durch Breußen. 

Am 14. März 1905 beinängelte Abg. Dr. Müller- 
Meiningen die Konjumverbote auf den Eifenbahnen, und 
bg. Dr. Sedjicher Schloß fi) dem an, mwobei.er ein 
fräftiges Wort gegen die von Eifenbahnbuchhandlungen 
bevorzugte Schundliteratur jagte. Abg. Haußmanı 
meinte, der Minijter möge. jid ein Beilpiel an der enge 
fiichen reiheit für Die Beamten nehmen und ebenjo 
handeln. 

Militäretat. = 

YA der ziveiten Beratung des Etats beteiligten fid 
am 4 Xebruar 1908 die Mbgg Dr. Mugdan, 
Schrader und Eidhoff. Der Critgenannte wies 
den Gedanken der Milizarmee ab, wünjchte die Regelung 
des einjährig-freiwilligen Snitituts und rügte die Zurüd- 


fegung der Juden bei den Rejerveoffizieritellen. Schrader 
erörterte den all Gädfe, und Eidhoff beiprad) We- 
jolutionen. Am folgenden Tage jette zunädit Abg. Dr. 
Müller- Meiningen die Debatte fort, indem er die 
Regelung des Beichwerderehts verlangte und fi) gegen 
. die Spnftitution des Militärfabineits wandte. Der Striegs- 

minijter jei gegenüber dem Militärfabinett nur der parla- 
mentarijche SPrügelfnabe Abg. Wieland wünjdte die 
Herabiegung der Dienitzeit für die Infanterie. "Abg. 
Dr. Leonhart flagte über die Stonfurrenz Der 
Sanitätsoffiziere gegenüber den Zivilärzten. nd Abg. 
Haußmann jtellte feit, da das Wort des Keicdhs- 
fanzlers von den Eriparnijfen bei der Armee nid)t 
eingelöjt worden jei. Der Stellvertreter des Striegs- 
minijters babe auc) feine Elare Antwort gegeben über 
die Srage der Scheidung der Befugnifje des Militär- 
fabinett3 und der Militärverwaltung. Gegen dv. Olden- 
burg gewandt, rief der Nedner aus, auf jeden im Striege 
gefallenen Junker fümen viele taujend gefallene Bürger. 
Dldenburgs Tonart verbreitere die Kluft zwiichen del 
und Bürgertum. — Am 6., 7. und 11. Februar Ipracdjen 
verihiedene Abgeordnete zu Spezialfragen. 

Bei der dritten Lejung legte Abag. Kopidh am 
30. März 1908 lebhaft Verwahrung ein gegen die Nicht- 
beförderung jüdijcher Einjähriger. Abg. Dr. Hermes 
füigte hinzu, daß angejichtS diejer ZYurüdjegung die lleber- 
zeugung Plaß greife, beim Militär werde der Grundiat 
des gleichen Rechts für Alle verlegt. 


Megelung des Automobilverfehre. 
 Abg. Ahlhornm plädierte am 12. Februar 1908 für 
die Annahme des Antrages Carolath und gab der Ent- 
rültung über die Wettfahrten Nusdrud, wenn aud) der 
Berfehr auf den Straßen jelbjt nicht unnötig beichränkt 
werden jolle. 
Bojitetat. 


Bei der zweiten Lejung des Etats verurteilte Abg. 
topid am 13, Februar 1908 jeden Eingriff der Be- 
börden in die jtaatsbürgerlihen Nechte der Beamten ; er 
befämpfte die geplante Sernfpredigebührenverteuerung 
md erörterte dann Beamtenfragen. Die Erböbung der 
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Gehälter müjfe bald Wahrheit werden. Die heafigigte 
Einihränfung des Petitionsrehht3 wies Nednner mit aller 
Entichiedenheit zurüd, wobei er den Zall Zollitih er- 
örterte. Abg. Dr. Strupde ergänzte am 15. FYebruar 
diefe Ausfügrungen dur) Erörterung don Beamten- 
wünjchen und durch die Daritellung des Falles Schellen- 
berg, des gemaßregelten Bojtarztes. Abg. Eihoff 
Iprad) über Beamtenfragen, desgleihen am 17. Februar 
Abg. Ahlhorn, am 18. Februar ergriffen zu Spezial- 
titeln die Abgg. Eihoff, Kopidh, Dr. Keumann- 
Hofer, Dr. Mugdan, Ahblhorn um Dr. Ablaf 
das Wort. 

sn der dritten Lejung, anı 30. März 1908, wies 
bg. Eiehoff Sozialdemokratiiche VBerdächtigungen 
zuriid. 

ReichSjuftizetat, 
sm Verlauf der ziveiten Lejung des Etats Iprad 

Abg. ‘Dr. AUblaf am 19. Februar 1908 über Jugend- 
gerichte und über die Frage der Unmiittlichfeit auf 
fünjtleriichem Gebiete. Am 20. Zebruar begrüßte Abg. 
Dove die Ankündigung der Strafprozekordnung und 
vertiefte ji) dann im jurtitiiche Erörterungen, wobei er 
die Notwendigfeit des Laienelements lebhaft betonte. 


Am 21. Zebruar 1908 erörterte Abg. Dr. Müller- 
Meiningen Nejolutionen und verlangte, daß den Zeugent 
nicht ihre ganzes Vorleben bis in die Windeln nad)- 
gerechnet werde. Zum Schluß wandte jih Nedner unter 
Anführung Draitiicher Fälle gegen die Gittlichfeits- 
ihnüffelei. Bom preußifchen Kultusminijterium miüjje 
man angejichts des Falles Liegnig (Vorgehen gegen die 
Gejelihaft zur Verbreitung von Bollsbildung) jagen: 
„ob Studt, ob Holle, Ihwarz ijt der Kopf bis in Die 
Rolle.” Er will die SKonjervativen bei Zeiten daher 
iwarnen, ji) als Vorjpann fir den Stlerifalismus be- 
nußen zu lajjen. 

Am 25. Februar 1908 wies Abg. Dr. Hedider 
fozialdemofratijche Angriffe auf die Hamburger Richter 
entichieden zurüd. 

Sn der dritten Lefung fonjtatierte am 30. März 1908 
Adg. Dr. Müller - Meiningen, daß die pornographiichen 
Werfe jehr vielfaky aus frommen Tatholiichen Gegenden 


beitellt wiirden, und wandte ji; gegen das Zentrum, 
"Das pofiiive Maßnahmen gegen die Schmugerzeugnifie 
gar nicht vorjchlage. sn einer zweiten Rede polemijierte 
er gegen Roeren in jchlagfertigen Worten und wißgigen 
Berien. 

Wahlprüfungen. 

Bei der Prüfung der Wahl des Abg. Enders jeßten 
ji am 26. Sebruar 1908 die Abgg. Kopid, Mugdan 
und Mitller-ierlohn lebhaft mit jozialdemofratiichen 
Gegnern über die srage der Gültigkeit auseinander. 

| Zur Prüfung der Wahl des Abg. Eidhoff ipracdhen 
am 6. Mai 1908 unter lebhafter Polemik gegen Die 
Sozialdemofratie die Mgg Müller - \ierlohn, 
Dr. Wiemer, Dr. Mugdan ımd Guno. Zu 
anderen Wahlen jiprachen nocd, zum XTeil wiederholt, 
die Abgg. Dr. Neumann-Hofer, Müller-sierlohn, 
Dr. Müller - Meiningen ımd Dr. Sedidher. 


Kleiner Befähigungsnachtweis. 

Die erite Lejung der Borlage gab den Abgg. GE aritens, 

Wieland uw AHhLlhorn am 27. Februar 1908 Anlaf, 
ji) im allgemeinen jympathiih auszudrüden, aber dent 
allgemeinen Befühigungsnadweis abzulehnen. Am 
28. ebruar äußerte Abg. Cuno eine Reihe von fritiichen 
Bemerkungen. 
| Ag. Cuno jprad; bei der zweiten Xejung am 
2. Mai 1908 wiederholt und fahte jeiner ‚sreunde Muf- 
fafjung dahin zujammen, daß man jich nicht viel zur 
 wirtichaftlichen Hebung des Handwerks von dem Entwurf 
- beripreche, daß man aber dem idealen Gelichtspunft der 
 Rehrlingsausbildung durd; den Metjter durd) Zuitimmung 
Rechnung tragen wolle. 
Sozialpolitif. 

Die erite Lejung der Entwürfe über die Haus- 
arbeit, über die VBerfürzung der Srauenarbeits- 
zeit und über die Berner Slonvention bradte am 
2. Februar 1908 Reden der Mbgg. Dr. Badhnide 
und Manz. Während der eritere die Berner inter- 
nationalen $ (ebeiterihugabmachungen und die Regelung 

der Srauenarbeitszeit begrüßte, jotwie Details der Ent- 
jürfe erörterte, betonte legterer, dab heute ohne große 
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Bedenfen der zehnitinndige Arbeitstag fir rauen fon- 
gediert werden fünne. Am 2. März 1908 beiprac) Abg: 
Enders die Sonneberger Spielwaren - Heiminduitrie. 
 Übg. D. Naumann erörterte die Srage der Haus- 
induitrie, für die das Typiiche der billige Durdichnitt 
der Ware fei. Der Lohn bleibe jtationär, die billigen 
PBreife Fönnten nicht jein ohne elende Löhne. Heimarbeit 
jet QualitätSminderwertigfeit. Ein Verbot fei unaus- 
führbar. Naumann ging die Beitimmungen des Entwurfs 
durch und fam zu dem Ziel, daß das eigentlich pojitive 
Ziel die Schaffung von Lohntarifen jein müjje. Abg. 
Siünther fprad über die Heimarbeit in der jächliichen 
Stieferei- und Spißeninduftrie. 

Bei der zweiten Lejung des Etats desNeidhs- 
amts des Innern münidte am 4 März 1908 
Adg. Kaempf eine Keichshandelsitelle, md ferner trat 
er wiederum für -die anderweitige Regelung des Wahl- 
rechts der im Kranfenhaus behandelten Vnterjtüßungs- 
bedürftigen ein. Abg. Dove erörterte Handespolitijche 
Fragen. Ag. Dr. Mugdan beiprad am 6. März die 
Sozialpolitif Deutichlands, inSbejondere die Yrage der 
freien Arztwahl. Am 11. März ging Abg. D. Nau- 
mann auf das inzwilchen befannt gewordene Arbeits- 
fammergejeß eingehend ein. Er verlangte, daß man auch 
rbeiterjefretäre in die Kammern aufnehmen jolle. m 
12. März erörterten die Abgg. Mugdan, Delbrüd, 
HSedfher, Hormann, Sihbed und Boti- 
hoff Spezialtitel des Neicysamts des Innern, desgleichen 
an 13. März die Abgg. Dove, Mugdan, Wieland 
und Sedidher. 

Sn der dritten Lejung des Etats des Neichsamts 
des Innern verwandte fi am 28. März 1908 Abg. 
Dr. Hekiher gegen Arbeiter fammern für Arbeits- 
fammern, und er. zeigte an der Hand engliicher Verhält- 
nilfe die praftifche Art der Dortigen Arbeiterführer. 
Serner Sprachen beim Kapitel Neichsverficherungsamt 
die Abgg. CE uno und Müller- Sferlohn, Schrader 
und Dr. Mugdan. 


Beamtenfragen. 


Zu den Snterpellationen ivegen der Sehalts- 
aufbejjerumgen fir die Beamten fprad) fih am 10. März 


1908 Abg. Schrader dahin aus, daß wir den Beamten 
bejondere Berücjichtigung jchuldig jeien, die Bejoldungs- 
reform fönne jet gemacht werden. Abg. Dr. Wiemer 
gab jeinem lebhaften Bedauern über die Verichtebung 
der Aufbejjerung Ausdruf und fand die Gründe des 
Staatsjefretärs dafür nicht jtichhaltig. Teuerungszulagen 
jeien nur ein Notbehelf. Die Reihsfinanzreform 
müfje dahin führen, neue direkte Steuerquellen zu er- 
ichließen. 

Die erite Lejung des Teuerungszulagen- 
Entwurfs gab dem Abg. Kopjicdh am 30. April 1908 
Gelegenheit, im allgemeinen. die Zujtimmung seiner 
Sreunde zu Ddiefem „grobgeformten Notbehelf“ auszu- 
jprehen ıumd die Erledigung der Vorlage ohne Ber- 
quikung mit anderen Fragen zu mwiünjchen. Abg. Dr. 
Bahnide äußerte die Hoffmung, dab es gelingen 
möge, Berbefjerungen in das Gejeß hineinzubringen und 
bald die allgemeine Gehaltsaufbejlerung durchzuführen. 
Auch Abg. Dr. Struve hoffte, daß nocd nicht das 
legte Wort geiprochen jei, und erörterte Beamtenmünjche 
nad diejer Richtung hin. | 
Sn der zweiten Lejung bedauerte Abg. Eidhoff 
am 4 Mai 1908, daß es nicht gelungen jet, in der 
Kommilfion die Vorlage zu verbejjern, die nod) eine 
Reihe von Ingerecdtigfeiten enthalte. Aber die Zulage 
bilde gewiljiermaßen nur einen VBorihuß auf die Erhöhung 
der Bezüge im SHerbit und fünne daher angenommen 
werden. i 


Serjtenverzollung. 
Am 16. März 1908 ging beim Ctat der Yölle 
(2. Lejung) Abg. Earjtens auf die Geritenzollfrage 


ein und bob das Snterejie der Landmwirtichaft ar der 


Serjteneinfuhr wegen der Biehfütterung hervor. Gr 


-proteftierte gegen eine agrariihe NRejolutton auf Yoll- 
 erhöhung für Brenngerite und gegen die Kärbung der 


 Braugerite. 


j 
| 
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Beteranenbeibhilfe. 

AUbg. Wieland brad am 16. März 1905 beim 
Etat des NReihsichagamts (2. Lejung) eine Lanze für die 
alten Striegsteilnehmer md erklärte es für eine Pflicht 
des Vaterlandes, diefe jeine treueiten Söhne wenigitens 
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vor der äußgerjten Not zu beivahren. Abg. Schrader 
ihloß fi) dem an, wandte fic) aber gegen einen um- 
ausgereiften Antrag des Zentrums in diefer An- 
gelegenbheit. 


Kolonialfragen. 


‚Beim Etat des Reihstolonialamts, ziveite 
Lejung, jprah) Abg. Dr. Wiemer am 18. März 1908 
im allgemeinen jeine Zuftimmung zu dem Brogramm des 
Staatsfefretärd aus. Hinjichtlih der Korderung teuer 
Bahnbauten verwies Nedner auf die bevorjtehende Kom- 
milfionsberatung. Abg. Schrader äußerte jich dahin, 
man folle alte Sehler vergejien jein lafjen und hoffen, 
daß noch etivas Befieres aus den Kolonien eritehen werde. 
Wir müßten zeigen, daß wir nit bloß ein Bolf von 
Dichtern und Denfern feien, jondern aud) eins, Das 
Staaten zu Schaffen und zu verwalten verjtehe.. Am 
19. März 1908 behandelte Abg. Dr. Müller - Meiningen 
inS3bejondere die Zrage der Rechtspflege in den Kolonien. 


Miünzgejeg-Movelle. 

Bei der eriten Lejung des Entwurfs am-s1. März 
1908 hielt jic) der Abg. Kaempf bei dem „harmlojen“ 
Teil, der beantragten Prägung von 25 - Pfennigitücden, 
nicht lange auf; länger und ziwar fritijch vermeilte 
er beim zweiten Teil, der beabjichtigten Mehr- 
ausprägung von Neichsjilbermüngen,: die leicht einen une 
günstigen Einfluß auf unjere Währungsverhältnifje er- 
langen fönne. 

Sn der zweiten Lefung am 1. Mat 1908 erflärte 
Abg. Kaempf, Daß feine Freunde nur zujtimmten in 
der Borausjegung, daß nicht mehr Silber ausgeprägt 
werden folle, al der VBerfehr bedarf. Weber den Wert 
des 25- Pfennigitücks fönne man geteilter Meinung jein, 
für ein neues 3-Marfitüc jehe er fein Bedürfnis. Abg. 
Mommfen äußerte ji) ähnlid). 


Bei der Dritten Lejung vertraten die Abgg. Dr. 
Soller und Dove einen Antrag auf Kiederbefeitigung 
der in der zweiten Lejung eingefügten 3-Marfitüde — 
hinter der Korderung der 3- Marfitüde jchtenen alte 
bimetalliitiihe Pläne zu jtecden. 
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Schiffahrtsabgaben. 

Die freifinnige Snterpellation über die Sciffahrts- 
abgaben begründete am 1. April 1908 Abg. Kaempf 
unter jcharfer Kennzeichnung der wirtichaftlichen Nachteile 
folder Abgaben. Die Abgg. Schrader ud Günther 
jefundierten ihm unter Hervorhebung der Bedeutung des 
 Meifels 54 der Berfaljung, der mit der Einführung 
von Schiffahrtsabgaben nicht vereinbar jei. Nachträglid 
erklärte Abg. D. Naumann die Nedarfanaliation für 
eine dringende Notwendigkeit. 


Boitdampfer-Subvention für Oftafien. 

Bei der eriten Lejung der Vorlage erflärte Abg. 
Hormann am 30. April 1908 die Sympathie jeiner 
Sreunde, die aber die Ktommijjionsberatung wünjchten. 
sn der zweiten Lejung traten die Abgg. Hormann, 
Sothbein ud Schweidhardt am 5. Mai 1908 für 
die Borlage ein. 


3, Seilionsabihnikt Er 
vom 4. November 1908 bis zum 13. Juli 1909. 


Zoll auf Mil und Rahm. 

Abg. Sothein befämpfte am 4 November 1908 
bei einer WBetitionsberatung jcharf das agrarijche Be- 
ftreben auf eine Berzollung von Mh und Rahm. 
Dieje widerjpredhe auch den Handelsverträgen. 


Automobilgejeß. 


Sn Humorvoller Weife nahm am 5. November 1908 
bei der eriten Lejung Abg. Traeger Gtellung zum 
Sejet. Die nicht im Automobil Sigenden jeien gegen 
das Automobil zu jchügen. Der Ipndujtrie jei jeder Weg 
. zu ebnen, nur der über Leichen nicht. Der Gejchiwindig- 
feitswahnjinn, verwandt dem Größenwahnfinn, fomme 
leicht über die Automobiliitten. Das Gejeß jei geboten, 
um den Gejeesübertretungen entgegenzumwirfen. Redner 
erörterte die juriftiihen Beitimmungen des Entwurfs 
eingehend. 

Zur zweiten Lejung Iprach an 26. März 1909 eben- 
falls Abg. Traeger, der inmibigen Worten, unter An- 
jpielung auf die Hochpolitifche Situation, den „vereivigtert 
Blod“ und die Steuervorlagen, die in der DBorlage 
jtipulierte Zorm der Haftpflicht, wenn auch mit manchen 
Bedenken, empfahl. Abg. Dr. Delbritdfam, von etwas 
anderen Erwägungen ausgehend, ebenfalls zur Annahme 
der Vorlage. 

Suftizfragen. 

Bei der eriten Lejung der Abänderung des &e- 
rihtsverfafjungsgejeßges, der Zivil- 
| prozekordnung,des@eridhtsfoftengefeßes 
und der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 


we 


iprah amı 6. November 1908 Abg. Dr. Abla in 
ifeptiihem Sinne. Seine Fraktion werde aber in der 
Kommilfion mit allem Ernit bejtrebt jein, die Vorlage 
im Ginne volfstümlicher Nechtspflege auszugeitalten. 
Abg. Dove jtellt jich zu den Entwürfen etwas freund- 
licher. 

Zur zweiten Lejung ergriffen am 26. und 27. April 
1909 bei verichiedenen Baragraphen (3. B. Erhöhung der 
Zuftändigfeit der Amtsgerichte, Zulajiung von Nedhts- 
fonjulenten bei. Zivilprozefien, Eidesformel, Verjegung 
von Nichtern uw.) die Mbgg. Dove, Storz, 
Gyhling, Müller - Serloypn, Dr. Mblap, 
Schrader und Dr. Müller - Meiningen das Wort. 

Bei der dritten Lejung ipradhen am 5. Mai 1909 
die Abgg. Dove, Ablaß und Traeger zu einem 
Zentrumsantrag wegen der Armen-Anmwaltsfoiten. Die 
beiden leßteren äußerten lebhafte Bedenfen gegen das 
Sejeg iiberhaupt. 

Bei der zweiten gejung des Neidhsjuitiz- 
etats erörterte am 18. Januar 1909 Abg. Dr. Ablap 
eine große Neibe iiteifttiedee Sragen. — Am 19. yanıar 
fragte Mbg. taempf an wegen der Seritellung eines 


internationalen Wechielrehts, Abg. Dr. Müller- 


Meiningen beichäftigte ji) überwiegend mit der Neu- 
regelung der Gerichtsverfafiung und der Strafprozeh- 
ordnung, wobei er auf den Mipbraud) des Legalitäts- 
prinzips md auf die jteigende Unbeliebtbeit der Staots- 
anmwaltichaft binmwies, - und Dr. Hediher äußerte 
Wünihe zur Strafprozegordnung und verteidigte Die 


- Hamburger Nechtspflege gegen joztaldemofratiiche Angriffe. 


eingejeß. 
Bei der erjten Lejung am 7. November 1908 hob 
Ag. Hormann den Wideritand Fleiner Produzenten 
und Händler hervor md machte eine Reihe von Bedenken 


geltend, insbejondere gegen die Bejtimmungen über die 


y 
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Bezeichnung des Weinbaugebietes md über den Ber 
jehnitt. Allem Schwindel in der Weinproduftion wolle 
feine Fraktion gern entgegentreten ; aber die gewählten 
Mittel dürften nicht zum Schaden der Heinen Winzer und 
Händler ausichlagen. Abg. D. Naumann itand dem 
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Entwurf freundlicher gegenüber. Man habe in Weinbau- 
freifen das Bedürfnis, daß der Qualitätsbegriff des 
Meines als folcher hergeitellt werde, und dies jei ein 
allgemeiner Kulturgedanfe.. Naumann unterfuchte von 
diejem Gefichtspunfte aus die Sragen der Stellerfontrolle, 
der Zucerung, der örtlichen md zeitlidien Begrenzung 
derjelben, und jchlog mit dem Wort, daß man gegen den 
KRunstwein und fir den wirklichen Wein jein jolee Am 
9. Itovember 1908 jprad Abg. Kaempf vom GStand- 
punkt des joliden Weinhandels und des Konjumenten. 

Bei der zweiten Lejung jprachen die Abgg. Hor- 
mannımd D. Naumann am 9. März 1909 zum 
Thema räumliche Beichränfung und YZuderung, am 
11. März der Abg. Wieland. | 

Die dritte Lefung brachte eine Rede des Abg. Dove 
am 16. März 1909 zum Kapitel Berjchnittweine. 


Bieh- und Fleifchiragen. 

Zur erjten Lejung des Gejegentwurfs über die 
Breisfeftitellung beim Marfthandel mit Schladht- 
viehb äußerte Abg. Fiihbed am 9. November 1908 
lebhafte Bedenken; Abg. Kobelt jchloß jih dem an 
und Sprach in draftiiher Weife über den Unterjchied 
zwilchen Xebendgewicht und Schlachtgewidht. 

Sn der zweiten Lejung vertrat Abg. FZiihbed am 
14. Sanuar 1909 die Auffasjung, daß der Gejegentwurf nicht 
nötig jei, und er verfocht einen abmildernden Antrag, dejjen 
Annahme bei den Händlern und Ecdhläditern etwas Be- 
ruhigung jchaffen werde. Abg. Kobelt legte dar, daß 
das Gejeß nur den landwirtichaftlichen Snterejjenten lieb 
jei. der gejamte Handel fei dagegen; für die Stonjumenten 
müffe es eine weitere Vertenerung eines wichtigen 
Kahrungsmittels zur Zolge haben. | 

- Burn zweiten BeratungdesBiehjeuhhengejeßes 
iprad) am 14. Mai 1909 Abg. Dr. Strude, der Die 
Auffafjung vertrat, daß das Gejeß mur die Einjchleppung 
von Seuchen aus dem Auslande verhindern, aber nicht 
durch Fünftliche Grenziperren die Preife im Snlande Hoch- 
treiben jolle. Diejes Vertrauen dürfe man zur Regierung 
begen. Nedner empfahl .einen Antrag, wonad) die Landes: 
regierungen dem Neichstage unverzügiid Mitteilungen 


Ey ayr 


von ihren Anordnungen zum Seuchengejeg machen ijollen. 
Zum Schluß polemifierte er gegen Dr. Hahn. 

Am 15. Mai erläuterte Abg. obelt die Frage 
der Zierfranfheiten und bat um Annahme der geitellten 
Anträge. Abg. Kegter ging bejonders die einzelnen 
Beitimmungen durch und bezmweifelte die Bauernfreund- 
ihaft der Agrarier, die 1902 für einen Futtergeritenzoll 
von 7.50 ME. eingetreten jeien. Die Yandwirtichaft ei 
beicheiden, aber nicht der Bund der Landwirte. Redner 
verwies auf die jchlechte Behandlung, die dem Bro- 
fejjor Wagner von jeiten der Agrarier zu teil geworden 
fei. Segter und Dr. Strupde empfehlen alsdann 


die gejtellten Berbejjerungsanträge. 


Sn der Generaldiskuflion zur dritten Lejung erflärte 
am 18. Mai 1909 Abg. Dr. Strupe namens jeiner 
‚Ssreunde, er bedauere die Ablehnung Jämtlicher freifinniger 
Anträge in der zweiten Lejung. Das Gejet werde ganz 
von der Art jeiner Handhabung abhängen, und er richte 
daher an die verbündeten Negierungen die dringende 


Bitte, das Gejeg tatjählid” nur als Seuchengejeg an- 


zuwenden und es nicht zum Bwed Fünftlicher Grenz- 
jperren zu benußen. Sm weiteren Verlaufe feiner Rede 
jeßte jih Dr. Struve mit Dr. Hahn auseinander und 
präjentierte einen bon Profejjor Wagner an Segter ge- 


 jchriebenen Brief, worin jener abfällig über das Auf- 


treten der ae in der Eitung der Steuerreformer 
Iprad). folgten Tebhafte Wechjelreden zioiichen 
their. Struve und Segter einer, Hahn 
anderjeitsS, wobei die allgemeine Wirtjchaftspolitif, das 
Auftreten des Bundes der Landwirte md die Neden 
Wagners erörtert wurden. 


Die „Daily Telegraph“:Affäre. 
Die freilinnige Snterpellation wurde am 10. No- 
veınber 1908 vom Mbg. Dr. Wiemer begründet. 
Deutichlands Anjehen habe durch die Veröffentlichungen 


‚einen jchweren Schlag erlitten. Wir hätten jchon oft 


auf die Schäden des perjönlichen Regiments aufmerfiam 


- gemadt, die offene Ausipracdhe Fünne am ebeiten zur 


Bellerung führen. Das Entlajjungsgeiud) des Sanzlers 


 jei forreft, aber jachlich nicht genügend. Er jet nicht frei 
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von Schuld, er hätte die Veröffentlihung jelbit lejent 
müljen und ji nicht auf das Wlacet eines Geheimrats 
verlajjen dürfen. Des Sanzlers PBolitif müfje in den 
Neuerungen des Kaijers zum NAusdrud fommen. Billomw 
laffe aber mandmal die Zügel jchleifen, Negierungs- 
präfiventen und Landräte trieben nicht jelten Bolitif auf 
eigene Sauit. Syn die Augen falle bei der Affäre der 
ichwere Mangel in der Behandlung der auswärtigen 
Angelegenheiten; bei der Auswahl der Beamten werde 
zu jehr auf joziale Stellung und Nepräjentation Gewicht 
gelegt, eine gründlihe Blutauffriihung täte not. Die 
häufige Abwejenheit der leitenden PBerjfonen von Berlin 
wurde dom Nedner getadelt, der das Nedt auf Kriti- 
fierung politiicher Kundgebungen des Trägers der Krone 
ausdrüdliih für das WBarlament in Anjprud nahm. 
Auffällig jet der Mangel an Klarheit iiber die politische 
Tragieite der betreffenden Kundgebungen. Wie ivar e$ 
möglich), daß jo etwas publiziert, ja mehr, daß jo etwas 
gejagt wurde ? Redner ging die Neußerungen des Kaijers 
durch, ihre bedauerlichen Folgen jchildernd. Aber nicht 
der Träger der Krone jei der allein enticheidende Faktor 
im öffentlichen Leben Deutjchlands, jondern nicht minder 
die Leiltungsjähigkfeit, Wehrhaftigfeit und Einigkeit jeiner 
Bürger. Dieje erwarteten, daß der Statfer diejenige Zus 
rüdhaltıung beobadıte, die das Neichsinterejje erfordere. 

bg. Schrader antwortete am 11. November Auf 
die Erflärung Bülows ; der Vorgang Sei. nur begreiflid) 
infolge des Ntegierens bon verichiedenen Stellen aus. 
Diefes Syitem wmüjje bejeitigt werden. Die Daritellung 
Bülows habe in der Hauptjache bejtätigt, was im 
Ssntervierv gejtanden habe. Der Eindrud desjelben im 
Yuslande fei fiir ung ein durchaus übler gewejen. Man 
habe dort das Gefühl, daß unjere Bolttif nicht ein- 
heitlich geführt werde. Wir hätten alle gewünjcht, dab 
ver Katjer jeßt nicht fern von Berlin weilt. Vet Ehr- 
erbietung denfe man an den alten Sailer Wilhelm, dem 
die Pflichterfüllung über alles ging, der ji) um des 
allgemeinen bejten willen zu beherrichen und unter» 
zuordnen wußte. Wenn der Kanzler nicht jeine Politik 
durchführen fönne, jo werde ihm auf die Dauer weder 
das Vertrauen des Statfers, nod) unjer Vertrauen cr- 
halten bleiben. NAbg. Haußmann führte aus, wir 
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befänden uns nicht nur in einer Stanzlerfrifis, fondern 
aucd in einer Hrijis des perjönlichen Regiments. Das 
Hauptunglüd jei, daß für eine Einfreifungspolitif der 
Auslandsitaaten der Schein einer Nectfertigung jet 
geihaffen je. Der Mund, der das Wort geiproden 
babe „Schwarzjeher dulde ich nicht !*, Habe Echwarz- 
jeher zu Millionen geichaffen. Der Stanzler habe weh- 
mütig geiproden: „Es ging bei gedämpfter Trommel 
Klang.“ Bir hätten aud) vieles gehört, was — nicht 
gejagt worden jei; eine Reihe der gejtellten Fragen 
habe Bülow noch gar nicht beantwortet. Nedner ging 
Billows Erklärung durch, fritifierte fie und £onitatierte, 
daß eine wirffame Abhilfe nicht zugejagt worden jei. 
Es mühten organijatorische Menderungen und Nenderungen 
in den politiichen Grundjägen erfolgen. Redner plädierte 
zum Schluß lebhaft für die Einführung des fonftitutionellen 
Syitems. 


+ WUrbeitslofigfeit und wirtichaftliche Krifis. 

Sm Verlauf der Snierpellationen über diejes Thema 
jpradhen amı 13. November 1908 die Abgg. Caritens 
und Gothein, wobei fie die Tatiadhe jtarfer Arbeits» 
fojigfeit fonjtatierten und die Mittel zur Abjtellung des 
Uebel3, insbejondere die Frage der Nrbeitslojen- 


verficherung eindringend unterjuchten. Am 14. November 
erwiderte Abg. Gothein den Gegnern und ging 


dabei namentlicdy) auf die Yandarbeiterflucht umd die Zoll- 
frage ein. 

Neichsfinanzreform, 

1., Erjte Lejung. 

Abg. Dr. Wiemer beitritt im jeiner Nede vom 
23. November 1908 die angeblihe Opferwilligfeit der 
Einzelitaaten, erörterte die Ilriachen der Sutanznot, 
glaubte nicht recht an die „Sparjamteit in allen Nejiorts“, 
vor allem auch nicht am SDofe, und jtellte gegenüber 
Billow feit, daß in der derzeitigen Wirtichaftspolitif die 


- Quelle der Finanznot zu juchen jei. Wenn jeine reunde 


ziwar nicht die Verantivortung für Die heutige Hinanz- 
mijere trügen, jo jeien jie doch bereit, Bejjerung in den 


Finanzen zu Schaffen und dabei mitzinvirfen. - Auch die 
Minderheit habe die Stonjequenzen der Meprbeits. 


beihlüffe zu ziehen. Damit jei aber nicht gejagt, daß 
man mımn geneigt jei, überall den Weg der Negierung zu 
gehen. Wir würden die Borlagen nach unjerer Auf- 
fafjung beurteilen. Nedner ging feitiich die einzelnen 
Steuern durch, die überwiegend nicht auf der Höhe jteuter- 
politischer Weisheit jtanden. Die Einführung einer Reich$- 
vermögensitener jei durchaus gerechtfertigt. Aıı dem Zus 
jtandefommen der drei Erbichaftsjteuergejege wollten 
jeine Sreunde mitwirfen. Branntweinmonopol und Tabaf- 
banderole jeien ımannehmbar, den Steuern auf Licht 
und Kraft umd auf Anzeigen gebühre ein glattes Kein, 
lie jeten verfehrsfeindlidh. 

bg. Schrader erörterte am felben Tage Die 
finanzielle Schwierigfeit des Deutihen Reiches und er- 
flärte, feine Freunde hätten fein Vertrauen zu der Wirt- 
Ihafts- und Zinanzpolitif der Negierung. Erjparnilje 
fönnten nur bei Heer und Slotte in größerem Stil ge- 
madt werden. Wirkflihe Sinanzreform fei nır mit einer 
Aenderung der Wirtichaftspolitif zu erzielen. . Abg. 
v. Bayer variterte das Kapitel von der Sparjamteit, 
bezifferte den vorausfichtlichen finanziellen Neubedarf auf 
etwa 300 Millionen Mark ımd plädierte für die Reichs- 
vermögensiteuer.. Die Weiniteuer befämpfte er. Der 
Reichstag hat jeßt der Negierung gegenüber etwas, ivas 
er jonjt nie bejefjen hat: die Madht. ES muß darum 
auc) die Beratung der Fonjtitutionellen Sragen in Zluß 
fommen, deren Erledigung wir verlangen. 

Abg. Dr. Müller - Meiningen begann jeine Rede 
am 27. November 1908 mit den Worten: „Hier fieht 
man ihre Trümmer rauchen, der Reit ijt nicht mehr zu ge= 
brauchen,“ und trat dann mit Nadhpdrud für die Erb- 
anfalliteuer und daneben für die ReihSvermögensitener 
ein. Die Eleftrizitäts- und die Snjerateniteuer befämpfte 
al3dann Nedner in lebhafter Sorm. KLebtere jei eine 
unmiürdige, politiih außerjt gefährlihe Maßregel gegen 
die Ddeutiche SPBrejie. Die fonititutionelen Garantien 
jtänden in enger Verbindung mit der Trage der Sinaiz- 
reform. Ein Volk, dem joldde Opfer zugemutet werden, 
jei auch berechtigt zu verlangen, daß jeine fonjtitutionelle 
Mündigfeit anerfannt werde. — NAbg. Mommijen 
nahnı die. Bedarfsberehnung des Schagjefretärs unter 
die Lurpe, ging die Steuern fritiich Durch und jchloß mit 
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der Hervorhebung, dag mit der Bejeitigung der Zölle 
die Stonjumjteuern erjt ertragreic) werden wirden. — 
- Ag. Shweidhardt jprad gegen das Brannt- 
| weinmonopol. | 
\ ‚2. Erite Lejung der Erjagentwürfe: Erb- 
anfalljteuer, Befteuerung der Keuer- 
E;  perfiherungspolicen, Eifeftenitempel- 
- Erhöhung, Grundwechjel-Abgabe,Redjiel- 
jstempel-Erhöhbung, Sheditempel. 
Abg. Dr. Wiemer wies am 18. uni 1909 ein«- 
- gangs auf die merfwürdige Ericheinung bin, day man 
- jebt die Slonfervativen ängitli) um die Gunit der Polen 
bemüht jähe, um ihre eigenen materiellen ntereiien zu 
- wahren. Sür den Reichsfanzler pajje nad) jeiner neueiten 
Rede die Leicheniteininjchrift vom „Agrariichen Neid)ss 
 Tanzler“ nicht mehr, er werde jich nad) einer anderen 
- umjehen müjjen. Redner forderte, daß der liberale Geiit 
- die ganze Gejeßgebung durchdringe. ber er erfenne an, 
dab Bülow doch fie) für die Gleichberechtigung Lliberaler 
- Anschauungen ausgeiproden habe, die die Nechte nicht 
_ anerfennen wolle. Die Stonjervativen hätten dem Stanzler 
- den Boden jo glatt geebnet, daß die Gefahr des Sturzes 
- für ihn jehr nahegerücdt jei. Die Freifinnigen hätten von 
Anfang au ihre Bereitwilligfeit erklärt, an der 
- Ordnung der HNeichsfinanzen mitzuarbeiten. Dieie 
- Nüdiht jet auch Hinfichtli”) der indirekten Steuern 
- maßgebend geweien, die bei 500 Millionen Neubedarf 
nicht zu umgehen jeien. Wir hätten uns aber bemüht, 
- Durch Anträge direkte Steuern über 100 Weillionen hinaus 
zu gewinnen. Leider ohne Erfolg, Das YZujammen- 
ir aiehen der Stonjervativen mit dem Zentrum jet bei der 
 Liebesgabe fiir Branntwein zuerit hervorgetreten. Sie 
hätten jich die Sondervorteile fichern wollen. Der Vor» 
murf des Neichsfanzlets, die Liberalen ließen ji von 
doftrinären Anihanungen leiten, entbehbre der Ber 
rechtigung. Gerade für die Negierung wäre ein be 
timmtes Programm jehr nüglic. Wir müßten es ab- 
lehnen, dab unter dem Schlagwort vom Schuß der Land» 
N virtichaft die Sejeggebung iu den Dienit von Sonder- 
intereiien geitellt werde. Auc) gegen die Verlegung der 
Geihäftsordmung in der Ktommilion müfle Proteit ein» 
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gelegt werden und gegen die Durchgehegten Be- 
Ihlüffe der NAumpffommiffion. Mit Schere und 
Stleijtertopf Tießen ich wunderfhöne Gejege auf 
dem PBapier machen, aber jie jeien auch Dana)! Nedner 
ging die Beichlüfie der Kommijfion fritiih durch und 
ebenjo die neuen Entwürfe der Regierung. Die Feuer- 
verficherungsiteuer jet abzulehnen. Als Ausgleich für die 
Berbrauchsbelajtung fomme im gegenwärtigen Stande 
ledigli) die Erbichaftsiteuer in Frage. An dem Ge- 
danfen der NReichsvermögensiteuer hielten jeine reunde 
aber feit. Die Durchführung einer ausreichenden Erb- 
ichaftsbejteuerung jei die Vorbedingung für die Zuftim- 
mung zı etwaiger Erhöhung indirefter Steuern. Die 
Konjervativen hätten Fich mit Zentrum und Polen ver- 
bündet, weil jie die Macht der Orthodorie, die Hoch- 
Ihußzollpolitif erhalten und die Reform des preußiichen ' 
Wahlrecht3 verhindern wollten. _Dem neugegründeten 
Hanjabund wünjchte Redner Erfolg, und er jchlog mit einem 
Appell an das liberale Bürgertum zum Kampfe gegen 
Sonderinterefjen, Eigennug und Rüdjtändigfeit. 

Abg. Mommjen jchilderte amı jelben Tage den 
Gang der Kommijiionsverhandlungen, bedauerte, daß die 
Regierumg aus der Erbichaftsiteuer nicht genügend Millionen 
herausholen wolle, und befämpfte die Einwendungen der 
Agrarier. Die Erbichaftsiteuer jei die einzige Steuer jeit 
langem, die wirklich neues Geld bringe, ohne die Volfs- 
wirtichaft zu beeinträchtigen, und fie müjje bei einer 
wachjenden Nation, wie der deutichen, jtet3 jteigende Er- 
träge bringen. Nedner fritifierte jchlieglich die vor- 
geichlagenen neuen Steuern. 

Abg. dv. Bayer wies am 19. Juni 1909 zunächit 
Angriffe Rheinbabens gegen Mommjen zurück und gab 
dann Glofien zur allgemeinen Lage, die wegen der nicht 
erfolgten Klärung unbefriedigend jei. Die Bajlivität der 
Regierung babe jich jchwer gerät. ES jei nüglich, dag 
jo und jo viele Hundert ‚Millionen neue Steuern zu- 
jammenfonmen, aber eine NReichsfinangreform jei das 
nit. ES fehle ein großzügiges Syitem, das die Lajten 
planmäßig und gerecht verteile und einen vernünftigen 
Sparfinn in Militär- und Marinefragen fördere. Der 
Blod werde eine lehrreihe und höchit interejfante Er- 
innerung bleiben. Der Glaube des hart ringenden 
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Mitteljtandes, day jeine „snterejlen vom  agrariichen 
Sroßgrundbejig und jeinen Trabanten am beiten gewahrt 
jeien, jei glücdlicherweije jeßt ernitlid ins Schwanfen 
geraten. Das jei wertvoll für die Macdtprobe, zu der 
uns heute Stonjervative und Zentrum herausfordern. 


3. Geihäftsordnungsdebatte. 


Abg. Dr. Müller- - Meiningen befiirwortete am 
19. Sunt 1909 den Antrag Ballermann, der fir Die 
Ktommiflionsbejchlüjje über ganz neue Steuern Die 
erite Lejung im Plenum herbeiführen wollte Die 
Weinderheit md die Geihäftsordnung dürften nicht einer 
zufälligen Mehrheit ausgeliefert werden. Won der 
Züundholz-, der Umjaß-, der Wertzinvad)s-, der Stotierungs- 
iteuer ujw. jet bei der erjten Lejung mit feinem Wort 
die Rede geweien; das jeien fremde Materien, Die 
fünjtlih angeleimt jeien md fir die nun eine erite 


- gejung jtattfinden müjle. Die erite Tat des madıt- 


dürjtenden Zentrums jei eine Flare Verlegung der Ge- 
ihäftsordiung. 
4. Zweite Lejung. 

a) totierungsiteuer Mg. Staempf fon- 
itatierte am 21. Suni 1909, daß man bei der Stotie- 
rungsiteuer hauptjädhlidy über die Erbichaftsiteuer ac- 
Iprochen umd die Ablehnung derjelben jogar eine „natio- 
nale Tat” genannt babe. SHinfichtli” der zur Nede 
itehenden Steuer führte er aus, dab die Schlagworte 
gegen die Börje md das mobile Kapital ihre Zugkraft 


im Lande verloren hätten; er fennzeichnete die Ilnge- 
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rechtigfeit und Kurziichtigfeit des Entwurfs, dev in eriter 
Linie gar nicht die Börje, jondern die Gejamtbeit aller 
derer treffe, die ihre Eriparnifje in Aktien und Obliga- 
tionen niedergelegt hätten. Abg. Dove fuhr am 
22. Sumi in der fachmännijchen Ktritif des Entwurfs fort 
md meinte, gegen Graf Wejtarp gewandt, der zreifinm 
werde bei dem neubegründeten Hausitande Stoniervativ 
und Zentrum feineswegs die Rolle des Mädchens für 


Alles übernehmen. Mbg. Mommjen iprad icharf 


gegen die Agrarier, die jachliche Erwiderungen aud) vom 
Bıundesratstiich gar nicht anhören wollten, und üuberte 


 fich. iiber die „Bollsgewohnheit® gewilier Streiie, dem 


Staate möglichjit wenig von ihrem Einfommen zu zeigen 
und zu geben. hm fei ein Unterliegen gegenüber einer 
Mehrheit, wie fie jich jeßt bilde, lieber als ein faules 
KRompromip. 

b) Umfaß: und ßertzumwadsiteuer. Abg. 


Dr. Müller - Meiningen erflärte am 23. Juni 1909 


namens der Fraftionsgemeinichaft, dieje jei fein prin- 
zipieller Gegner der Wertzumachsiteuer, die Bejteuterung 
des unverdienten Wertzuwachles jer an jich berechtigt und 
fiir die Gemeinden jehr geeignet. Man jet auc) bereit, 
die Steuer als Neichsiteuer zu afzeptieren, wenn fie 
praftifch durchführbar und mit den Snterefjen der Ge- 
meinden vereinbar jei. Aber die Steuer begegne den 
allergrößten Schwierigkeiten, namentlidy wegen der Be- 
rücjichtigung der örtlichen Verhältnifje; Der vorliegende 
Entwurf behebe dieje Schwierigfeiten nicht. Der auf 
rein lofale Berhältnifje zugejchnittene Entwurf: jei daher 
abzulehnen, und man jehe dem meiteren Vorgehen der 
Regierung entgegen. — bg. Cuno bezeichnete jpäter 
die inzwiichen angenommene Zaflung des S 1 alS eine 
juriftiiye Unmöglichkeit und zeigte auch bei S 4 an einem 
Beilpiel die Unhaltbarkeit der VBorjchläge. Dieje jeien 
feine Befigjtener, fie wollten den ererbten Belt jchonen. 
Sn Scharfer Weije geißelte alsdann noch Abg. SGothein 
die Gejeßesmacherei der Mehrheit: „Herr, vergib ihnen, 
denn fie mwijfen nicht, was jie tun!“ Auch bei anderen 
Baragraphen wies Abg. CE uno Ddraftiich die Unmöglichkeit 
der VBorjchläge nad). | 

c) Erbanfalliteuer. Sn der denfwürdigen 
Sikung vom 24. Juni 1909 führte Abg. Dr. Müller- 
Meiningen aus, das Deutjche Bolt dränge auf Ent- 
icheidung, es fordere Klarheit jo bald wie möglid. Er 
bejprac) die eingegangenen Anträge, bielt an der Re- 
gierungsvorlage feit und -fritifierte die Haltung des 
Zentrums: „Die Zukunft muß als dunfel gelten, die 
Gegenwart it auc nicht Har, und mancher weiß um 
Lauf der Welten nicht einmal mehr, was gejtern war!” 
Die Konjervativen müßten heute die Suppe für das 
Zentrum ausejjen. Das Zentrum juche durch die Liebes- 
gaben die Sonjervativen immer mehr und mehr einzu- 
fangen. Hinfichtlih des „RSamilienfinnes“ erinnerte 
Redner an den Prinzen*Ludiwig von Bayern, der diejes 
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Wort abgewiejen Hatte, umd er erflärte, jeime ‚sreumde 
hätten ihre Bedenken gegen die Ausdehnung der Steuer 
auf Ehegatten und Deizendenten wegen der inanznot des 
Neiches zurücdgeitellt; 1909 ijei das Zentrum auf Der 
ganzen Yinie für die Erbichaftsiteuer gemwejen. Nedner 
wies Dies draitii an Musführungen des Abag. Sped 
nad). Gröber jei aus einem Saulus ein Paulus ge- 
worden. Der Zentrumsabg. Am ZJehnhoff jet 1906 der 
Vater der Ausdehnung der Steuer auf Ehegatten ımDd 
Deizendenterr gewejen. Nedner bolemijierte gegen den 
Strafen Wejtarp und dejjen „Sarmlofigfeit” hinsichtlich 
des Sanzlerfturzes und erflärte nocymals, dab mit der 
Annahme oder Ablehnung des Entwurfs für feine 
Freunde die Neichsfinanzreform jtehe oder falle. 
bg. Dr. Wiemer erklärte, er babe jich 1906 zwar 
aus Zwedmähigfeitsgründen und um wicht Stenern 
auf Borrat zu Schaffen gegen die Musdehnung Der 
Erbichaftsiteuer ausgeiprochen, aber dieje Bedenken hätten 
jeine Sreumde zurüdgeitellt angejichts der ‚Sinanznot des 
Neiches, weil fie bereit jeien, Opfer zu bringen. 

.d) Grundjtüdsübertragungen. Abg. Dr. 
Wiemer erflärte am 25. Jımi 1909, daß, da am Taae 
vorher die Erbanfalliteuer abgelehnt sei, die Voraus» 
jegung entfalle, von der jeine Sreunde ihre pojitive 
Mitwirkung abhängig gemacht hätten. Ste jähen jic) 
daher gezwungen, gegen die Weiteren Stenervorichläge, 

die Verbraud und Berfehr betreffen, zu tinmmen. 

e) Wechjelitempelerhöhnng. Abg. taemnr 
jegte am 25. Sumi 1909 auseinander, daß jeine ‚sreinde 

nicht nur aus allgemeinspolitiichen, jondern auch aus 
_ vdolfswirtichaftlichen Gründen gegen die Stommuilions- 
 beichlüjie jeien. ‚sür den mittleren und Eleineren Verkehr 
- werde durch die vorgeichlagene Erhöhung eine Berteuerime 
des StreditS herbeigeführt. Die geringe finanzielle Wirkung 
itehe im feinen Verhältnis zu der Belaftung des Verkehrs. 
If) Erhöhung des Staffee- ımd Teezolls. 
bg. Dr. Bachınide wandte ji) am 25. Aumt 1909 genen 
Diele Vorichläge aus allgemeinen und finanziellen Gründen, 
bob die darin liegende Bevorzugung der Surrogate hervor 
md betonte, das der Staffeebandel dur die Erböbung 
des Zolls beeinträchtigt werde zugunjten des viel 
Ichädlicheren Alfohols. Meder macte auf einen draiti- 
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ihen ‚Sliichtigfeitsfehler im der Vorlage aufmerfian und 
bezweifelte, daß der erhöhte Teezoll eine mefentlich höhere 
Einnahme erbringen werde Mbg. Gothein erflärte 
gegemüber Spahn, ihm jet von einer freiiinnigen Iln- 
regung auf Erhöhung des Staffeezoll3 nichts befannt. Er 
machte auf Mängel des Gejeßes aufmerffam und wies 
dem Mbg. vd. Gamp Untenntnis binjichtlih der Staffee- 
produftionsländer nad. bg. Kegter befämpfte mı 
. zwei Neden jpeziell den Zeezoll unter der Schilderung 
der Zatjache, daß ar der Nordjeefiiite Tee das Genuf- 
mittel für die große Mafje bilde. Die Steigerung der 
Teezölle bedeute eine Mebhrausgabe von 12—25 Me. 
jährlich pro Arbeiterfamilie. | 

£) Bejieuerung der Beleuhtungs- 
mittel. Abg. Dr. Mitller- Meiningen wandte fich, 
am 25. Sunt 1909 chart gegen die Vorlage, die voll: 
ttandig in: den Rahmen diejer ganzen jtädtefeindlichen 
Sejeßgebung hineinpafje, ımd erwähnte, daß der Abag. 
Sperf vom Zentrum früher dieje Steuer lebhaft befampft 
babe. Eine Trennung zwijchen Straft- und Lichtiteuer 
jet auf die Dauer vollfommen, unmöglid. Abg. Cuno 
wies auf die enorme Erjehiwerımg der Betriebe Durd) 
ven Verpadungszwang hin und erhob gegen die Nır- 
bhänger der Steuer den Bortwurf der Unbefanntichaft mit 
ven einichlägigen gejchäftlihen Verhältnifien. Die Steuer 
jet mittelitandsfeindlich durc) und durd). 

h) Braufteuer - Mg Dr Bahnide er- 
lauterte am 1. Sult 1909 die Haltung jeiner Sreunde, 
die dahin ging, die Vermehrung der Staffeljtufen ab- 
sulehnen, dann aber iiberhaupt die Gejamtvorlage, da 
infolge der alle Hlaffen treffenden Crbichaftsiteuer die 
Möglichkeit der höheren Beitenerung der Berbrauchsiteuern 
entfalten jet. Derjelbe Abgeordnete ımd Abg. Monmmjen 
erörterten dann noch Spezialfragen. 

) Tabafverbraudsfteuer-Gejet. Nbg. 
Jormann wies am 2. Juli 1909 die Angriffe gegen 
den Deutijhen QTabakverein zurücd, erläuterte an der 
Hand eines eindringlichen Materials die jchwierige Kage 
‚ver TZabaftnduftrie nach jeder Steuererböhung und der- 
warf das Der Vorlage umgelegte „joziale Mäntelchen“ 
der Wertverzollung. Weniger im Snterejje der Konfus- 
‚menten al® in dem der 200000 Tabafarbeiter jet die 
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 Borlage zu veriwerfen, die auch infolge der Schädigung 
des Zwilchenhandels durchaus mitteljtandsfeindlich ei. 
Die Wertfakturierung an der Grenze jei jehr jchwer, Die 
- Sadyperjtändigen jeien iiberhaupt nicht genügend befragt. 
- Ein großer Beamtenapparat jei bei der Wertiteuer nötig, 
md. man jolle ji vor der Schaffung immer neuer 
 Beamtenftellen hüten. Man möge bei dem bisherigen 
 Syitem der Gewichtsbeitenerung bleiben. Weit dent ent- 
‚ ipredjenden Antrag Weber-Mommijen babe sich Die 
Snduftrie troß Erhöhung einveritanden erflärt. Der 
- Antrag der Kommiljion jei im Sntereile von Handel 
Find nönftrie und insbejondere der Arbeiterichaft abzu- 
WR 
k)’Brauutweiniteuer-Gejeg. Dur Ber: 
brauchsabgabe ihiderte am 3. Auli 1909 Abe. 
sd weidhardt das Wwiderjpruchsvolle Verhalten der 
Mehrheit un der Hommillion und jegte auseinander, wie 
Die Beitimmungen über die Nufrechterbaltung des vollen 
 Kontingents, der Liebesgabe von 20 ME., die prohibitiv 
‚wirkenden Süße der leberbranditener,, die Einführung 
des Denaturierungszwanges die Annahme unmöglid) 
machten. Abg. Mommjen führte aus, daß die Agrarier 
fi zu Lajten anderer mit neuen Sondervorteilen be- 
denken wollen. Abg. SGothein begriff nicht, wie die 
Regierung eine GSejeßgebung ınitmachen fünne, die das 
Vertrauen im Volk zur Regierung erichüttern müjje, die 
da Dulde, wie die Änterefjenten ji) aus der Haut des 
Rolfes Riemen berausichnitten. „Haben wir denn über- 
haupt noc eine Regierung?“ Abg. Dr. Wiemer jette 
auseinander, was gegen das Branntweinmonopol jpricht, 
und erflärte, jeine ‚sreunde jeien bon jeher für eine 
‚Ichrittiveije Befeitigung der Liebesgaben gemwejen; jie jeien 
das Ungeredteite, was die agrariiche Anterelienpolitif je 
ausgehedt babe. 
——- Die Barfümeriejteuer befümpfte Abg. AUbl- 
Jorn Muh Abg. Traeger wandte jich tm wißiger 
- Sorm dagegen, obwohl ihr jhon das Grab geichaufelt 
jei. Werm das Deutiche Neich die Dummbeit verjtenern 
danı - mwilrden twmir große Einnahmen baben. 


de en des Seifenverbrauchs, um die Slulturs 
Widrigfeit der Stener darzutım, und viet jcherzbaft, es 
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mit den DBarbieren und ‚Srijeuren nicht zu verderben. 
Ielde Schwierigkeit für den „Bundesrat, an alle die 
Barfüimerieartifel die Banderole anzubringen! 

)) Erbredt des Staates AMbg. Dode be- 
fiirwortete am 9. Ssult 1909 die Vorlage der Negierung, 
die bejfer jei als die meilten der Hundtagsprodufte der 
svommillion. Abg. Dr. Ablafß bejiprad) die juritifche 
Tragweite de Entwurfs und polemijierte gegen das 
agrariihe Gerede vom „zamilienjinn“. 

m) Shaummweinjteuer- Erhöhung. Alba. 
Dr. Müller - Meiningen außerte am 5. Suli 1909 
-Bejorgnifje wegen eines etwaigen  Zollfrieges mit 
Sranfreid. 

n) Anzeigenjteuer. Sr einer furzen Erklärung 
(ehnte Abe. . Dr." Wiemeram 6..SulL-1909 "Dieje 
Steuer ab, die einen Ihädlichen Eingriff un die Snonitrie, 
namentlic) des Steindrucfgeiwerbes, bedeute. 

o) Bündmwarenffeuer-. Mg Mommjen. 
wies am 6. Suli darauf hin, daß eine eigentliche Be- 
gründung für Dieje neue Steuer überhaupt nicht vor- 
handen jet, umd ironifierte die dafür vorgebradten 
Argumente (die Zindhößer feien in Deutjchland billiger 
als jonjtivo, das jei don Standpunft der Seuergefahr 
bedenklich und es witrde jeßt VBerjchwendung mtit Zünd- 
. hölzern getrieben). Die Steuer bedeute eine VBertenerung 
um nahezu 200 Broz. Sie jei aus rein jachlichen 
Srimden, nicht mur aus der politiihen Lage heraus ab- 
sulehnen. Abg. Dr. Müller - Meiningen stellte feit, 
daß das Gejeg zivar im Neihsihaßanıt gemacht, aber 
von Dr. Noejide eingebracht: jei, und er befämpfte. nit 
vraftiüchenm Wi daS Argument von der „Bekämpfung der 
‚senersgefahr”. Warum verbiete man da die Zigarren 
nicht oder den Branntivein, der jo viel Brände anitifte ! 
YSarum bringt man nicht vernünftige Gründe für das 
Sejeß ? Redner jchilderte die jchivere Belaftung der Sn= 
duftrie Durch Diefe Steuer. Sie jei al$ umjozial md mittel- 
jtandsfeindlich abzulehnen. | 

pP,Mühlenumjagjteuer DieAbgg.Güunther 
und Sothein befämpften die Steuer am 7. Sul: 1909 
nachorüclich. Die Mehrheit des Volfes* werde den ver- 
bindeten Negterungen dankbar jein fir ihre ablehnende 
Haltıng. Die Nedner wiejen zahlenmäßig ven Brohibitiv- 


harafter der Steuer für die Großmühlen md ibve 
Wertloligfeit für die Sleinmühlen nad. Die jümtlichen 
Anhänger der Steuer würden ja ichliegfih Doch jelbit 
dagegen jtimmen. Wozu allo das ganze Gerede ? Sothein 
wies an einem drajtiichen Beilpiel die Liederlichfeit der 
tommillionsarbeit nad). 
q) Ausfuhrzoll auf Kohlen und Kofs. 
‚Abg. SGothein wollte am 7. \uli einer Leiche weiter 
fein Wort widmen, wandte fi) aber dagegen, dab der 
Dandelsminiiter zugquniten des Slaliausfuhrzolles auf 
(Srimd bejtelltev Arbeit eine Auskunft gegeben habe. 
r) Zalonjiteuer, Stempeliteuer-Erböhungen. 
Mg. Mommjen fonitatierte am 8. Suli 1909, daf; 
die Regierung einen vollen Umfall vollzogen babe; Die 
Mehrheitsparteien machten die Gejete md die Negierunga 
Üiberlege danıt, ob fie es mit ihrem Sewifjen vereinen 


 fünne, Sa oder Keim zu jagen. Die Taloniteuer jei 
nichts anderes als in anderer Art die Stotierungsitener, 
jtermpels fommte mın noch dieje Steuer! „jene Erhöhung 
 bewirfe, da; die Griimdung don Attiengelellijaften 
verzinsliche Renten, Stadtanleihen, Pfandbriefe. Diejen 
Stempel trügen ichlieglich auch noch die Steuerzahler. 
eit der Einzelitaaten. Nedner Ichilderte die Schwierigkeiten 
der Ausführung des Sejetes, namentlich binfichtlicy der 
erteilte dem Entwurf eine Prämie für ein (Hejeß, wie es 
richt jein jolle, und jchilderte eingehend die Inflarheiten 
and zır haben; die allergrößte Unfiäerheik im Verkehr 
it Wertpapieren werde hervorgerufen. Das Spiten 
azuı, nad) wenigen Sahren 18 tnjeden vor eine ähnliche 
inanzfalamität zu itellen. Mbg. Dove Tante jpöttiic, 


‚die die Miniiter jo gründlich vor wenigen Qagen ver- 
urteilt hätten. Zur enormen Grböhung des Effekten: 
abjolut in die Hände der Sroßbanfen übergehe. Das 
ichlinmifte jei aber die Erhöhung des Stempels auf feit 
Die Talonftener jet feine Befit-, jondern eine Gemwerbe- 
‚itener und damit ein Eingriff in die finanzielle Selbitärndig- 
ausländischen Papiere. sin diejer Art, jaloppe Gejete 
zu machen, liege eine ungeheuere Gefahr. Abg.taempr 
und techniichen Ihnmöglichkeiten des Entwurfs. Er hindere 
Deutichland, einen Stod ausländiicher Bapiere im ns 
es Aneinanderreihens bon Steuerprojeften, die nicht von 
einem einheitlichen Gedanken beherricht wären, diene ımır 
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die Verteidiger hätten hier von vornherein auf mildernde 
Umstände plädiert ; Nheinbabens Rede jei der Stoßfeufzer 
eines Studenten, dem der Manichäer an ver Kehle fitt. 
Der Negierungsgrundjaß: Geld um jeden Preis, erhöhe 
nicht das Anfehen des Deutichen Reiches im Auslande. 
s) Shedjtempel NMbg. Kaenmpf verwarf am 
S. Ra 1909 diefe Steuer mit Entjchiedenheit. Der 
Scec fei noch nicht eingebürgert, namentlih nicht im 
Stleinderfehr, durch) Die Steuer werde das Ziel des 
 Schedgejeßes, - die Barzahlung zu. vermeiden, Ddurd)- 
freuzt. Wideritand  mitfje auch die Quittimgsitener erv- 
Iiveden, | 

t) Matrifuwlarbeiträge, Zilgung Der 
Edhulden ujw. Abg. Dr. Bahnide meinte am 
Ss. suli 1909, die politijche Vernunft hätte die Auflöjung des 
Nteichstages verlangt, die Negierungen regierten nicht 
mehr, jie liegen fi) regiereir. Nedner beiprad) die zur 
Schuldentilgung und Negelung der Meatrifularbeiträge 
eingegangenen Anträge und rief aus: „Die Zeit der 
Neichsvermögensiteuer wird fommen, Sie werden ihren 
Siegeslauf nicht hemmen fönnen.“ Abg. Dr. Keı- 
mann=-SHofer wies auf dieUngerechtigfeit der Ber- 
teilung der Meatrifularbeiträge nad) der Kopfzahl hun, 
die Benachteiligung der Stleinjtaaten jei enorm. Mit 
der NeichSvermögensftener fünne diefe Mijere bejeitigt 
Ivervden. 

u) Aufhebung Der „Jahrfartenjteuer. 
bg. SYyhling trat am 8. Juli 1909 Fire: die Wieder- 
heritellung der Negierungsvorlage (Aufhebung der Steuer) 
ein und jehilderte die Steuer als ungerecht und umozial. 
Das Zentrum Habe fie im Landtag im Grumd und 
Boden geredet, trete aber hier dafür ein! Daß die Ne- 
gierung vor „der Mehrheit Ffapitultere, werde fic) nod) 
bitter rächen. | 

>. Dritie Leiungen 

a) TZabafjteuer. ‚su der Generaldistujfion amt 
9. Juli 1909 erklärte Abg. Dr. BPotthoff, da nit 
der Wunjch berriche, die Schädigungen der neuen Gejege. 
zu hindern, jo jei nur möglich, den Weg freizumachent 
fir die Steuerwalze und fie fi in ihrer Nüdlichtslojig- 
feit austoben zu laffen. Im icharfer Bolemit gegen die 
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Sozialpolitif des Zentrums plädierte er fir ausreichende 


Entihädigung der XZabafarbeiter unter Bejeitigung des 
Wortes „Unteritügung“ im Wortlant des entiprecdenden: 
Baragraphen. 

b) Branntweinjiteuer. Die Abagg. Schweid- 
hbardt und Dr. Wiemer jpraden am 9. Juli 1909 
zu einzelnen Beitimmungen. Abg. Dr Mugdan trat 
für den freilinnigen Antfag ein, einen Teil der Erträu- 
niffe der Steuer zur Bekämpfung der ZTrunkjucht au 
verwenden. NMuf diejem Antrage Eönntein Ti alle ver- ' 
einigen, denen Die hugieniichen Beitrebungen fir das 
Volk amı Herzen lägen. (Der Antrag wurde abgelehnt!) 

@) Generaldisfujjion um sinanzgeiev. 
bg. Dr. Wiemer nahm am 10. Sult 1909 die Auffaffung 
der Fraftionsgemeinichaft wie folgt zuiammen: Die jetine 
Steform jei unzulängli” und unbefriedigend. Die 
>00 Millionen jeien nicht voll aufgebradit, man habe die 
unbaltbare Sabrfartenjteuer bejtehen lajien milffen md 
auf die Ermäßigung der Zuderiteuer verzichtet. Ein er- 
bebliher Teil der neuen imödireften Steuern werde dei 
Stonjum jchwer belajten, die \nduitrie hart treffen umd 
lozialpolitiiche Nachteile im Gefolge haben. Die neıe 
Branntweinjteuer 3. B. jei geradezu umnerträglid. Zur 
alten Liebesgabe jeien neue hinzugefonmen. Das Gejei 
biete die Handhabe zur Ausplünderung der Allgemeit- 
heit. Heydebrands Argument gegen die Erbichaftsiteuer, 
lie jolle nicht in die Hände eines Parlaments mit gleichen 


. Wahlrecht qelegt werden, jei charafteriltiich für die tiefe 


Abneigung der Komiervativen vor dem Neichstagsiwahl- 
recht. Die Notwendigkeit neuer Steuern werde ich nadı 
diejer Neforn bald wiederholen. Die Erbichaftsiteuer 
jei gejcheitert au der sturzjichtigfeit und dem Eigennut 
der Mehrheitsparteien. Seine Freunde lehnten die Ver- 
antwortung für dem Ausgang des Hampfes ab. Pofitive 


Arbeit zur Ordnung der sinanzen bätten fie gern ae 


leiftet. Aber durch gleichmäßige md ausreichende Beliy- 
befteuerumg bätte ein Ausgleidy gegenüber der im 
direften Steuern geichalften werden . miüljen, und 


die TLebteren hätten Die richtige Korm  erbalten 
 müfjen.  Nedier jtellte parteivolitiihe Betrachtungen 
- Äber die Haltung des „Zentrinns, der Polen und ‚dor 
stonfervativen an. Zeine Jreimpde hätten den Bloc unter 
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tigt m der VBorausfegung, daß dadurch Fortichritte in 
der Achtung ihrer Anjhauungen erzielt würden. Was 
in der Gejeßgebung mit ihrer Hilfe gefchehen jei, fünne 
die Hritif beeben Bei der Haltung der Stonjervativen 
jei die Wahlrechtsfrage mitbejtimmend gemejen. Wir 
wiirden an der Reform des WahlrechtS Feithalten. Die 
fonjervative Mactitelling mije gebrochen werden. Die 
Bolitif der Ktonfervativen babe das Zentrum wieder in 
‚ die ausichlaggebende Stelle gebradt. Für die Liberalen 
jei die VBorausfegung für ein Zujammenarbeiten mit der 
Nechten zerjtört. Bülow jei ch die Konfervativen zum 
Sceiden aus den Amte genötigt. Seine (NBiemers) 
‚sreumde hätten nicht ale Maßnahmen Bülows gebilligt, 
namentlich hätten jie feine Hohichugzölfneriiche Wirtichafts- 
politif befämpft, aber er habe Verjtändnis befundet fire 
die Fonjtituttonellen Notivendigfeiten und Deutichlands 
Stellung im Hate der WVölfer gejichert. Dagegen. be- 
dauerten jeine Sreunde Die Schwäche der berbiümdeten 
Negierungen. Nedner hofft, daß auch bei den weiteren 
sampfen die Cinigfeit der liberalen Barteien aufrecht- 
erhalten bleibe. Ein modernes Staatswejen müjle auf 
Itberalen Gedanken aufgebaut jein. Die Niederlage von 
heute & die Mutter umjeres Sieges in der Zukunft. 

dA) Teezoll. Mg. Fegter jprah am 10. Suli 
1909 nochmals mit furzen Worten gegen die Boll- 
erhöhung. 

e) Kerliuwaheresch Srundjitüds- 
übertragungsiteuer. Abo. Eumo legte am 10. Suli 
1909 auseinander, daß die der Regierung ende 
Verpflichtung, die Neichswertzumachsiteuer bis 1912 zu 
Ihaffen, eime lebhafte Spekulation in Grund und 
Boden auslöfen werde, und wandte fic) gegen die Ab- 
licht, den Städten die Wertzuivacdhsiteuer zu entziehen. 
bg. Dr. Müller - Meiningen polemijierte jcharf gegen 
die Art und. Weije, in ein Stempelgejeß eine Anmweijung 
auf ein zufünftiges Gejek auf gartz anderem Sebiete 
hiiteinzubringen. 


Bergarbeiterfvagen. 
Zur Ssuterpellation wegen des lnglüds auf Zeche 
Nadbod Ipraden am 25. November 1908 die Abag. 
Sothein md Cuno. Sie traten für Bergarbeiter- 


‚Stontrolleure ein und verlangten, das mindejtens die 
Beitimmungen über den Schuß der Arbeiter und über 
das Knappichaftswejen vor das Korum des Neicystages 
und die Schußbejtimmungen in die Gewerbeordnung ge- 
bracht würden. 


Spzialpolitif, Neichsamt des Junern. 
‚Bet der zweiten Lejung der Novelle zur Geiwerbe- 
ordnung über die Negelung der Srauenarbeit 
vertrat Abg. Manz am 30. November 1908 einen frei- 
- jimnigen Antrag, desgleihen Abg. Dr. Bahnide am 
1. Dezember. Auch Abg. Dove griff bei einem 
anderen Baragraphen furz in die Debatte ein, des- 
gleichen am 4. Dezember Abg. Cum o. 
Bei der dritten Lejung erklärte amd. Dezember 1908 
bg. Günther jein Bedauern über die jchnelle Mıı- 
ordnung der dritten Beratung. Er üuberte verjchiedent- 
lich ernite Bedenken. 
| Sur zweiten Zejung des Etats des Neidhsamts 
des Nunern, erörterte Abg. Dr. Mugdan am 
4. Februar 1909 die jozialpolitiichen Broblente, wobei er für 
ein NReichsberggeieß, die VBerficherung der Neichsbeamten, 
mehr Frauen in Der Gemerbeinjpeftion und die 
Herausgabe eines ' Handwerferblattes eintrat. Alba. 
Gothein bejprah am >. Februar eine Anzahl der 
eingegangenen jozialpolitiihen NRejolutionen, namentlid) 
 aufdern Gebiet der Bergmwerfsgeieggebung. bg. Caritens 
- verbreitete fih am 6. Februar über die ‚ragen des 
’ slajchenbierhandels und der Slashütten-ndnitrie. 
Mg. D. Naumann führte am. Februar 1909 aus, 
die erite Stufe des Stampfes um den Nrbeiterichut jei 
der Schuß des einzelnen Arbeiters als \ndividuum ge 
F wejen, auf der zweiten Stufe handle es ji darum, den 
- Verbänden ‚der Mrbeiter den Schuß von. jeiten des 
- Staates zuteil werden zu laljen. - Der heutige Slontraft 
jei eine einjeitige Herridaftsordnung ; die Ausjperrung 
Zaujender jet nichts anderes als eine private Straf- 
- geivalt mitten im Staat. Den beabjichtigten Mahpnahmen 
‚des Staatsjefretärs gegenüber den jchwarzen Lilten jtand 
Nedner ikeptiich gegenüber ; es beitehe bei den Yechen- 
berwaltungen der organitierte Wille, eine neue Art von 
Hörigkeit zu ichaffen. Aber in ihrer Art, Menichen zu 
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behandelt, babe die neue Artitofratie. oft ehivas un- 
endlich Stleinliches. Man möchte der Eifeninduftrie zıt- 
rufen: Der Gott, der Eifen wachjen ließ, der wollte feire 
Nnedhte! — Abdg. Dr. Badhnide- verlangte die Eit- 
führung fommumaler Arbeitsnachweife. 

bg. Kaempf Spradh am 9. Zebruar 1909 über 
den »ortugiejiihen SHandelsvertrag, . die Nachteile der 
Bollpolitif und die Breispolitif der Syndifate, jowie gegen 
das Einfuhrjcheinivejen, daS den Deutichen Sinanzen 
Schaden zufiige — ohne wirtjichaftspolitiiche Menderungen 
wiirde die ganze FYinanzreform Stiidwerf bleiben. — 
Abg. Dr. Strude behandelte die Frage des Stölner 
Merztefonfliktes und die Maßregelung technifcher Beamter 
auf der Giejche-Grube. 

Abg. Dr. Müller - Meiningen ging am 10. Sebruar 
1909 auf die jozialen Berbältniffe im Theaterwejen eit 
und geitelte an der Hand draitiicher Beijpiele die Aus- 
beutung mamentlicd) der weiblichen Stünjtler. Hierauf 
Iprad) er gegen die Tätigkeit der Zenjoren. Abg. Wie- 
Land äußerte fich zu verjicherimgsrechtlichen und gewerb- 
lichen Fragen. RN 

Gegen die Beitrebungen, Ausländern den Bejuc 
deutiher Hochichulen zu erjchiveren, wandten ji am 
12. Sebruar 1909 die Abgg. SGothein, Dove ud 
Dr. Stengel. 

Beim Neichsgefundheitsamt jprac am 13. Februar 
Abg. Dr. Mugdan zu verjchiedenen Spezialfragen, 
bg. Dove jprad) zum Batentanıt und Dr. mM vgdan 
zum NReichsperfiherungsanıt. | 

Dei der joztaldemofratichen Suterpellation. über die 
Nedhtsperhältmniiie bei den Wer!s-Ben- 
jionsfafjen jprah Abg. Cuno am 29. Mprit 1909, 
das Kir ımd Wider erörternd. 


Berantiwortlichkeit des Neichstanzlers, Henderuug 
der Gejchäftsordnung. 

Die freilinnigen Anträge begründete am 2. Dezeinber 
1905 Abg. Dr. Müller -Meiningen. Cr miünfchte die 
Schaffung Zurzer Anfragen neben den Snterpellationen 
und erflärte, der VBerantwortlichfeitsantrag wolle jtatt der 
moralischen Berantiwortlichfeit des NMeichSfanzlers Die 
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jtaatsrechtlich-juriftiihe Berantwortlichfeit zum Durcbrud) 
bringen. In eingehenden jtaatsrechtlihen Darlegungen 
beiprady Nedner die Verantwortlichfeitsfragen, wobei er 
die Notwendigkeit der Schaffung wahrhaft fonititutio- 


‚neller Zujtände lebhaft hervorhob. Das deutiche Volk ei 


reif für Die fonjtitutionelle Fortentwidlung. — ba. 
D. Kaumann warf am 3. Dezember die Srage auf, 
warum Der Reichstag jo jchtwad) jei gegenüber der Ne- 


 gierumg. Cr jei bisher nicht mehrheitsbildend gemejen. 


Er fünne Gejeße annehmen umd amendieren, könne friti- 
fieren umd forrigieren, aber jein Anteil an der deutichen 
Seichichte jei gering. Muf der anderen Seite fteht der 
mächtige Bundesrat. Der Neichstag wolle nun aber 
etivas Gejchriebenes, um mehr Einfluß "zu erhalten. 
Jedner ging die einzelnen Anregungen durch und jchlof; 
mit dem Wunjche, dab die Nation wirflidy ein politifcd) 
lebendiger Organismus werden möge. — Abg. vd. Bayer 
jeßte auseinander, dab die Bedenfen der Foniervativen 
Kedner nicht jtichhaltig jJeien, begründete die Anträge 
weiterhin und verlangte, dab ins Leben trete die AZur- 


 jammemmirfung des Willens der Negierenden mit der 


leberzeugqung des Volfes, 


Stat, allgemeine innere und äußere Yage. 

Zur eritenXejung des Etats begann Abg. Dr. 
Biemer am 7. Dezember 1908 jeine Nede mit einer 
Stennzeichnung der agrariichen Teuerungspolitif, die id) 
im Volfsleben und im Etat verhängnispoll bemerkbar 
mache. Das Wort Sparjamfeit jei leichter geiprochen als 
befolgt; auch im Benjionsweien jollten Eriparnifie ge- 
macht werden. Nedner ging den Etat durdy und wandte 
ji) zue äußeren Lage, in der legten Zeit jeien mand)e 
ssehler gemacht worden. Das Gejamtbild der politischen 
Lage jei nicht glänzend, nicht erfreulich. Bolkstimliche 
Neformpolitif jei nötig. 


Abg. Schrader dankte am 9. Dezember 1908 für 


die Ankündigung einer loyalen Handhabung des Neichs- 


bereinsgejeßes md wandte jid) alsdann zu einer Bo 


 jpredjung der auswärtigen Lage. Den Etat unterwarf 
 Nedner eiıter eingehenden Mritif, er bedeute eine erheb 
- FLiche Meberichreitung des vorigen Etats. Für die Beamten- 
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bejoldinng müsje aber ımter allen Unmitänden gejorgt 
iverden. a 
bg. Hausmanı jprah am 10. Dezember ebeıt- 
falls über auswärtige Angelegenheiten ımd ventilierte die 
‚stage der Einjchränfungen der Rüftingen zur See. 

Abg. Dr. Hedijher erörterte am 11. Dezember 
jozialpolitifche, juriftiiche und auswärtige Angelegenheiten 
ve verlangte erhöhte Yähpirhung des Neicystages in 
ven Fragen der äußeren Bolitif. In einer zweiten Nede 
wandte er jih aftenmäßiq gegen joztaldemofratiihe Dar- 
jtellungen über das Vereinsgejeb. Abg. AhbLhorn be- 
jprad) die Maroffo-srage, und Abg. Dr. Mugdan 
fonjtatierte, da Ledebour in Sachen der Anwendung 
des ° Meichspereinsgejeßes ein Rüdzugsgefecht an- 
getreten habe. 

Bei der zweiten Lejung des Clats des Neidhs- 
fa n;ters ging Abg. Schrader am 29. März 1909 
auf vie Fragen Maroffo, Balfan und Beziehungen zu 
England des näheren em Wenn in Der Abrititungs- 
frage die Hand von einer Seite, iwie jet don England, 
geboten werde, jo hätte fie etwas fräftiger ergriffen 
werden jollen. 

Zur inneren Bolitif äußerte jic) amı 30. März 1909 zus- 
nüchlt Abg. Dr. Wiemer Gr mwüniche das YZuitande- 
fommen der Sinanzreform. Aber nicht der Neichstag, 
jomdern die Negierung trage die Schuld für Die Ver- 
zugerung, da sie nicht ausreichend FZühlung mit "dem 
Neichstagegenoinmen habe. Seine ‚sreunde hätten an- 
erfannt, daß ohrte Erhöhung der indireften Steuern zur- 
zeit eine gründliche Ordnung der YJinanzen nicht möglich 
lei. Die Erflärung bedeute em großes Dpfer, aber es 
geichehe Dies mim ımter der Borausfegung, daß eine auS- 
reichende Bejtenerung des Befißes, ımd zwar Durc) eine 
allgemeine DB efibejtenerung, erfolge. Ohne die Erfitllung 
Diefer Forderung würden feine Sreunde die Jultimmung 
zur Erhöhung invdirefter Steuern nicht geben fünnen. 
Das vorläufig angemonmmene Bejisiteuerfonpromiß jei 
feine Erfüllung diejer Forderung. Mar habe nur zuge- 
timmt in der Erwartung, daß Die Nachlaßjteuer ernent 
anf die Tagesordnumg komme. , Eine einheitliche Yront- 
jtellung der Liberalen ın Ddiejer 5 Frage jei gejchaffen, die er fitr 
angezeigt erachte. Nedner erflärte jene Zuftimmmmg zur 
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urjprünglichen NRegierungsporlage über die Erbichaftsitener 
und befämpfte den Bund der Landwirte ob jeines jkrupel- 
lojen Agitierens gegen dieje Steuer (Zirfus Build). Unter 
diejer rüikjichtslofen Geltendmachung von Sonderintereiient 
feide das Zujtandefommen einer gejunden Sinanzreforn:. 
Yuc) bei der Wahlrechtsfrage Dderjelbe Widerjtand von 
derjelben Seite! Durch die legten Vorgänge, jeien die 
Borausjegungen für die Mitwirkung der Linfsliberaleu 
innerhalb der Blocdpolitif entzogen worden. Die Vb- 
jtimmung der Stommijlion über die Branntweinliebes- 
gaben habe Stlarheit geihaffen. Die Stonjervativen jeien 
jet gewillt, die Blodpolitif aufzugeben und die ‚Sinanz- 
reforn mit dem Zentrum .zu machen. Wir werden die 
weitere Entwidelung mit Ruhe abwarten und auch nicht 
fragen, was wird Billow beim Scheitern der Blod- 
politi£ tum. 
bg. Saugmann' hob am jelben Tage die Alır- 
jiherheit der Lage hervor, die Brandung gebe ‚Ichon 
hinauf bis an die PBojition des Neichsfanzlers ; er be- 
‘ fämpfte die Konjervativen wegen ihres Wortes dom 
„gamiltenjinn“ und erklärte, die Freiinnigen würden dem 
Kampf, den die Rechte provoziert habe, nicht ausweichen. 
Die parteipolitiihe Form des Blocdes jei tot, weil jene 
diefer „Korn das Vertrauen entzogen bätten. Es jet 
nicht möglid) gewejen, einen «neuen politiichen Getit im 
Block zu entiwideln. Die Stonjervativen würden vom 
Bund der Landwirte unterjocht. Der Blod jei aber eine 
notivendige Bhaje gewejen, durch die das unfertige parla- 
mentariihe Leben Deutichlands bindurchgehen mußte. 
Die. jegige Bolitit der Nechten richte sich) gegen Die 
Bolitit der Regierung und des Neichsfanzlers, Wenn 
die Negierung an das Volk appellieren würde, jo befämte 
jie eine Mehrheit mit dent Brogramım, aud, eine große 
direfte Steuer mit aufzunehmen. — Ag. Monmien 
wandte jich gegen d. Oldenburg und erklärte, daß Die 
- freifinnigen Stimmen für eine Staatspolitif, wie sie Tie 
jet die Slonjervativen vertreten hätten, niemals zu haben 
- jeien. Alle Stände im Lande, der Yandbeiig nicht aus» 
 genommten, müßten zu den Lajten mit beitragen. Obne 
dein gäbe es feine ‚Sinanzreform. Much Aba. Dr. 
- Wiemer wandte jich nochmals gegen Herren v."Olden- 
| burg. 
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Beim Etat des Tuemärtigen Amts ver- 
wandte fi am 31. März 1909 Abg. Dr. Müller- 
Meiningen lebhaft für eine Neform des diplomatischen 
Korps; auch aus dem praftiichen Leben, dem Handel, 
der snöuftrie müßten Diplomaten entnommen werden. 
Abg. EifhHoff ging auf den Fall Kuhlended ein, ba. 
Dr. Hedjkher erwartete vom Staatsjefrefür Taten 
binfichtlic) der anderweitigen Ausbildung des Ddiploıma- 
tiihen Korps, ımd Abg. Gothein fprad von der 
bandelspohttiihen Lage mit bejonderer Berüefihtigung 
von Ilmerifa. 

Beioldungsporlage. 

Abg. Kopic führte zur eriten Lejung anı 11. De- 
zember 1908 aus, die Borlage jei leider jehr jpat ge- 
fommen ; zu ven Staatsaufgaben gehöre die Erhaltung 
der Zufriedenheit und Mrbeitsfreudigfeit der Beamten. 
Nedner würdigte die Bejtimmungen der Vorlage ein- 
gehend und VER MEN eine zeitgemäße Neform des DBe- 
amtenrecht$. Weg mit den Geheimaften! Er ging auf 
die Erhöhung der Offiziersgehälter und der Manınchafts- 
löhmung ein, begrüßte fie und jchloß mit den Saß: 
Doppelt gibt, wer jchnell aibt ! 


Sn der zweiten Lejung am 12. Juli 1909 erklärte 
Abg. Kopfjc die Zuftimmung zum. ganzen Gejeß froß 
ihwerer Bedenfen im einzelnen, die er eingehend dar- 
. legte. Cine allgemeine Zufriedenheit werde die Vorlage 
nicht hervorrufen. Die Sonjervativen jeien „bei der 
‚smangzreform der Negierung gegenüber jtarf gemejen, 
bei ven Boitajliitenten und Briefträgern fielen jie vor 
ven Villen der Regierung um. ‚Nedner befiiriwortete 
energiich den Antrag auf Berbefjerung der Gehälter der 
genannten Beamten. Das Zentrum jei bei diejer 
wichtigen srage völlig umgefallen. Abg: Dr. Botthoff 
betonte jpäter, daß die Freifinnigen nicht nur Wert 
legten auf ein freies Stoalitionsrecht der Beamten, jondern 
N auf die abjolute Koalitions- und Wahlfreiheit ver- 
jelben. 

Su der dritten Lefung am 13. Juli 1909 wies Abo. 
Dr. WBiemer eingangs beleidigende Unterjtellungen 
des Antijemiten Lattmarn jcharf zurüd und erklärte, 
daß jeine Freunde an ihrer Haltung im der zweiten 
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- Kejung troß der Ulnannehmbarfeits-Erflärung der Ne- 
gierung im Snterefje der betr. Beamten fejthielten. Die 
Nüdficht auf die Zinanzen, die ja geichafft jeien, Eömite 
richt ins 75eld geführt werden. Die Mittel jeien da. 
Seine Kreunde mwilrden nicht wie die Mntiiemiten ım- 
fallen. 
Armenunterjtügung und Wahlrecht. 

Einer freifinnigen Anregung entiprad) der Gefep- 
entwurf über die Nichtanrechnung einer Stranfenhaus- 
behandlumg als Armenunterjtügung für das Wablrect, 
den infolgedejjen Abg. Kaempf an 13. Januar 1909 
gern begrüßte. Eine vorübergehende Armenunterjtügung 
jofe nicht den Berlujit des Wahlredts und anderer 
politischer Rechte zur Folge haben. Schnelle Erledigung des 
Entwurfs jei zu wünjhen. — Mbg. Dove befundete 
am 14. Sanuar gleichfalls jeine Sympathien fir das 
Seleß. 

Zur zweiten LYejung gab Abg. Dove am 17. Ke 
bruar 1909 die zuitimmende Erflärung feiner ‚Freunde ab. 


Arbeitsfammer:Hejeß. 


Bei der eriten Lejung gab an 15. Janmar 1909 
bg. Dr. Goller der Genugtuung der sreilinnigen 
"Jiber die benbjichtigte Schaffung einer geießlichen \\nterejien- 
vertretung für die Arbeiterichaft Nusdrucd; jeine ‚Sreunde 
wollten gern dazu beitragen, dab etwas Rraftiiches 
auitande fommt. Weil es jih um einen eriten Verfuc) 

handle, müjje man, wie der Entwurf vorichlage, Be- 
wegungsfreiheit haben. Abg. Dr. Bottboff begrühte 
- den Entwurf an 16. Januar als VBerjuch zur $örderung 
des Tozialen Friedens 1umd der gegemieitigen Ber- 
- ftändiaung. Gr vermijje die Mitwirkung der tammern 
beim Abjchlug von Tarifverträgen, die Selbitverwaltung 
der Slammer miüfie erweitert werden, die Staatsbetriebe 
jeien einzubeziehen. Wiünjchenswert jei die Wäblbarfeit 
der Arbeiterjefretäre md anderer umabbängiger Berfoneit. 
Leider jei das Handelsgeiverbe völlig ausgeichloiien. 


! Yandwirtichaftliche Fragen. 
. Bei dem Antrag auf reichsaejeglihe Negelumna der 
 landwirtidaftliden Arbeiter ımd des Ge 
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indes befirivorte Abg. Sothein am 20, „anuar 1909 
diefe Negelung unter Schilderung des Aeratahle und 
der Schleihten Lohnverhältnifie auf dem Lande Weit 


man gejunde Landarbeiterverhältnijje haben wolle, io 


miljfe man dem Sirbeiter auch Rechte, inSbejondere das 
Stoalitionsrecht, geben umd ihn zu einem freien Bejiter 
macen. | 
Am 28. Januar jprachen bei der Sortjegung der 
Beratung die Abgg. Dr. Stengel, Gothein um 


segter ımter Darjtellung drajtiiher agrarifcher lleber- 


griffe, Wolemif gegen fonjervative Abgeordnete 1ıd 
Empfehlung des länplien Koalitionsrechtes. 

Die freifinnige Rejolution Hinfihtlid) ver Cinfuhr- 
icheine begründete am 22. April 1909 Abg. Günther 


unter Schtderung Der nachteiligen Solgen des Eifuhr- 


icheinsyitems. Die Geltungsfriitt der Scheine jolle auf 
drei Monate herabgejeßt werden und ihre Geltung auf 
diejelbe Warengattung bejchränft bleiben. Mbg. Gothein 
betonte die Schädigung der Neichsfinanzen Durch Das 
Einfuhrjicheimvejen und wies nad), daß diejes Shitem 
eine große Verteuerungswirfung ausübe. In einer 
zweiten Nede wandte er fich gegen die Bolemif der 
Gegner ımd gegen eine gejchmaclofe Meußerung des 
Herrn dv. Samy. 

Zur jozialdemofratijchen Ssnterpellation wegen Wılf= 
bebung der Getreidezölle uw. jprad am 


30. Suni 1909 Mbg. Kaempf. Er Tchilderte die 


Getreideprodufttions- und WBreisvperhältnijje, die Ber- 
tenerung der Lebensmittelpreife umd der Produktions- 
fojten der Suduftrie durch Die hohen Zölle und lehnte 
;ivar eine völlige Suspenfion der Zölle ab, trat aber 
für deren allmählihen Abbau em. Mbg. Kegter er- 
örterte ebenfall$ die Griinde, die gegen die hohen land- 
wirtichaftliden Zölle iprechen, wobei er u. a. auf die 
Steigerung der Bovdenpreije hiniwies, und befämpfte die 
Agitation des Bundes der Landwirte. 


Handhabung Des Reichspereinsgejeges. 
Mg. Dr. Müller- Meiningen jekte jih am 
22. „anuar 1909 bei der jozialdemofratiichen „siter- 
pellation mit den Gegnern über die Auslegung des S12 


ur 
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“(früher 7) des Vereinsgejeges auseinander, wies jozial- 


demofratijch-Elerifale Hebertreibungen zurüd, erinnerte die 
Bolen daran, daß fie doc) tm einem deutjchen Staats- 
wejen leben, und ging dann zu einer Stritif der Alıı- 
wendung des Sejeßes iiber, die gerade für jeine Bartet, 
da fie das Gejeg mitgeichaffen habe, eine moraliüche 
Pflicht jei. Die Schonzeit für die Bırreaufratie jet jeßt 
abgelaufen. Redner erwähnte eine Neihe von frafien 
‚sällen der unrichtigen und Eleinlichen Armvendung gegenüber 
Liberalen und Sozialdemokraten und beichwerte fich ins- 
befondere über die Verjagung der Genehmigung - für 
einen Bortrag des Profejlors Korel. „Wir werden nicht 
ruhen umd nicht ralten, bis das Gejeg in dem liberalen 
Sinne angewendet wird, in dem es erlajien worden tt.“ 
bg. Sothein ergänzte dieje Darlegungen, forderte, 
daß der Spracdhenparagraph nicht Fleinlich ausgelegt 
werde, und erzählte markante Betipiele von Saul- 
abtreibungen, von der landrätliden Erwählmg von 
Pıblifationsorganen in den verichtedenen Wahlfreiien um. 
Am 23. Januar polemijierte Abg. Dr. Müller 
Meiningen (ebhaft gegen joztaldemofratiche Angriffe. 


Bejeitigung der Doppelbefteuerung. 

E53 begrüßten diejen Entwurf am 23. Sarnıtar 1909 
die Hgg. Enders und Dr. Neumann-SHofer als 
Vertreter fleiner, bejonders betroffener Staaten. 

Abg. Dr. Neumann-Hofer rap) fur; gu 
jtimmend bei der zweiten Lejung am 11. März 1909. 


Befämpfung des unlauteren YBettbeiwerbs. 

Sn der eriten Lejung am 25. Januar 1909 jpracen 
ih die Abgga. Dove, Müller» Meiningen und 
Garjtens im ganzen wohlwollend aus, fie übten aber 
Kritif an einzelnen Beitimmungen und derivielen auc) 
anf Gelbithilfe umd Organilation als allerbeite Waffen 
gegen jchmwindelhaften Wettbewerb. 

Bei der zweiten Lejung jtimmte am 17. Mat 190% 
bg. Dr. Müller- Meiningen namens jeiner ‚sreumde 
den Grundgedanken des S 1 zu. Yu weiteren Bara», 
grapben jprachen nod, die Abgg. Dr. Neumann-Dofer, 


- K&arjitens, Dr. Mugdan, Dr. Bottboff und Storz. 
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In der Dritten Lejung befüiriordete am 18. Mai 
1909 Abg. Dove die Einfiigung der Worte „tatfächlicher 
Art“ in den $ 3. (Der Antrag wurde abgelehnt.) 


Bojtdampfer-Subvention für Oftajien. 

Die Ergänzung des im vorigen Seijionsabjcpnitt 
angenommenen Sejeßes befiiriwortete am 26. Sanırar 1909 
-\ eriter Zejung der Abg. Hormann, eh er den 

Norddentihen Lloyd gegen ungeredhte Angriffe it 
Schuß nahm. 

Auch bei der zweiten Lejung, am 15. Sebruar ee 

befirwortete Mg. Hormann die Annahme. 


Seefiicherei und Fiichzoll. 

Abg. Dr. Hermes gab beim Titel Seefiicherei 
(im Etat des Neihsamts des Srmern) am 11. Februar 
1909 ein Bild von den Beitrebungen zugumjten Der 
Seefifcher. Alsdanı entwidelte jid) eine lebhafte Aus- 
einanderjegung zwijchen den Abgg. Gothein, Fegter 
und Dr. Stengel einerjeits umd dem Abg. Dr. 
Hahn anderfeitS, wobei die Winjche des lebteren auf 
‚siichzöffe von den freifinnigen Nednern mit großem 
Material lebhaft zurücgewiejen wırden.. Abg. Gothein 
prägte hierbei das Wort von den „Sichagrariern“ ud 
wies humorvoll die Aufforderung-Hahns, mit ihm eine 
Neife durch) ganz Deutjchland zu machen, zurüd. Die 
Tätigfeit de& Bundes der Landwirte wurde von dei 
Redner wirffam feitgenagelt. 


Meichseiienbahn- Amt. 

Bei der ziveiten Lefung des Etats ergriffen anı 19. und 
16. Sebruar 1909 die Abgg. Dr. Dohrn (als Bericht- 
eritatter), Schrader, Barftens und Storz das 
Wort. ES wırde Die allgemeine Situation des Neichs- 
eiienbayn= Amtes erörtert und auf dein lebensgefährlichen 
Zuftand mancher Bahnıhöfe Hinigeiviejent, jowie die Zeitintgs- 
verbote auf den Bahnhöfen gegeißelt. 


Yendernug des Banfgejeßes. 


Die erjte Lejung des Gejeßes brachte anı 18. Februar 1909 
Neden der Abga. Kaempf ımd Mommjen, die die 


Novelle als geeignet erklärten, die Neihsbanf zu einem 


 wirffamen Infteument in der Entwidelung von Handel 


md Snöuftrie zu machen. 

Sn der zweiten Lejung wandte jih Abg. Dove 
an 13. Mai 1909 gegen einen antijemitiichen Antrag 
auf Kürzung des Anteils der NReichsbanf-Anterlseigner. 


Bolenpotitif. 

Anlaplich der eriten Beratung des polntichen Aır= 
trages auf Freiheit des Grumdeigentumserwerbs ver- 
fündete Abag. Sothein am 19. Februar 1909 die Auf- 
faflung jeiner Freunde dahin, dab ie das Enteignungs- 


-gejeb als nicht in Einklang itehend mit der Neichs- 


verfaflung verwiürfen. Deutjch ein beige gerecht fein. 
Seine jämtlichen Freunde würden dem Antrag zuitimmen. 
Am 25. Februar wandte ih Abg. Dove gegen den 


Abg. Grafen Weitarp,. der den Blod in die Debatte ge- 


zogen hatte. Er (Dove) babe den Blod nie als Er- 


 ziehungsanitalt betrachtet. - Wenn er das jein jollte, To 


richte Sich) Diele Ermahnung ar die Stoniervativen. 
Hätten jie jich etwa moderniiert? Die Sroßgrundbeliger 
wollten immer mehr polnijche Arbeiter haben. Wollten 
jie nicht die Kulis, die echten Mongolen, einführen?- Wir 
wollten im Bloc nicht das Erziehungsobjeft jein. „Ihr 
sunfergefühl wird niemals heranreichen au unseren 
Rirrgeritolz.“ 
Kolonialfragen. 

Zur zweiten KLefung des Kolonialetats 
pjlichtete am 26. Februar 1909 Mbg. Dr. Goller im 
großen und ganzen der Bolitif Dernburgs, jeiner fauf- 
männichen Art, die Dinge zu betreiben, md jeiner Ein» 
geborenenpolitif bei. Bei der Siedelumgsfrage warnte 
er dor zu raschen Borgeben. Abg. Dr. Ablan erörterte 


am 1. März 1909 Foloniale Nechtsfragen, und Mbg. 
Storz; wandte fi) gegen die SBineinztehung fon« 


tejlioneller Streitigkeiten in die Kolonien. Er jei über» 


‚zeugt, daß der XTiefltmd ımierer Nlolonialpolitif über- 
pumpen Jet. 


Bei Kamerun umntevitrih Ag. Dr. Goller am 


2. März 1909 die Darlegungen Storzens und bat, jeden 
ach jeiner Kaflon jelig werden zu Lafer. Dem Tätig 
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feitsdrang der Meälfionare jet eine geivilie Grenze au 
ziehen. Schließlich legte Redner eine Lanze ein fiir den. 
Gorilla, dejjen Ausrottung ‚ev: bedauern wide. — Bei 
Siüdweitafrifa jeßte jih Abg. Dr. Ablaß erneut mit 
dem hantsietretär iiber foloniale Nechtsfragen auS- 
einander. 


Bojtetat und Kerniprechgebühren- Ordnung. 

Bei der eriten Lejung der Gebühren- Drdnung 
beiprad) AUbg. Dr. Doormann am 4 März 1909 das 
Sie und Wider in eingehender Weile. Abg. Kaempf 
erörterte am 9. Weärz beim Bojtetat zahlreiche Ber 
fehrsiviiniche, inSbejondere verlangte et die Wieder- 
em: des Drtsportos. Die Sernjprechgebithrente: 

Dronung, die Nedner jcharf Fritijierte, entipreche nicht 
m Grundjaß der Verbilligung des Verfehrs. Für das 
Kand mie bequeme Telephonverbindung geichaffen 
werden, aber gleiches Necht müjje für alle gelten. bg. 
Dr. Strupde erörterte Beamtenfragen unter Berlejung 
draftiiher Einzelfälle über den Bojtbureaufratismus und 
über den Eingriff der Bojtverwaltung in die Staats- 
birgerrechte der Beaniten. 

Abg. Kopie richtete anı 6. März 1909 eine Aır= - 
frage an den StaatSjefretär wegen eigenartiger pojtalijcher 
Borgänge im Wahlfampf Alzey-Bingen und fiindete die 
Jsiedereinbringung eines Antrages auf Vorlegung einer 
Denfichrift über die Wirkungen des Dienjtalteritufen- 
jyitems auf die Bejoldungsverhältniffe der mittleren und 
unteren Beamten an. Mbg. Gothein wandte jich mit 
aller Schärfe gegen den Staatsjefretär Kraetfe ob jeiner 
dem Abg. Struve erteilten Antwort. Straetfes Belehrungen 
hätten fi) die Abgeordneten zu verbitten. Dieje jeieit 
verpflichtet, Wünsche und Bejchwerden hier vorzubringen, 
Sstraetfe aber wolle den Nejjortabjolutisinus, der verlange, 
m der Neichstag den ganzen tat annehme und dei 

Mumd nicht auftue. 


Am 8. März befürmortete Abg. Soibein erfolg- 
reich die Wiederheritellung der Kregierungsvorlage Hin 
Vichtlich der Summe für neue „ernjprechverbindungen. 
Ferner jprach er für die A der Bortofreiheit 
der Fürjten. 
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Militäretat. 


; Abg. Dr. Mftiller- Meiningen wandte ji) bei der 
zweiten Lejung des Etats am 17. März 1909 entichieden 
gegen die Zentrumsdaritellung, jeine Sreunde hätten die 
Spariamfeitsfampagne nicht genügend unterjtügt. Er 
bedauerte lebhaft, dab die Militärverwaltung nicht mehr 
Drang zur Sparjamfeit habe; vieles jei überflüilig. 

- Nedner fritijierte den Etat lebhaft, wandte ich gegen 
den übermäßigen: Drill, empfahl die Nefolution gegen 
die Soldatenmighandlungen und erzählte Aufieben er- 
regende zülle diefer Art. Er jprad gegen die Be- 
vorzugung des Adels, verlangte volle Homogenttät im 
Heere und verurteilte die Nechtsunficherheit bei den 
Benfionierungen und die Militärfabinettswirtichaft. 

bg. Schrader erörterte am 15. März 1909 das 

- Verhältnis zwilchen Armee und Bolf, wobei er die Ab- 

-»getrenntheit der Armee vom Staatsleben, die Yurid- 
jeßung der Suden, die Begünitigung des Adels bervor- 
hob. Die Militärveriwaltung möge ich mehr an bürger- 
liche Berhältnilie anichliegen. Abg. Storz bedauerte 

_ den Mammonismus in der Armee md Itreifte militär- 

 techniüche Sragen. 

Am 19. März 1909 Ipradı Abg. Kopic über einige 
Gtatsfragen, ım damı das Verfahren bei der Wahl der 
- Nejerveoffiziere zu fritilieren, die Ablehnung Toztaldento- 
fratiiher Borgejeßter zuridzımveiien und den all 
- Brabant » Hamburg in jcharfer Form zu erörtert. — 
„sort mit Sllaflen- und Standesvorurteilen, mit relt- 
- giöfen und politischen Verfegerumgen und Zuriidiegungen!“ 
Mg. Sothein zählte am 20. März die Abjtriche 
- auf, die beim Etat in der Kommilfion gemact worden 
- ind, umd erörterte die Schwierigkeiten, noch mehr zu 
 jtreichen, falls nicht überhaupt an Abrüjtung gedadıt 
- werde. Bei anderen Bölfern bejtehe eine Bereitwilligfeit 
au Verjtändigungen über eine gegenieitige Abrüftuntg. 
- Redner fritilierte die Heberzahl der Dffiztere umd Ilnter- 
 offiziere, die Höhe des Pentionsfonds, den Kormalismus 
der Striegsgerichtsurteile, das Vorgehen gegen die So» 
- zialdemofraten in Striegervereinen umd die Yırüdleguma 
- jüdischer Fremvilliger. Abg. Dr. Müller. Meiningen 
wies gegnerische Musfüihrungen zueiid md machte 
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detaillierte Angaben itber die Bevorzugung des Adels im 
Dffizierforps. — Am 22. März Sprachen Die bag. 
Sothein, Dove, Sommer und Wieland zu 
Spezialfragen, der leßtere über die Kriegervereiite, amt 
23. März die Abgg. Saugmann md Dove, am 
26. März Dr. Müller - Meiningen md Gothetı. 


Biautichon. 

Beim Ctat für Siautjchou, zweite Lejung, gab Aba. 
Dr. Eihoff am 27. März 1909 jeiner Befriedigung über 
die Verringerung des vitafiatiichen Departements und 
über die Schaffung der Hodhichule in Ziingtau Ausdrukk. 
 Hauptjache aber fei es, mehr Kaufleute bHinzuziehen. 
Abg. Gothein wandte jich gegen Xedebour, der 
sttautjchon schlecht gemacht hatte, fand aber auch, das 
dieje Kolonie uns jehr teuer ei. Er Außerte Bedenten 
wegen der Noitipieligfeit der großen Lehranitalt ımd 
wünfchte eine bejjer durchgearbeiteie Vorlage. Abg. Dr. 
Secdicher ftellte jich freundlicher zu vem Plan. 


Aufhebung Der jtädtischen Dftrois. 

Ber einer Betition wegen des S 13 des Zolltarifs 
(Aufhebung der DOftrois) befürmwortete. anı 20. April 
1909 Abg. Manz im Snterefje bayeriiher Gemeinden 
ven Antrag, die Aufhebung bis zum Dezember 1914 au 
verjchieben. Abg. Sothein trat aber für die Aufrecht- 
erhaltung der Aufhebung im Sahre 1913 ein umd 
ironilierte die Konferbativen, die jet plößlich Für die 
Verlängerung Des Mrivilegs der Gemeinden jeten, 
während fie bei der Schaffung des Zolltarifs nicht eifrig 
genug die jtädtiichen Dftrois hätten abjdhaffen wollen. 
sn einer zweiten Nede wandte jich Nedner Ipeziell gegen 
daS Zentrum, dejjen Nedner Lender den S 13 ver- 
faflungswidrig genannt habe. Das hätte er 1902 jagen 
und infolgedefien gegen den ganzen Zolltarif ftimmen 
müljen! Der damalige Beihluß miüfje jeßt -aufrecht- 
erhalten werden. (sn namentlicher Abitinmmumng wurde 
dvementiprechend entjchieden.) 


Die Fleine Strafgeleg-Ienvelle. | 
Zur erjten Lejung ergriffen am 24. April 1909 die © 
Abagg. Dr. Müller - Meiningen Dr. HSediher und 
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Hormann das Wort, um ji dahin zu präzilieren, 
daB fie die Bejeitigung zu weit gehender Gtrai- 
bejtimmungen begrüßten ; dagegen beurteilte Dr. Müller 
die Abänderung der Beleidigungsparagraphen, ins- 
bejondere die Verkürzung des Wahrheitsbeweiies, jehr 
ffeptiih. Hormann Iprad) namentlic) iiber Tieranälereien 
und Stindermmhandlungen. 


Sicherung der Bauforderungen. 
Sn der zweiten Zejung am 28. Aprii 1909 erklärte 


‚bei den allgemeinen Sicherungsvorichriften Abg. Dove, 


daB in der Stommmillion eine erhebliche Berbeilerung 
gegenüber der Negierungsporlage zuitande gefommen Sei. 
Die Zuitimmung zum Entwurf geichehe nicht in über- 
ihwänglicher Stimmung, aber in der Hoffnung, dab der 
gute Wille, den alle gehabt hätten, um eine alte ‚„sorde- 
rung zu erfüllen, eine qute Yöjung zeige und Dieje fid) 
nicht als Danaergeichenf eriweife. Abg. Dr. Mugdan 
meinte auch, jeine Freunde jeien nicht von allzu großen 
Hoffnungen für die Wirkjamfeit des Gejeges erfüllt ; der 
erite Teil, Buchführung der Banımternehmer, jei gut, 
der zweite Teil errege Bedenfen. Er ıiverde eine Ber- 
längerung der Bauzeit und eine VBerteuerung der Bauten 
herbeiführen ; vem Großfapital werde ein Boriprung bor 
dent Handwerferitand zu teil. Aber der ziveite Teil 
werde wohl nur jelten in Straft treten. So fünne man 


wegen der Güte des eriten Teils zuftimmen. Abo. 


Wieland jprad) ebenfalls fir das Geile. 


*  Bollwidrige Behandlung der Gerite. 
Zur erjten Lejung des Entwurfs äußerte amı 


28. April 1909 Abg. Carjtens gegen das ‚Särben der 


(Herite und gegen die Vorlage überhaupt lebhafte Bedenken. 

Derjelbe Abgeordnete bob am 6. Juli 1909 
die .verdächtige Eile hervor, mit der der Entwarf teoß 
der Sinanzreform-Beratung zur zweiten Yelumg geitellt 
jei, und befämpfte die Vorlage, die hinichtlid) des ver- 
langten Berwendungsnacdmweiles dem rulliichen Dandels- 
vertrag iwideripreche md dem Sonlumenten eine Ber 
teuerumg Seiner Lebenshaltung bringen werde ba. 
Sothein jhob die Schuld fie den ganzen Differen 


 zierungswirrwarr auf die Nechte md das Zentrum md 
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wandte jich gleichfalls entjchieden gegen die Vorlage, Die 
eine Abänderung des Holltarifgejeges bedeute, auf Grund 
deijen wir Verträge aufgebaut haben. 

sn der dritten Lejung am 13. Juli 1909 verlangte 
Abg. Carjtens von der Regierung eine Erklärung, daß 
fie bei Schädigungen der Gerite Dur das Färben davon 
Abitand nehmen würde. 


Haftung Des Reichs für feine Beamten, 


bg. SHhhling begrüßte bei der erjten Lejung am 
5. Mat 1909 die Vorlage und äußerte einige Wünjche. 


Mihlenumjasitener. 


Den agrariichen Antrag auf Einführung einer jtaffel- 
förmigen Mühlenumfagiteuer befämpfte am 6. Mai 1909 
Ybg. Kaempf in gründlier Weife. Diefe Steuer 
werde eine VBerteuerung des Mehls und damit des Brotes 
herbeiführen. Die Abgg. Gothein md Günther 
jegten am 12. Mai die Widerlegung der agrariichen 
Argumente an der Hand eines umfangreichen Materials 
fort. &8 handle ji nicht um die Criftenz von 30 000 
jelbitandigen Betrieben, die bein jeigen Syitem nicht 
gefährdet jeien, jondern um die Erdrofjelung von einigen 
hundert Betrieben, die Solge wilde eine weitere Brof- 
verteuerung fein. 


Berner Urheberrechts-Rionvention. 
Die Abgg. Dr. Müller - Meiningen ınd Dove 


jtimmten am 13. Mai 1909. bei der eriten Kejung der 


Stonvention su. 


Abanderung Der mierflenburgischen VBerfaflung. 

Die freifinnige Nejolution begründete am 15. Sumt 
1909 Abg. Dr. BahnicdKe unter umfajjender Schilde- 
rung der reakttionären mecdlenburgiichen Zujtände und der 
dortigen Verfaffungsfämpfe. Cr höffe, daß die Antwort 
vom Bundesrat die Nitter nicht no in ihrem Wider- 
Hand gegen die moderne VBerfafjung. bejtärfe. Abg. Dr. 
Biemer wandte fich gegen Bemerfungen des Abg. 
dv. Zreuenfel3 und meinte, man fönne nicht wirfjamer 
agitieren, al wenn man im Neichstage vor dem ganzen 
Lande auf die Nicitändigkeit der meclenburgiichen u: 
jtände hiniveife. 


PR UNE®. VEN 


Il. Seflion. 
1.sefionsabihnitt vom 3. Dezember 1909 bis 10. Mai 1910. 


Spzialpolitif, Neichsamt des Inneren. 

Zur eriten Lejung des Entwurfs wegen Sinaus- 
ihiebung des Termins des S\nfraft- 
tretenSs der Hinterbliebenenverjiderung 
(S 15 des Holltarifgefeges) führte am 3. Dezember 1909 

bg. Dr. Mugdan aus, welces Fiasfo der S 15 umd 
das Zentrum mit diejem geießgeberijchen Sedanfen ge= 
madt habe. ES werde Erbitterung erweden, wenn man 
nad der Belajtung durd die Sinanzreform der Armen 
und Mermiten das Ziel der Hinterbliebenenverficherumng 
ipieder umı 1!/, Jahre binausichiebe. Nedner Fritifierte 
| lebhaft den Vorentwurf der Neichsperficherungsordnung. 
Sn einer zweiten Nede wies er dem Zentrum am S 15 
nac, wie jchledht es Sozialpolitik treibt. 
Bei der jozialdemofratiichen nterpellation wegen 
der JZwangsarbeitsnadhmweije im Nubrrevier 
- schilderte Abg. Manz am 15. Dezember 1909 das Vor- 
gehen der Unternelyner- als ein gefährliches Experiment. 
Mit dem Schuß der Kloalitionsfreiheit werde der joziale 
srieden am beiten gewahrt. Mbg. D. Naumann 
 jete auseinander, wie dur die jchwarzen XYilten die 
Arbeiter abhängig gemacht werden durdy eine Macht, 
die fie nicht jelbit Fontrollieren können; ev nanıte das 
Dreiklafienwahlrecht in Breußen ein unanftändiges Wahl- 
, recht md jagte gegen den bg. Stretb, diejer nenne das 
- Waplredyt vernünftig, weil es ihm nüte. Die preußische 
Verwaltung verbindere es, dab der Gedanke der Parität 
gegenüber Mrbeitern und Mrbeitgebern wirklidy durd- 
f gefiihrt werde. Die HYZechenverwaltungen feterten das 


Bi u 


— 14 .— 


seit: der Liebe durch Zwangsmaßregelt. Im einer 
zweiten Nede jegte fihb Naumann mit einer Er- 
widerumg des Staatsjefretärs Delbrüd auseinander. 

Die erjte Zefung der Fleinen Gewerbeordnings- 
novdelle (Kohnbücder, Fortbildungsichule ufw.) brachte 
eine zuftimmende Nede des Abg. Manz (am 17. Fe- 
britar 1910). | 

Bei der ziveiten Lefung De Etats des Neidhs- 
amts des Innern beiprah Abg. Karitens am 
24. Sebruar 1910 verjchiedene Sragen der Handels- ud 
Sozialpolitif. Er plädierte für eine jchritiweile (nicht 
plößliche und allgemeine) Berfürzung der Arbeitszeit. 

Beim Statiitiihen Amt äußerte am 3. März 1910 
Abg. Dove verjchtedene Wünjche und Anregungen. Abg. 
Sothein jprad Über die Arbeitszeit der Rheinichiffer. 

Beim Neihsgejundheitsamt befürmortete 
bg. Kobelt am >. März 1910 die Schaffung eines 
Sejundheitsbeirat3 zur eititellung. von grundlegenden 
Beitimmmmgen für die Kahrungsmiüttelerzgeugung. An 
4. März befüriwortete Abg. Dr. Leonhart den Kampf 
gegen den Altoholismus: 

Beim Neihsverjiherungsamt verbreitete 
ih Abg. Dr. Botthoff am 4 März 1910 über das 
Ihema Brivatbeamtenverjicherung und Reichsverlicherungs- 
ordnung. 


Deutjch-portugiefiicher Handelsvertrag. 

Abg. Buddeberg jchilderte am 4. Dezentber 1909 
bei der eriten Lejung die großen Mängel des Bertrages. 
Der Ddeutihen Seite jeien überwiegende Nachteile zu- 
gefallen. — Am 7. Dezember jpraden die NAbagg. 
Sothein und Eidhoff, die den Entivurf gleichfalls 
als unzulänglih jcharf FEriiiierten, wem er auch die 
Weitbegünftigung bringe. 

Bei der zweiten Lejung funktionierte am 1. Sebruar © 
1910 Abg. Hormann alS Neferent der Kommilion, ° 
die Für die Ablehnung . ji) entjchieden hatte. Abg. 
gaempf jehilderte den beredhtigten Unmut der Snoduitrie 
. Über den Vertrag, Fam aber doc) jchlieglich zur Annahme, ° 
da ein Zollfrieg vermieden, die Meiltbegünjtigung ge 
wahrt ımd eine Bindung der Zolljäge erfolgt jei. bg. © 
Ahlhorn trat der Befürchtung entgegen, daß der Ver- 7 


5 trag eine Schädigung des deutiden Weinbaus herbei- 
führen werde, und bob das nterefie der Schiffahrt aıı 


vem Bertrage hervor. 


Der Kieler Werftprozeh. 

bg. Dr. Leonhart begründete am 6. Dezember 
1909 die freiiinnige  Snterpellation unter eingehender 
Schilderung der bedauernswerten ZJujtände, die zu dem 
großen PBroze geführt Hatten. Eine den Bedürfnijien 
einer Grogmacht angepaßte Flotte müßten wir haben, 
aber wir jeien es umnjeren Volksgenofjen jchuldig, darauf 
zu achten, daß das Geld der Steuerzahler nicht ver- 
pulvert werde „Sparjamfeit im Staatsbetriebe tit and) 
eine nationale Tat.“ 

Am 7. Dezember jegte Abg. Dr. Strupe die Kritif 
unter jcharfer Polemik gegen den Staatsjefretär und 


 amter Schilderung draftiicher anderweitiger Fälle der 


Seldvergeudung bei der Marine fort. ES jolle Vertrauen 
herrihen zwiichen Offizieren und Beamten, md Diejes 
jei nicht immer da. Abg. Dr. Leonhart emwiderte 
ven Staatsjefretär unter Beibringung weiteren Materials 
nnd forderte, dal Arbeiter nicht wegen Zugehörigkeit zu 


‚einer politiihen WBartei von den Werften entlafien 


- 


| 


würden. Abg. Kegter erzählte, daß auch in Wilheims- 
baden eine WBerjchleuderumg des Altmaterials jtatt- 
gefunden babe. 


Etat, allgemeine innere und äußere Yage. 


Vbg. Dr. Wiemer führte bei der erjten 
Lejung des Etats am 10. Dezember 1909 aus, der 


neue Neichsfanzler dv. Bethmann Hollweg fünne nicht 


: 


| 


verlangen, dab man im Dezember vergejie, was im ‘uli 
geichaffen jei; der Sozialdemofratie würde am metten 
gedient, wenn der Liberalismus auf die Hiritif der ‚Sinanz- 
reform verzichten wolle. Die Negierung babe Stetigfeit 


amd Keftigkeit vermifien lajjen. Es jei nicht wahr, dal 


wir in Deutichland feine PBarteiregierumg hätten, Billow 
jei gerade deshalb geitürzt, weil er es abgelehnt babe, 
Seihäftsführer der Klonjervativen zu jein. Bei der Er- 
Öffnung des Neichstags jei es aufgefallen, dal der 
Stanzler in Majorsuniform erichienen jei, er jei da nicht 
Soldat, jondern Staatsmann. Neduer bat in der Thron» 
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vede vermißt, daß auf das Verjprechen des Sailers, Fich 
vedneriich Zurückhaltung aufzuerlegen, nicht zurikfgegriffen 
wurde. Dieje in den leßten Monaten geübte Zurücd- 
haltung habe das Anjehen der Srone geitärkt. Cr hoffe, 
daB Bethmann unter derjelben Borausjegung jein Amt 
iibernommen habe. Nedner trat fir die Mintiter- 
verantiwortlichfeit ein und forderte eine Erklärung über 
die Neforın des preußiichen Wahlrehts. Nach einer 
stritif des Yentrums wandte fi) Nedner zu CtatS= ımd 
wirtichaftspolitifchen ragen; er tadelte jcharf die Be- 
Ichranfung Der jtaatsbürgerlichen: echte der Bearnten 
und verlangte die Strafprozeßreforn und Menderungen 
auf dem Gebiete des Militärjtrafrechts. Die Abrüftungs- 
frage jolle in Deutjchland mit Ernit und Wohlwollen er- 
togen werden. Nedner jchloß mit einem Hinweis auf 
die Kotwendigfeit liberaler Bolitif und auf den Zulammen- 
ihluß der Linfsliberalen. 

Abg. Schrader gab am 13. Dezember jeinter 
Ssteude über die Erflärung des Kanzlers Hinfichtlich der 
eliaßslothringiichen Berfaffung Ausdrud, jprach) gegen das 
Zentrum uud Fiir die Abrüjtungsidee und forderte das 
allgemeine gleihe Wahlreht für Preußen. Nbg. Dr. 
»üller- Meiningen .polemilierte jcharf gegen das 
Zentrum, das Sich dem Sonferdativen wieder an den 
Hals geworfen habe. in der Neichsfinanzfrage hätten 
die Zentrumsleute gelogen, daß ich nicht nur die Bäume, 
jondern auch die Drudermajchtnen eigentlich Hätten biegen 
miüfjen. Anderjeits habe die Zentrumsgröße Brofefjor 
Spahn Die Finanzgejege roh und ungejhidt genannt. 
Das Yentrum iwiderlege feine FStiangpolitif jelbjt, wie 
Hedner an drafitiihen Zitaten aus Zentrumsreden und 
Auflagen nachivies. 

Bei der zweiten Lejung des Ciat3 de3 
Neihsfanglers beiprah am 14. März 1910 Abg. 
Saußmann die äußere Lage, inSbefondere das Ver- 
hältnis zu England. Die innere Lage zeichnete fi) nad 
in. durch Die allgemeine Unsicherheit aus, die Regierung 
babe jeit dem leßten Sommer an Bertrauen ımDd 
Autorität verloren. Sie follte fi) zu dem Grundjaß 
befennen: jede Negierung muß eine Regierungspartei 
haben. — Am 15. März 1910 fjprach zugunjten der 
internationalen SchiedsgerichtSbarfeit der Abg. Eicfhoff. 


-- Beim Nuswärtigen Amt, zweite Zelung, be- 
flagte jih Abg. Kaempf am 15. März 1910 über die 
Behandlung der jüdijchen Neifenden um Nußland. ba. 
Dove führte am 16. März aus, dab eine qute Gejamıt- 
politif eine gute auswärtige Bolitif nad ich ziehen 
iwerde, begrüßte das freundlichere Verhältnis zu England 
und ließ fi) über die SHandelspolitift aus. Abe. 
Sothein wandte fi) gegen die Schiffahrtsabgabeıı 
mit Nüdjiht auf die Verträge mit Deiterreich md 
Holland. 

Bei der Dritten Xelung Des KCtats, 
Seneraldebatte, erklärte jich Abg. Dr. Wiemer am 
17. März 1910 mit der Negelung der Matrifular- 
beiträge einveritanden, unter der Borausjegung, day 
damit eine rechtliche Bindung Dderielben nicht cit- 
treten Tolle. 


Entichädigung der Tabafarbeiter. 

Die Abgg. Dr. Bahnide und Hormanı traten 
am 14. Dezember 1909 bei dem entiprechenden Kacd - 
tragSetat, zweite Lejung, für die Erböhimg der 
nachgeforderten Summe von 2 auf 24, Mill. ME. ein. 

Bei der jozialdemofratiichen Snterpellation 
wegen der Entihädigung der Tabafarbeiter Fonjtatierte 
bg. Sormann am 17. Januar 1910, dab, wie vor- 
ausgejagt, Taujende von Arbeitern arbeitslos oder auf 
halbe Rationen gejeßt jeien. Seine Freunde jeten bereit, 
die notleidenden Arbeiter nocd mit größeren Summen zu 
unterjtügen. 

Bet der zweiten Yejung des Etats des Neihsidhaß- 
amts, IUnterjtügung der Tabafarbeiter, trat der Abg. 
Hormann am 16. März 1910 gegen einen Borjchlaa 
auf Berichlechterung der. Beitimmungen zugumiten Der 


Tabafarbeiter auf. 


3 
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Merdlenburgiiche VBerfafiungsfrage: 

Die liberale nterpellation wurde am 11. Januar 1910 
vom Abg. Dr. Bakhynice begründet, der dieje medlen- 
burgiiche Frage als eine deutiche Frage charakterijierte, 
die dortige Berfaffung als ein veraltetes Gebilde 
bezeichnete und an der Hand der Tatjachen Ichilderte. 
Er berief ji) auf den Nrtikel 78 der deutjchen Neichs- 
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verfafjung, der dem Weiche das Necht zur erhkeetiig 
jeiner Stombpetenz gebe, ih verlangte dieje Erweiterung 
auf das Wahlreht der Bundesitaaten. Wenn ji) die 
meclenburgijche Regierung den Nittern in ihrem Ber- 
fafjungsfampfe nit ımeühmli unterwerfen wolle, jo 
gebe eS nur ven Weg über den Reichstag — Syn einer 


‚weiten Neve polemifierte Redner gegen Herrn d. Treuen- 


fels umd erflärte, wir würden dod) weiter borwärts 
fommen tm der Sade troß TreuenfelS. 


Die KRattowiger Affare. 

Zur Zentrumsinterpellation über die Maßregelung 
von Neichsbeamten wegen Ausübung ihres fommunalen 
Rahlrechts ergriff Abg. Schrader aml3. Januar 1910 
das Wort zu einer viel bemerften Rede, in der er ausführte, 
daß der Beamte feine anderen Pflichten habe, alS die, 
die ihm fein Amt auferlege, der Beamte jei nicht Diener 


eines Borgejeßten, jondern Diener des Staates. Weber » 


die Belegliljen Beitimmungen hinaus Habe der Beamte 
feine Verpflichtung ; fordere jein ‚Vorgejeßter mehr, io 
jeße er fich mit dem Keichsbeamtengefeß in Wideripruc, 
handle er gegen feine Amtspfliht,; Handle der Staats- 


jefretär, der Neichsfanzler gegen das Sejeß, jo treife auch. 


auf ihn diefe Beitimmung zu. Man verlange num vom 


Beamten, er müjje ji) der „Staatsnotwendigfeit“ unter- 
werfen. Wer aber bejtimme die „Staatsnotwendigfeit“ ? 
Etwa ein Beihluß des Staatsminijteriums? Ein: jolcher 
Beihluß jet rehtsungültig. Ein Net, das den Beanten 
unzweifelhaft zujtehe, dürfe ihnen: nicht von Vorgejeßten 
genommen werden, ımd Dazu gehöre das Wahlrecht. 
Die Beeinflufjung des Beamten bedeute, daß gar 
nicht mehr der Beamte, jondern jein Borgejeßter 
dur ihn mähle, alo ein gänzli Unberec)- 
tigter. Dam füme in die Hand der Crefutiv- 
gewalt des Staates eine außerordentlich große Zahl von 
Stimmen, was dem Grundgedanfen der Berfajlung wider- 
ipreche. Wer jage denn, daB die Theorie des Staats- 
jefretärs auf die Bolen bejchränft bleibe? Sie fünıe ficd) 
gegen jede PBartei wenden. Könne der Gtuatsfefretür 
de3 Meichsjuftizamts eine gejegliche Beitimmung auf- 
weten, die den Staatsjefretär des Smern zu jeinen 
Borgehen Devechtige? ES gebe fein jolches  Gejet. 
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edner erinnerte am den Beamtenerlag von 1882 umd 
an das damalige Verhalten’ des Fürften Bismard, der 
mir vonden politiichen Beamten Richtigitellung umnrichtiger 
Behaupfungen umd von den anderen Beamten überhaupt 
nichts verlangt habe. Damals jei das Nejultat gewelent, 
daß die: Beamten in ihrer Wahlfreibeit nicht ge- 
fürzt werden jollten, ein anderer Beichlui fei nie gefaßt 
worden, wie Nedner Hiltoriich nachwies. Der Neichstag 
müde jeßt den Staatsijefretären durd) das Berantwort- 
lichkeitSgejeß ihre Verantwortung möglichit deutlic) madyen, 
und dann ımiülle beim preußtichen Wahlredyt die völlige 
sreiheit des Wählens gemwährleiitet werden. — Abg. Dr. 
Doovrmann Icilderte die Wablvorgänge in Kattowit 
im einzelnen. 
Strafprozeh-Reform, 

Bei der eriten Lelung erfannte am 14. Jamıar 1910 
bg. Dr. Mitller- Meiningen unvderfernmbare Kortichritte 
des Entivurfs an, und er unterivarf dann die Vorlage 
einer eingehenden fritiichen Grörterung, wobei er ins- 
bejondere die Regelung der Berufung als 1nzureichend 
erflärte. Man wirde nicht über Mangel an Schöffen 
und damit an jtaatlihem VBerantwortungsgefühl zu Klagen 
haben, wenn man dem Bürger mehr Berwegungsfreiheit 
ließe md ihm nicht von der Wiege bis zuc Bahre anı 
polizeilihen Sängelband bielte. Weber die Beibehaltung 
der Schwurgerichte freute ji der Nedner, aber er 

 wmwiünjchte die Erweiterung ihrer Zultändigfeit. Die Yır- 
‚ziehung der Lehrerichaft ımd der ‚Srauen zum ESchöffen- 
und Gejchtworenendtenit jet eritrebenswert. Wotwendia 
jet ein friminalpolitiiches Stinderichußggeleg Tomwie ein 
Strafvollzugsaeiet. 

Abg. Dr. AUblad ergänzte dieje Musfiihrungen am 
15. Januar 1910 und erörterte u. a. das Yegalitäts- 

 prinzid, die SJrage der Eidesformel und der Einführung 
des Wacheides. 


E Kleine Strafgejegbud- Novelle. 
| Zur eriten Lelung dieler twiedereingebradten Vorlage 
 winjchte Abg. Dr. Miller» Meiningen am 15. a 
mar 1910 die Ausmerzung der ftrittigen Mapitel Er» 
preiling md Beleidigung. 


Haftung des Neichs für jeine Beamten. 
Den . wiedereingebrachten Entwurf empfahl am 
15. Sanuar 1910 Mg. GyBling zur Kommiijions- 
ber en 
Bei der zweiten Lejung jprad. am 21. April 1910 


Abg. Dove fir die Vorlage, wenn jie auch nicht voll 


befriedige. 
Brivatbeante, 

Det der Jogtaldemofratiichen Ssnterpellation über Die 
Dinterbliebenenverfiherung der PBrivatbeamten plädierte 
am 17. Sanıar 1910 Abg. Hormann für die Ge- 
währimg der Berufsinvalidität und für die Altersgrenze 
von 65 Jahren bei dem zu erivartenden Gejfek. 


Mansfelder Ber garbeiterftreif, 
sur jozialdemofratiichen Snterpellation nahm am 


18. Januar 1910 Abg. Gothein das Wort, um zu 


Kae ob bei dein Streif das große Aufgebot von 
Deilitär wirklich nötig gemwejen jei, und um das Koalitions- 
recht der DBergarbeiter nachdrüdlich zu verlangen. 


Handhabung des Neicsvereinsgejeges. 

Die fortichrittlide Snterpellation „begründete Abg. 
Dr. Müller- Meiningen am 19. Sanuar 1910, der 
zwar die Vorzüge des Gejekes Be aber die ichlechte 
Handhabung Desfelben in Preußen und Sacdjen an 


einzelnen Draftilchern Sällen Ddarlegte..e Der Neichs- - 


fanzler hafte dafür, daß nicht eine verjtändnisloje 
Dureaufratie zunichte mache, was im Interejje einer ein- 
beitlichen Nechtsentwicehmg geichaffen worden jei. Alba. 
Dr. Mugdan gab Ergänzungen zu dDiejen Dar- 
legungen. 

Neichsjuitiz-Etat. 


Bei der zweiten Lejung des tat verbreitete Jich 
Abg. Dove am 20. Sannar 1910 über die Aufgaben 
ve3 Neichsjujtizamts, betonte die Nevifionsbedürftigfeit 


ver Konfursordnung und behandelte die Zulafjung der Preije 


im nichtöffentlihen VBerhandhingen. Abg. Dr. Ablaf 


jprach über das Verhältnis der Richter zu den Rechts 
ammwälten umd erörterte jurtitiiche Einzelfälle. 
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R eichseifenbahnamt und Neichseijenbahn-Etat. 
Mbg. Karjtens begrüßte am 21. Januar 1910 bei 
der zweiten Lejung des Etats desReihseifenbahn- 
amts den neuen Wräfidenten des Mıntes, erörterte 
Gilenbahn-Spezialmwünjche und befämpfte die Yeftürc- 
Verbote auf den Eijenbahnen. Abg. Storz ichlug im 
diefelbe Sterbe und beflagte jich über die ichlechte Be- 
handlung der jiiddeutichen Eilenbahnitaaten. 

Bei der zweiten Lejung des Etats der Neids- 
eijenbahnen itellte anı 12. März 1910 Abe. 
Garjitens eine Reihe jozialpolitiicher Forderungen auf, 
Abg. Storz erörterte jüddeutihe Etienbahmwüniche. 


Koloxialpolitif. 

Bei der zweitett Beratung eines Nadhtragsetats 
für Südmwejtafrifa (Diamantenfragen ud 
Bahnen) Jprrah Abg. Storz am 26. Nanuac 1910 
den Staatsjefretär Dernburg die Billigung für jein Bor- 
gehen aus. Er freue ji, daß tt der Zeit, wo valide 
Entjcheidungen uötig jeien, eine faufmänntche Straft 
eriten Ranges an der Spike des Stolontalamts jtebe. 
Die Erwerbung der Dtavibahn und den Bau der Nord- 
jidbahn befiirwortete Redner. | 

Bei der dritten Lejung am 31. Januar 1910 jtimmite 
Abg. Dove in einer furzen Rede zu. 

Bei der zweiten Beratung des Kolonialetats 
BORUIHDeTDE am 31. Januar 1910 Abg. Dove, dah 
Dernburg aus den tonmmillionsberatungen auf der ganzen 
Linie als Sieger hervorgegangen jei. Er erörterte als» 
dann die Steuer- und die Gerichtsfragen in den Stolonien. 

Bei Südmwejtafrifa freute fi Mbg. Storz 
am 3. Sebruar 1910 über die Einmütigfeit des Neic)s- 
tages gegenüber den umzufriedenen Clementen in den 
Stolonien. Er trat für eine möglichit umfajlende land- 
wirtichaftlihe WMusnußgung der Kolgnien ein. bg. Dr. 
&oller verwahrte jic) dagegen, dat ihm die Beteiligung 
an einem Marmorunternehmen in Südweitafrifa zum 
Borwurf gemacht werde; wer das feitgehalten werden 
jolle, dann könne fich fein aufmann, fein Induiftrieller md 
auch fein — Arbeiterjefretär mehr an ihr Kacı berühren- 
den Debatten beteiligen. Die Mbgg. Dr. Müller- 
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Meiningen und Dove wandten ji) gegen Crzberger 
md verteidigten dei Staatsjefretär wegen feiner Stellung- 
nahme gegen den Bilhnf von Samoa. Much Abg. 
Kopijic betonte, daß die Autorität der Staatsgemwalt 
gegen hieracdhiiche Mebergriffe zu Ichiigen jet. 

Bei Kiautjhou gab am 9. März 19109 — zum 
eriten Mal „namens der Kortichrittlihen Volkspartei“! — 
bg. Storz feiner sreude Ausdruc iiber die allmähliche 
Befjerung der wirtichaftlihen Lage in Ktautichon. 

Zur erjiten Lejung des Entwurfs über Die 
Aufitandsausgaben für Südmwejtafrifa 
jprah am 16. April 1910 Abg. SGothein im Sinne 
der Zuftinmung für die nachträglich angeforderten 
Summen. 

Bei der ziveiten Lejung diejer Borlage betonte anı 
30. April 1910 Abg. Dr. Wiemer, dab der Antrag 
Erzberger auf Auferlegung von SI Millionen ME. auf 
die Schultern der Landgejellichaften eine Art Konfisfation ° 
bedeuten würde; er wandte jid) auch gegen den ab- 
ihwäcdyenden Antrag Yattmann, fand in dem neuen VBer- 
trage Dernburgs mit der Deutihen Kolonialgejellichaft 
erhebliche Borteile gegen früher und erflärte, daß jeine 
Fremde die Politif Dernbirgs unterjtigen mwiirden, io- 
lange fie dem GSchusgebiet nüßlich jet. >» Abg. Dr. 
Mugdan wandte jich gegen den Antrag Lattmann und 
gegen daS Gerede von der „Mitteljtandsfeindlichfeit”“ der 
reilinnigen. 

‚Bet der dritten Lejung am + Mai 1910 wies Abg. 
Dr. Wiemer Migriffe Erzberger8 auf die Solonial- 
verwaltung wegen des neuen Kolonialvertrages zurüc. 
sr einer ziveiten Nede wandte er jich gegen Angriffe 
Vedebours. ar 

Militäretat. 

AUbg. Dr. Mugdaı fritifierte am 28. Sanuar 1910 
bei ver zweiten Lejung den Etat mac) verjchiedenen 
Nichtungen bin jceharf. Cr beflagte die Ilnterlaffung der 
Beteranenbeihilfe und der Solderhöhung der Soldaten - 
und verlangte Sparfamfeit am richtigen Ort: bei den . 
Ktommandanturen, der Milttaemufif, den Pferdegeldern 
und Kationen. Er tadelte das Verhältnis der penfionierten 
Offiziere gegenüber den Ehrengerihten und führte gegen 
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dDieje inititution überhaupt lebhafte Stlage. Das 
Rtejerveoffiziertum jei bedenklich angejihtsS der fort- 
währenden Eingriffe in die bürgerlichen Berhältnifie. 
Redner tadelte die Bevorzugung des Adels, den Yurus 
in der Armee und die YZurücjegung der jiidijchen Merzte. 
Die Verfürzung der Dienitzeit müjje kommen. 

Am 29. Januar 1910, an welchem Tage der Abg. 
v. Dldenburg die befannten turbulenten Szenen ent- 
fejfelte mit jeiner Bemerfung von dem Leutnant md dert 
zehn Mann, nahm zuerit Abg. Dr. Müller- Meiningen 
das Wort, um überflüjjige Stellen in der Seeres- 
verwaltung zu bemängeln und eine Neform des Be- 
ichiwerderechtS anzuregen. Er erzählte Sälle von Be- 
jtrafungen wegen Gehorjamsperweigerung, Die dem 
allgemeinen Nechtsbewußtjein widerjprächen, und erläuterte 
fritiich den Kal Zeithd in Bonn. Bei den Eoldaten- 
mishandlungen rügte er die milde Praris der Be- 
itrafungen, um fi dann gegen den Duellunfug zu 
wenden und die übergroße Macht des Militärfabinetts 
zu glojlieren. Er bewies zahlenmäßig die Bevorzugung 
des Models im Offizierforps und trat jchlieglich für 
Sörderung des TZurmmejens ein. 

Unmittelbar nad) dein Abg. v. Oldenburg erhielt Abg. 
Schrader das Wort, der jeharf die Darlegungen vd. Olden- 
burgs als abjolut rücjtändige, unfere heutigen Jujtändevoll- 
fommen verneinende Auffaljungen fennzeichnete, die dent 
Sailer Handlungen zumuteten, die er niemals begeben 
fünne und werde. Den Nejpeft vor der VBerfaflung und 
den Statfer habe Oldenburg aufs jchwerjte verlegt. Der 
König babe nicht als Berjon, jondern als Chef des 
Staätes jeine Stellung, er fönne den Dffizieren 
nichts zumuten, was der Berfaflung wideripreche, das jet 
eine Verlegung ihres Eides. Schrader behandelte dann 
die Fragen des Militärfabinetts ımd des Strafmaßes tin 
der Armee und wies warnend auf die gewaltigen Yaiten 
bin, die die Armee dem Yande finanziell auferlege. Die 
Abgg. Dr. Müller- Meiningen md Mommien 
famen dann auch auf die Ausführungen Oldenburgs über 
den Unterichied zwiichen den preußiichen Offizieren md 
denen der anderen Bundesitaaten zu jprechen. 

An der lebhaften Seichäftsordnungsdebatte über den 
dem Abg. YLedebour erteilten Ordnungsruf bw 
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teiligten ji) am 31. Januar, zum Zeil wiederholt, die 
AUbgg Mommijen, Dr. Müller - Meiningen und 
Dr. Badhnide. | | | 

.Anı .10. Sebruar 1910. jegten -jih Die Mbg. 
Dr. Müller - Meiningen und Gothein lebhaft mit 
dem Striegsminiiter auseinander wegen der Jurüdjegung 
der Dbürgerlihen Clemente im Dffizierforps. Abo. 
Sothein wandte fich ferner jcharf “gegen Die Zurüc- 
jegung ‚der uden in der Armee, dabei unterjtügt vom 
Abg. Mugdan. Die Abgg. Ropidh und Sommer 
erörterten die Kragen: Melttärmufifer und Militärhand- 
iverfer. | 

Am 11. Zebruar 1910 verlangte Mg. Sommer 

mehr Sparjamfeit bei der Uniform-Musjtattung. Abg. 
Dr. Hermes jprad) iiber die Militärapothefen, und die 
Abgg. Dr. Müller - Meiningen und Sothein be- 
ichwerten fi) iiber die Unklarheiten beim militärischen 
Meldeiveien. 
i Abg. Mommjen jprad am 12. Sebruar liber die 
Arbeits- und Kohnordnungen bei den Milttärwerfitätten, 
Abg. Sommer verivendete ich fir die „Stieffinder 
ver Offiziersfamilie“, die Feuerwerfs- und Zeugoffiztere, 
Abg. Dr. Botthoff trat für DBeanite der militär- 
technifchen Inftitute ein, md Abg. Storz äußerte Be- 
firchtungen wegen der Vermehrung der Automobile. 

Bei der Dritten Zejfung des Etats bradte 
anı 17. März 1910 Abg. HSaußmann zunädjt einige : 
Lofalfragen zur Sprade. Mbg. Sothein fkritifierte 
Iharf die Zurüciegung der jüdischen Einjährig- sreitvilligen. 
Die jeßige Praris jei nachgerade zu einem Skandal für 
das deutiche VBolf ausgewadjen. Sm weiteren Verlauf 
ver Sigung -fam es erneut zu lebhaften Auseinander- 
tegumgen wegen der berüchtigten Nede des Abg. dv. Olden- 
burg ımd feines Berhaltens dem bayerischen Striegs- 
minijter gegenüber. 8 jprachen hierzu die Abgeordneten 
Dr. Müller - Meiningen HSaußmann um 
Dr. Mugdan Dr Wiemer erfläte am Schluß 
ver Sigung, auf die Vorgänge zurüdkommend (wobei 
v. Oldenburg den Nednern der Linken den Ehrenjtandpunft in 
perjönlichen Dingen abgejprochen hatte), daß, da Oldenburg 
jeine Neuerung, troß der Mikbilligung jeitens der fonfer- 
vativen Sraftion, nicht zurüdfgenommen« habe, ihm gegen- 
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über nicht mehr die Verfehrsformen gewahrt werden 
fönnten, Die jonit im Haufe üblich jeient. Auch 
Dr. Müller - Meiningen verwahrte jich energiich geaer 
die Ehrabjchneiderei jeitens DOldenburgs, und Abg. Hauf- 
mann erklärte, daß jeine Kraftion den Dldenburg als 
Don Quichote anjehen ıınd behandeln mitiie. 


Gejchäftsordnung Des Neichstages. 

Beim Etat desKeichstages, zweite Yejung, befüirwortete 
Ag. Dr. Müller- Meiningen am 4. SJebruar 1910 
die Anträge binfichtlih des Zeitpumftes der Beiprechung 
der Snterpellationen, der Anträge bei nterpellationen md 
der furzen Anfragen. +Serner verlangte er eine Nevijioit 
des Diätengejeges, diejer unmwürdiaen Gejchichte mit den 
„Lohnliiten“. Abg. Kaempf verteidigte die furzen 
Anfragen gegen fonjervative Angriffe md erörterte die 
stage der amtlichen Berichteritattung aus den stommifjionen. 
Abg. Dr. Neumannı-Hofer lenkte die. Aufmerkfiam- 
feit auf die Langjamefeit der Wahlprüfungen und verlangte 
Abänderung des Verfahrens. 


Kaligeies. 

Bei der eriten Yelung unterwarf am 14. Kebruar 1910 
Abg. Gothein die Negterungsvorlage einer jcharfen 
Kritif. Er jchilderte die Kriis in der Kaltindultrie, die 
zum Zeil Schuld der preußtichen Bergverwaltintg jei, md 
bemängelte den häufigen Wechjel der Dandelsminiiter. 
Der Entwurf habe mur den Zwecd, das Syndikat zu er- 
halten, er jei eine Prämie für die Nengrimdung von 
Werfen. Der Bund der Yandwirte babe an dem Entwurf 
lebhaftes nterejie, da er Ertragewinne einitreiche. Der 
Entwurf jei landiwirtefeindlid, da er das Billigerwerden 
des jo wichtigen Dingemittels verbindere. 

Bei der zweiten Yejung jeßte am 10. Mat 1910 
Abg. Dove auseinander, dal die don der Ktommillion 
beichlofjene Stontingentierung der Produktion den An- 
fang der Begründung des Zufunftsitaates enthalte, der 
aber verfluhte Mehnlichfeit mit dem VBergangenbeits- 
itaate habe; man bureaufratiiiere die freie wirtichaftliche 
Tätigkeit. Eine Berjchleuderimg der Kaliihäge ins Aus» 
land jei bei den unermeßlichen Yagern ausgeicloiien. 
Die Breife im Inlande jeien jo bod, weil das Eyndifat 


= 
[5 


Ei; 


— 56 — 


fie body halte. Das Gejeß bedeute einen Eingriff. in 
wichtige Snterejjen und verleugne die Grundfäße, die 
bisher unjer. wirtichaftlicdes Leben beherriht hätten. 
Abg. Sothein erklärte es für ein VBerbredent, jeßt ein 
NReihsmonopol einzuführen, wo die Kurje der Werte 
durch die Agiotage jo wahnjinnig gejteigert jeien; der 
Entwurf bringe weder für die Stonjumenten, nod) für 
die Mrbeiter,, noch für Die Saliwerfe eine wirfliche 
Sicherung. | 

Bei Ss 6 (Kontingentierung) iprad) Abg. Dr. 
Wiemer dagegen, er erachtete die Art, wie durch ge= 
jegliche Beltimmungen in rechtsgültige NeichSverträge 
eingegriffen werde, die mit ausländischen Abnehimern 
abgejchlojjen jeien, für im Höcdhiten Grade bedenklih. An 
der weiteren Debatte über die einzelnen Paragraphen 
betätigten ih Abg. FKegter und imiederholt Abo. 
Gothein. Diejer und Abg. Dove wiejen eindringlich 
auf die Mööglichfeit von Konflikten mit Amerifa hin. 


Stellenvermittlergejegß. 

, Mbg. Manz erfannte bei der erjten Lejung am 
15. ‚sebruar 1910 die herrjchenden Mipftände an, jprad) 
fid) "aber gegen eine völlige Ausichaltung der gewerb- 
lichen Vermittler aus und verwandte fi für die Körde- 
rung der paritätiihen Arbeitsmachweile. 

Bei der zweiten Yejung erklärte Abg. Manz am 
2. Mat 1910 die Zujtimmung zum Gejeß, . das in der 
Richtung Der Bejeitigung von Mißjtänden, namentlic) 
bei den Bühnenangehörigen ımd beim Gajtwirtsgeiverbe, 
liege. Neben den öffentlichen ArbeitSnachweijen müfle 
aber auch den privaten Stellenvermittlern ein 7Seld der 
Betätigung bleiben. 

Bei der dritten Lejung am 4 Mai 1910 betonte 
Ubg. Kaempf Die Gefahren, die in einer efivaigen 
Monopolifierung der öffentlichen gemeinnüßigen Arbeits 
nachiweile liegen würden. 

Arbeitsfammergejeß. 
zur  erften Lejung der Borlage ergriff MAbg- 
D. Naumann am'16. Sebruar 1910 das Wort, um 


nodhmalige Kommijiionsberatung derjelben zu beantragen. 
Bejonders lebhaft befiiiwortete er die SHeranziehung der 
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Arbeiterjefretäre zu den Slammern. Grnithafte Rer- 


. bandlungen seien nur möglich, wenn etliche Veütalieder 


da Seien, die nicht jeder Wind wegblajen fönne. 


Hausarbeitsgeieß. 
Abg. Manz Iprad ji bei der eriten LYeiung am 
16. Sebruar 1910 jympathiich zur Löjung der jchwierigen 
‚stage aus, war fir Einräumung polizetiliher Befugnitie 
im jozialen snterejie und für den Negiiterzwang, aber 
gegen die Yohnämter zur Beeinfluffung Der Yobne 
verhältnifle. 
Toleranzantrag. 
bg. Dr. Müller- Meiningen begründete am 
17. Sebruar 1910 die ablehnende Haltung jeiner ‚greunde 
zum Sentrumsantrag, betonte aber die Notwendigkeit 
neutraler Haltung des. Staates den religiöjen Fragen 
gegenüber ımd befämpfte die „Epidemie des erfliiven 
Konfellionalismus“. 


Wahlvechtsinterpellation. 

‚sr der lebhaften Debatte anläßlidy) der jozialdemo- 
fratiihen Wahlrechtsinterpellation amı 19. Sebruar 1910 
führte Aba. Dr. Wiemer aus, dab jeine Freunde die 
Ausführimgen- des Neichsfanzlers im Abgeordnetenhauie 
über das Neichstagsiwahlredyt lebhaft bedauerten, md 
auch durch die heutigen Ausführungen desjelben jet diejes 
Bedauern nicht vermindert. Aus der nicht weqzuleugnenden 
Abneigung des leitenden Meiniiters gegen das demiofra- 
ttiihe Wahlrecht hätten weite Streiie die VBelorgnis ent- 
nommen, daß die Gegner des Neichswabhlrechts Ilnter- 
tüßgung beim Stanzler finden fönnten. Wiemer ev: 
blikte in dem -Wort von der '„Berflahung und Ver- 
rohung“ durdy ein demofratiiches Wahlreht eine Derab- 
wirdigung des Neichsparlaments und eine Verlegung 
der Bundesitaaten mit  Demofratihem Wahlrecht. 
Bethmann jei Ausführer des Programms der Warteien, 
die den Hüriten Billow geitürzt haben, er jei ein fonjer- 
pativer Staatsmann mit preußiich-partifulariftiichem Ein- 
ihlag. Gegen jeden Verfuch, das Neichstagswahlrecht 
herabauiegen, jet entichiedener Protejt einzulegen. Die 
preußtiiche Wahlrechtsvorlage sei fiimmerliches ‚Flicd- md 
Sticfwerf. Die Hritif dieies Wablrechts folle man mich 
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beeinträchtigen Durch Jeebendinge wie die Straßendemon- 
jtrationen, die den Gegnern der Bahlreform neue Ben 
in die Hand geben. 


Handelspolitifche und gresknain 

Bei der zweiten Lejung des Etats des Keic)s- 
amis des Ssnnern erörterte Mg. Kaempi am 
19. gebruar 1910 handelspolitiihe Probleme — Synpdifate 
und Kartelle, Erportfrage, Schiffahrtsabgaben ufw. 

Bei derjelben Etatsberatung fam e3. am 25. Sebruar 
1910 zu einem lebhaften Zujammenjtoß ziwiichen den 
AUbgg. Dr. Hahn und Gothein. Lekterer erwies au 
der Hand eines reichen Zahlen- und ZTatjachenmaterials 
die Notwendigkeit einer freieren Handelspolitif und pole- 
mifierte gegen den Bund der LYandiwirte und jeine Zirfus- 
Buld-Berjammlung. : MS wahre Kreunde der Bauern 
traten jeine Sreunde gegen den Bund und jeine Porte- 
monnate-Ssnterefjen auf. Am 1. März 1910 wurde dieje 
Debatte fortgejegt, wobei Abg. SG othein die agrar- 
politiichen Anfichten Hahns und aucd) die des Abg. Dr. 
Böhme draftiich zuricwies und Abg. Segter ven 
Bındesführer in einer perjönlichen Bemerfung abfertigte. 

Am 13. April 1910 trat Abg. Dr. Stengel für 
die Berüclichtigung einer PBetition der. Berliner 
‚Sleifcherinnung auf a la von lebendem Schlacht: 


vieh ujiw. ein. 
| guftfchiffahrt. | 

Beim  Neichsamt. des Snnern befiirtvortete amı 
2. März 1910 — menige Wochen dor jeinem tragischen 
Tode anläßlich eines Luftballonunglüds — der bg. 
Dr. Delbrücd die Begründung einer Cuftichiffperfuhe- 
anftalt. Er jchloß mit dem Wunjche, dab die Luftichifi- 
fahrt auch in Deutichland auf einen Stand Fommen 
werde, der ihr bald das Gefährliche nimmt, und daß Deutjch- 
land wirklich in der Luft voran bleibt. 


Seefischerei. Eiae 

Beim Etat des Neichsamts des „inner, zweite 
Lejung, traten am 2. März 1910 die Abgg. Gotheiı, 
Zraeger, Whlhorn, FZegter umd Dr. Delbrüd 

unter Schilderimg der einjchlägigen Berhältniffe lebhaft 
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für den Schuß der Seefticherei, gegen die Heringszölle 
und gegen die Kebzölle ein. 


Marine-Etat. 

Zur zweiten Lejung des Marine-Etats führte am 
9. März 1910 Abg. Dr. KLeonhart namens jeiner 
‚Ssteunde aus, daß diefe im interejje der Sparjamfeit 
jämtlihe Abjtriche der Budgetfommijjion aufrecht er- 

. hielten. Wit Schärje trat er für das Necht der Marine- 
beamten ein, mit Abgeordneten in Verbindung zu treten. 
Xeonbart bemängelte ferner die Berechnung der Neile- 
und der Mejiegelder. 

Abg. Dr. Strupe bradte am 7. März 1910 eine 
Neihe von Mipitänden zur Sprade und vertrat gegen- 
über vem Staatsjefretär die jtärfere Berücdlichtigung der 
Techniker bei der Marine. Nbg. Dr. LYeonbhart 
wandte jich wiederholt gegen die zu häufigen Dienit- 
reijen. Am 8. März jpracdhen zu den Details des Ctats 
die Abgg. Hormann, Dr Xeonhart, Mommient, 
Dr. Strupe, Ahblhorn md Dr. Hedicder. 


Boitetat. 

Bei der zweiten KLejung des ojtetats beiprad) 
Abg. Kaempf am 9. März 1910 Einzelheiten des Bojt- 
wejens, insbejondere wünichte er das billige Ortsporto 
und das billige Weltpojtporto. Am 11. März erörterten 
die Abgg. Dr. Stengel, Dr. Ablap und Dr. Eid- 
hoff Spezialverhältniiie. 


Treptower Barf- \uterpellation. 

Anläplich der Beiprechung der nterpellation wegen 

der Verweigerung der Genehmigung zur Abhaltung 
einer öffentlichen Berfammlung unter freiem Simmel 
im Treptower Barf jprad) Abg. Dr. Müller: Meiningen 
am 11. März 1910 jeine Berwunderung darüber aus, 
daB das Zentrum jegt über das Neichsvereinsgeieß To 
itaatsmänniich vede. Zur Sacıe jelbit legte er dar, da 
die Haltung der Bolizei in der Wahldemonitrationsfrage 
nicht fraftbewuht, jondern nervös umd üngitlicd und dat; 
das, Verbot jener Berfammlungen vechtlid ımnbaltbar 
gemwejen jei. Das Epjtem des Herrit dv. jagor jei eine 
große Gefahr fir die öffentliche Sicherheit in Berlin, 
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jeine ZTätigfeit als Erzieher des deutichen Ytolfes jet 
abzulehnen. 


Eljat-lothringiiche Berfajjung. 

Ber der zweiten Leiung des Etai3 des Reichsfanzlers 
prahb am 14 März 1910 der Abg. D. Raumann 
iiber die eljaßslothringische Berfaflungsfrage Cr be- 
zeichnete die Herjtellung der bundesjtaatlihen Selbit- 
jtändigfeit Eljaß-Lothringens al8 eine politiihe Not- 
wenpigfeit, jchilderte die Ddiejem Lande bejondere eigene 
Stultur, die Schwierigkeit des Weberganges in deutiche 
Berhältnifje, aber auch Die Vorteile, die daraus er- 
wucjen, und verlangte, daß Itaatsrechtlich Die Zeit der 
legten Bertröftungen für Eljaß-Lothringen nunmehr vor- 
bei jein müfje, das Land jolle die Nutononte und das all- 
gemeine, gleiche, direfte ımd geheime Wahlrecht erhalten. 


Urheberichug (Berner Mebereinfunft). 

Bei der erjten Lefung verbreitete ji Abg. 
Dr. Müller- Memingen am 12. April 1910 itber die 
stage, ob die Schußfrift für Werke der Literatur und 
der Wufit 30 oder 50 Sahre betragen jolle. Sn Anterefje 
des Bublifiins trat er Ffir 30 Jahre ein. Sm übrigen 
begrüßte er die Vorlage als Stärfung der geitigei 
Solidarität der Volker. 

Zur zweiten Xefung amt 3. Wat 1910 bat Abg. 
Dr. Müller - Memmingen um  Mmmahbme ut ver 
Kommitjfionsfaflung, wobei er die stage der mechanuchen 
Deufifiwerfe und jpäter die der Sreigabe von ZJeitungs- 
 artifeln speziell beiprad. Abg. Dove trat für Die 
SO jährige Schußfriit für Werfe der Bühnenfinit ud der 
Tonfunjt ein. 


Zuftändigfeit des Neichsgerichts. 
| Die Borlage über die Erweiterung der Zuftändigfeit 
des Meichsgerichts wurde am 12. April 1910 im der 
eriten XLejung vom Abg. Dr. Ablaß einer jcharfen 
tahlihen Stritit unterzogen. Abg. Dove äußerte. am 
14. April auch mancherlei Einwände und beantragte eine 
bejondere stommiliion (anjtatt der Berweifing at die 
Sultizfommilfion). 
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su der 2. Lefung am 3. Mat 1910 erfaniite Abg. 
SHyHling die Verbejjerungen der Stommijlion an, gegen 
deren Beichliifie aber dod) ichwere Bedenfen berrichten, 


die feine Freunde jedoch zuricitellen wollten, da es lic) 


mr mm ei Notgeieß handle. 


Eofingerite. 

Die freifinnige „Snterpellation auf Aufhebung der 
Kennzeichnung der zum niedrigeren Zolliaß eingeführten 
Serite dDurd; Eojinfärbung begründete am 13. April 1910 
AUbg. Earitens unter Schilderung der widerwärtigen 
solgen diejer Färbung und der durch fie herbeigeführten 
Verteuerung der Gerite. Aba. Kegter unteritrich dieje 
Ausführungen und fügte noc Hinzu, wie jchädigend die 
Färbung für die Mütllereien sei, fie wirfe mittelitands-» 
feindlich. 

Deutjch:jchwediicher Handelsvertrag. 

Zur Borlage auf Verlängerung des deuticd) » jchiwedi- 
ihen SBandelsvertrages jiprad) in eriter Yejung am 
14. April 1910 Abg. SGotheinm unter Schilderung der 
Ihwedijchen Eijenerz »- Snöuitrie und Bekämpfung der 
Ausfuhrzoll- dee fir Nobitoffe. 


WBertzumwachsitener. 

Die erite Lejung des Entwurfs bradte am 
15. April 1910 eine Nede des Abg. Cuno, der Die 
Vorlage als legten Nejt der ‚Finanzreform von 1909 
bezeichnete und eine fritiiche Nachlefe binfichtlidy des 
Zuftandefommens des Umjagitempel -» Gejeges hielt. Er 
erklärte, der Neichswertzumachsitener jelbit jtänden jeine 
sreunde jehr nichtern gegenüber. Die Wirkung der 
Steuer werde eine jehr verichiedene jein je nach den 
wirtichaftlichen Berhältnijien des Ortes. Die jozialen 
Rirfungen jchäge er nicht allzu hod) ein. Aber iteuter- 
techniich jei fie gerechter und jozialer ‚als mand) andere 
Steuerart. Mın liebiten hätten feine ‚sreunde fie den 
Gemeinden gewahrt geliehen. Es jei nötig, den Gemeinden 
das Steuereinfommen aus dem Grundbejig möglichit 
ungejchmälert zu belajien. Sie jei als Gemeindeiteuer aud) 
wegen der lokalen Verichiedenbeiten beionders geeignet. 
Anderieits jei anzuerfennen, dab die einzige Möglichkeit, 


END 


den ländlichen Grumdbefig entiprechend zu den Kalten aus 
der Erhöhung der. Zölle heranzuziehen, die Reichswert- 
zumwachsfteuer jei. So fünne man. fi dody auf den 
Boden diefer Steuer Stellen, wenn eine entiprechende Be- 
tätigung der Gemeinden an dem Ertrage derjelben in 
Aussicht geitellt werde. Den fonjervativen Abihwächungs- 
verjiichen im agrariichen Sinterejje jet zu wideritreben. 
Den Gemeinden jolle eine größere Freiheit in Der 
weiteren Ausgejitaltung der Steuer gegeben werden. 
Redners Freunde würden auf möglichit jchleunige Ber- 
abjehiedung wirfen, damit die Unsicherheit auf Da Butt: 
jtiicfsmarft jcehmwinde. 


Neichsbeitenerungsgeieß. 

Ym 16. April 1910 Sprachen die Abag. Ahlhorn 
und Dr. Neumann-Hofer bei der eriten Lejung 
für das Gejeg im Snterefje der Stleinjtaaten md Der 
einzelnen in Betracht fommenden Gemeinden. 


Neichsverficherungsordnung. 


Die erjte Kejung bradte am. 18. April 1910 
einte große Nede des Abg. Dr. Mugpdan, der dei 
Entwurf einer eingehenden Wirdigung unterzog. Das 
Gejeß zeige zwei Richtungen, die eine, die einen Schritt 
vorwärts, die andere, die einen Schritt rüdwärts gehen 
wolle. Die Landfranfenfajien jeien für feine Freunde 
unannehmbar. Wiünjchenswert jeien große, leiltungs= 
fühige Sranfenfaffen über das Gebiet eines Land- oder 
Stadtfreifes. Der Crdrofjfelung der Hilfsfafjen fünne 
aber nicht zugejtimmt werden, ebenjowenig dem Bor- 
ichlag, die Beiträge zu halbieren und jo aucd) die DBe- 
jegung des Vorjtandes der DOrtsfranfenfajjen zu halbiereıt. 
Diefe Halbierung wäre nur unter der Borausjegung 
winjchenswert gewefen, daß große allgemeine Stranfen- 
fafien gejchaffen wilden. Die Beitinmungen über das 
Verhältnis der Kafjfenärzte zu den Stranfenfajjen jeien 
unbrauchbar. Der Bertragsausihug würde den Strieg 
zwijchen Stranfenfafjen und Nerzten verewigen. Redner 
wandte fich gegen die Beitinnmungen über die Wahl des 
Borfißenden der DrtSfranfenfaffen und gegen die Ber- 
jiherungsämter mit den Verfiherungsamtmännern. Dem 
Zentrum hielt Nedner die Gejchichte der Hinterbliebenen- 
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verjicherung vor, und diefe jelbit, wie jie im Entwurf 
vorliegt, jchilderte er als unzureichend. Seine ‚sreunde 


" würden ji rege an der tommillionsarbeit beteiligen 


md zu retten juchen, was zu retten jet. 

Am 20. April 1910 ergriff nodh Abg. Enders das 
Wort. Ansbejondere müjje die Witwen- ımd Watjen- 
verjicherung durchgeführt werden, ebenjo die Gr- 
ftrefung der Stranfenverjicherungspflicht auf die Yanıd- 
arbeiter, die Dienstboten und auf die. Hansgemwerbe- 
treibenden. Die Yage der leßteren erörterte Nedner ein- 
gehend. Auch die Ausdehnung der Verficherung auf die 
ganze Zamilte des Heimarbeiters jei gerechtfertigt. 


Ferniprechgebühren- Ordnung. 

Bei der eriten Lejumg wandte fi) am 20. April 1910 
Abg.Kaempf scharf gegen die Vorlage, die nicht mr eine 
Berteuerung, jondern auch eine erhebliche Neglementierung 
und Bureaufratijierung des WBerfehrs bringe. Das 
Telephon für das platte Yand jolle nicht verteuert werden, 
im Gegenteil; aber die Verbilligung darf nicht erfauft 
werden durch eine ımgebührliche Erjchwerung des Ge- 
jchäfts der Gewerbetreibenden. Nedner trat ein für eine 
geitaffelte Rauichalierung der Telephongebühren. 


Neichsichuldbuch. 
Die erite Lejung der Novelle brachte eine Nede des 
Abg. Dr. Bahnide, der am 21. April 1910 die VBor- 
(age begrüßte, da fie Erleichterungen gewähre. 


Eijenbahnunglürf bei Milheim (Rhein). 

Zur Snterpellation der Nationalliberalen iprah am 
22. April 1910 Abg. Dr. Eidhoff, der namens jeiner 
Freunde das Unglücd lebhaft beflagte und die Urjacdyen 
desjelben unterjuchte. Er batte zur Eifenbabnverwaltung 
das Bertrauen, dah fie die techniichen Einrichtungen zum 
Schuge von Yeib und Yeben immer mehr verbejiern 
werde. 

Veteranen: Beihilfe. 

Zu den Miträgen auf Gewährung von Beihilfen an 
Striegsteilnehmer jprad) anı 23. April 1910 Abg. Wieland, 
der die ausreichende Ilnteritügung der bedürftigen Veteranen 
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fiir eine Ehrenpflicht des Deutjchen Neiches erklärte und 
zur Dedfung den freilinnigen Antrag auf Herabminderung 
der Branntwein-Liebesgabe empfahl. Abg. Dr. Wiemer 
ging jpäter auf die Dedungsfrage ein, wies auf die Un- 
Durhführbarfeit der Wehrjteuer hin und beftritt entichieden, 
daß der freifinnige Antrag ein Agitationsmittel jet. 
Vielleicht ziehe man die Erträge der Reichswertzumad)s- 
jteter zur Dedung beran. Auf diefe fomme alles an. 
&3 helfe hier fein Mundjpigen, es müfje gepfiffen werden. 
Sn einer zweiten Rede jeßte fih Dr. Wiemer mit dem 
Abg. Dr. Noejide polemisch auseinander. 

Bei der dritten Lejung der Anträge am 27. April 
1910 nahın Abg. Kopie das Wort, um die Dedungs- 
frage zu erörtern und an die Rechte die Mahnung zu 
richten, die Neihswertzumachsitener in der Kommiljion 
nicht noch mehr abzubrödelnt. 


 Kolonial- und Konjulargerichtshof. 

Die Abgg. Dove und Dr. Hediher befiirworteten 
bei der eriten Lejung am 25. April 1910 die Kommiljions- 
beratung. XLeßterer trat für Hamburg als Sik des 
Stoniutlargerichtshofes ein. 


Konjulatsgebührengejeß. 
Abg. Dove äußerte fih am 25. April 1910 bei 
der erjten Xelung Furz im Stimme der Kommijlions- 
beratung. 


Ausgabe Fleiner Aktien in Kiautjchon. 

Bei der erjten Lejung am 25. April 1910 befürivortete 
Abg. Kaenıpf die Vorlage, während Abg. Dr. Hedjicher 
Bedenfen gegen die Ausgaben Fleiner Aktien Außerte. 
Bei der zweiten Lejung am 6. Mat 1910 jpraden 

die Abga. Dove und Saempf für das Gefeß, wo: 
gegen Abg. Dr. Hecdjcher jeine gegenteilige Auffafjiung 
befundete. 
WLahlprüfungen. 

Bei der Prüfıng der Wahlen der Abgg. Labroije, 
Kleye, Mayer-Pfarrfirhen, Schwart-Lübel, _ Spindler, 
"Wehl umd Henning ergriff am 26. April 1910 wiederholt 
Abg. Dr. Neumann-Hofer das Wort, um Anträge auf 
Giültigfeit, Nitetverweilinig oder Ingültigfeit zu befürworten. 


2. Seilionsadihnitt 
vom 22. November 1910 bis zum 31. Mai 1911. 


Bejeitigung von Tierfadavern. 


Bei der eriten Beratung des Entwurfs jtinmte amt 

.22. November 1910 Abg. FZiihbec im weientlihen zu, 

wobei er bejonders im nterejje der Seuchenunterdrüdung 

die Nichtiweiterverwendung des Tierfadavers jeitens Bri- 
vater forderte. 


Yebensmittelteuerung. 

Am 24. Novdenber 1910 nahm Nbg. Dr. Wiemer 
zu den Snterpellationen über die Yebensmittelverteuerung 
Stellung. Er wies das agrarice Wort von „‚sletichnot- 
rummtel“ ab, schilderte die Teuerung als eine bemwiuht 
gewollte Folge der Wirtjichaftspolitif der Mehrheit, deren 
nachteilige Wirkung er Ddarlegte, und fennzeichnete als 
die eigentliche Urjache der Sleiichteuerung Die nicht aus» 
reichende Biehproduftion. Er bedauerte das mangelnde 
Entgegenfommen der Negierung und forderte neben 
anderen Mabnahınen zur Behebung der Teuerung ins- 
bejondere die Ermäßigung der Suttermittelzölle. Am 
die Viehzucht zu fördern, ein tel, das wir lebhaft 
winjchen, muß eine Wermebrung und Kräftigung 
des Banernbefites stattfinden, mu mit der dem 
Sroßgrundbefig allein nütenden Ngrarpolitit gebrochen 
werden. 

An 25. November nahm Mba. Kobelt Das 
Scylächtergewerbe gegen die erhobenen Angriffe ın Schut, 
während Mbg. Kegter mit Dr. Hahn eine Yanze 
 brad) und die ımgünltige Wirkung der Fidetlonmiiie 
Ichilderte. 


I. 
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Die Königsberger Raijerrede. | 
Abg. dv. Bayer führte am 26. November 1910 zur“ 
Jozialdemofratiichen suterpellation aus; daß das, mus 
der Kaifer vom Snitrument des Himmels, von den ihm 
von Gott und nicht von den Barlamenten .verliehenent 
Nechten gejagt habe, nicht vereinbar jet nrit der Berfafjung 
des Deutichen Neiches. ES gibt im Deutihen Keiche 
feine Untertanen, nur Staatsbürger; und aud) das 
Barlament hat Befugnijje, vor denen auch der höchite 
Wille im Staat Halt maden muß. "Man verlange vom 
Staifer nur, daß er fich als Fonjtitutioneller Fürjt fühle 
und fi im Ssnterefje des Ganzen die nötige Nejerve 
auferlege. Bayer Tritilierte die Nede des Neichsfanzlers 
und wünschte, diefer Hätte auch dem Statjer gegenüber 
die Singer immer wieder auf die Abmadhungen im 
tovember 1908 gelegt. Den Umjhwung der Barteien 
jeit damals erklärte er mit der Nenderung der allgemeinen 
politiihen Lage. 


Berficherung der PBrivatangejtellten. 

Die fortichrittliche Iinterpellation Hinjichtlich des Standes 
des Gejetes über die PBenfionsverficherung der Privat- 
angejtellten begründete am 26. Itovember 1910 Albg. 
Dr. Mugdan. Er gab dem Wunfdhe auf „möglichit 
baldige Borlegung des Entwurfs Ausdrud. In einer 
zweiten Ntede erklärte er fi von der zujagenden Antwort 
des Staatsjefretärs befriedigt und polemilierte gegen den 
fonjervativen Abg. Dröjcher. 


Schiffahrtsabgaben. 

Bei der eriten Lejung des Entwurfs brachte Abg. 
Kaempf am 28 November 1910 die Momente der 
entichtedenen Ablehnung zur Geltung. Die Vorlage, 
deren Ausgangspunft der Beihluß des preußiichen 
Landtages über den Mittellandfanal jei, werfe ein grelles 
Licht auf die innerpolitiihen VBerhältnijje. Das Mittel- 
glied jet die Weigerung Preußens, neue Mittel für die 
stulturziwece der ‚zlußregulierung herzugeben, und das 
Ende jei die Auferlegung des Willens der agrariidhen 
Mehrheit auf die fämtlichen Bundesitaaten und vielleicht 
auc) auf den Reichstag. Nedner ging die Beitimmungen 
der Vorlage durch ımd wies auf die ablehnende Haltung. 
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Deiterreichs und der Niederlande hin. Er gab ichylienlid) 
der Hoffnung Ausdrud, daß es gelingen werde, die b- 
gabenfreiheit der.deutichen Ströme, diejes Wahrzeichens 
der deutjichen Einheit, zu erhalten. — Abg. Haun;- 
mann fennzeichnete am 21. November die Verbejlerungs- 
bedürftigfeit des Entwurfs, dem er aber nicht prinzipiell 
ablehnend gegenüberjiehe. Abg. Günther legte dagegen 
jeine entichiedene Ablehnung unter eingehender Schilderung 
der jächjiichen Bedenken dar. 


Handwerferfragen. 


Zunt fonjervativen Handiwerfsantrag hielt am 3. De- 
zember 1910 Abg. Dr. Badhnide eine viel beachtete 
Rede, in der er zunäcjit alle die Eonjervativen Nezepte, 
die bisher zuguniten der Handwerker vorgejchlagen jeien, 

in ihrer Wertlojigfeit dartat: den obligatorischen Be- 
- fähiguingsnadhmweis ; den Vorjchlag, die Handwerker jollten 
nur jelbftverfertigte Erzeugnifje feilhalten dürfen; die 
SZwangsinnung und jchlieglich den Sturm gegen das 
Warenhaus. Auf allen diejen Gebieten völliges ‚siasko 
der Eonjervativen Reden und Anträge! Bolltarif und 
- Stimanzreforn jeien weitere „pofitive“ Taten der Stonier- 
vativen. Sie hätten die Teuerung gebradıt. Bielfad) 
 mwendeten fi) die Handiverfer jet von den Stonier- 
vativen und von der agitatorischen PBhraje ab; Die 
praftiihde Mrbeit, der Gedanfte Der Selbithilfe 
trete in dem Vordergrund. Das Handwerf jei feine 
überwundene Betriebsform, es jei noch beute 
 umentbehrlid. Und man miülje einen Tebensfäbhigen 
Mitteljtand haben als Bindeglied zwiichen reicd) und arım. 
Redner erörterte alsdann die Mittel, die von liberaler 
- Seite zur „Yörderung des SHandwerferitandes vorge- 
ihlagen werden: Unterftügung des gewerblichen Ilnter- 
- richtswejens (intelligente Handwerker auc, als Lehrer), 
- Ausitellungen, Einjchränfung der Gefängnisarbeits- 
- fonfurrenz, Entgegenmmwirfen gegen Die Borgwirtichaft, 
z Vergebung der Submijjionen in feinen Lojen.. Mit dem 
' Berlangen nad) dem zeitjegen von Mindeitpreiien könne 
man nicht einverjtanden jein. Die Gewährung eines 
 bejjeren Wahlrechts in den Einzelftaaten wiirde aud) den 
Einfluß des Handwerkeritandes auf die Gejeßgebung 
er: Ras an wirfjamen Mitteln zuguniten des 
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Handiverfs angeivendet ivorden jei, das beruhe auf 
liberalen Sdeen. Wer die eigene Kraft des Handwerks 
hebe, ihm eine bejjere Ausbildung, befjere Anpafjung an 
die moderne Technif gebe, der jei der beite Freund des 
Handiverf8. | 

Arbeitsfammergejeß. 

Bei der - zweiten Beratung de3- Entwurfs - 
wandte ih zum S1 Mg Mana am 5. Dezember 
1910 gegen das „blutrote Bild“, das der fonjervative 
Sraf Wejtarp gemalt hatte, und erklärte, jeine Sreunde 
wirden das Gejeß im iwejentlichen in der Kommilfions- 
faffung annehmen. Darin bleiben müßten aber die Be- 
Itimmungen, wonach die Vertrauensleute der Arbeiter in 
die Kammern gewählt werden fünnten. Mbg. D. Kau- 
mann wies einen joztaldemofratiichen Entwurf zurücd - 
und bejchäftigte fi) dann mit den fonfervativen Ein- 
wendungen gegen das Gejeß, wobei er daS Negative der 
heutigen Sozialdemofratie al3 die KZolge der jalfchen 
Bolitif und der falihen Behandlung erklärte. Naumann 
trat für die Teilnahme der Eijenbahnmwerfitätten-Mrbeiter 
an den Mrbeitsfammern und für die Zuziehung Der 
rbeiterjefretäre ein. 

Am 6. Dezember jprad -Abg. Manz zu Spezial- 
fragen, Abg. Dr. Botthoff empfahl bei ST Den Antrag 
der Bartei auf Errichtung von Arbeitsfammern auch im 
Handelsgeiverbe. 
| Am 7. Dezember nahm bei der Spezialberatung 
bg. Dr: Botthoff miederholt das Wort. bg. 
D. Naumann trat bei S 13 nochmals mit Nachdruck 
für die Arbeiterjefretäre ein. Mit ihnen, die in den 
lozialpolitiihen Organismus bineingehörten, würden die 
rbeitsfammern bejjer funktionieren als ohne fie. 


Gtatsberatung. -* 
Allgemeine innere und äußere Boliti£f. 
| Yusmwärtiges Amt. u 
Zur erijten Kejfung des Etat ergriff am 10. De- 
zember 1910 Abg. Dr: Wiemer daS Wort, um zu: 
näcdlt gegenüber dem Neichsfanzler zu verjichern, daß 
jeine Freunde an den praftiichen Arbeiten mitwirfen 
witrden, daß dies aber nicht die Erinnerung an’ die 
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Ciünden der Vergangenheit verwiichen fünne. Die vor- 
handenen Gegenjäge müßten zum Wustrag gebradıt 
werden. Nedner ging furz die zu erwartenden Borlagen 
dur und vermißte jchmerzlich eine Erklärung über Die 
Reform des preußiichen Wahlrechts. ine plößliche und 
‚einjeitige Aufhebung der Grundlagen ımjerer Birtichafts- 
politif könne nicht in Srage fommen, aber die Schäden 
der Zollpolitif lägen flar zutage. Nedner verlangte den 
Ausbaı der Berfajlung und fritifierte die Llebergriffe der 
Landräte, die Borgänge in Yabiau-Wehlau; er lehnte 
eine Ausnahmegejeßgebung. gegen die Soztaldemofratie, 
auch im Rahmen der Strafprozekordnumg, ab und be- 
Itritt entichteden das Wort von einer Kooperation Der 
Fortichrittler mit den Sozialdemokraten. Hinfichtlid) 
Moabits hätte der Stanzler den Ausgang des Prozefies 
abmwarten jollen. Nedner evörterte die mangelhaften 
Grgebnifie der ‚sinanzreform und polemifierte lebhaft 
gegen die „elbjtlofen“ Agrarier und Yentrummsleute. Die 
Militärvorlage werde in ihrer finanziellen Bedeutung 
jorglam geprüft werden. XTecdhnich müjle die Armee auf 
der Höhe jtehen. Nedner ging die Etats durch, erflärte 
die Antwort der Kurte im Sachen der Borromäns- 
Gnzyflifa fie nicht ausreichend, jchilderte die zweidentige 
Bolitif des Zentrums und jchlog mit dem Wunich auf 
baldige Nemvablen. 
Abg. Schrader jprad am 13. Dezember 1910 
zunächjit jein lebhaftes Bedauern über die durd) die Wivabit- 
Rede des Neichsfanzlers geichaffene Situation aus und 
wendete jich dann zu Sinanzreform und Gfat. Dem 
Grfolonialitaatsiefretär Dernburg widmete er Worte der 
Anerfennung. Nıusnahmegejege gegenüber der Sozial- 
demofratie lehnte Schrader entichieden ab. Es jei 
nötig, mit den. übermäßigen Schußzöllen aufzuräumen, 
auch im Interejje der Landmwirtichaft jelbit. Schlieplid) 
behandelte Nedner den Meodernijteneid? umd Die 
Borromäus-Enzyflifa. Er jehilderte die Entrüjtung der 
Broteitanten und meinte, ein Botichafter gehöre unter 
diefen Umftänden nicht nad) Rom. Einem Wann, der 
den Modernijteneid geichworen habe, fünne man nicht 
die Schulaufiicht, den Neligionsunterricht in den Schulen 
anvertrauen, die Negierung mülje fich fragen, ob jeine 
Bermendung im Staatsdienit fernerhin möglid) jei. Der 
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Stampf gegen die Sozialdemokratie jei am beiteit durch 
liberale Gejeggebung zu führen. 

| Am 14. Dezember wies Mg. Dr. Müller- 
Meiningen dem Abg. Raab (Antij.) zunädjt nad), daß 
deflen Partei 1903 den Sozialdemofraten ein Bündıtis 
in Eijhiwege-Schmalfalden angeboten habe; er wies weitere 
Unwahrheiten des genannten Abgeordneten zurück und 
polemijierte danmı gegen den Abg. Erzberger und das 
Hentrum binfichtlich der Sinanzreform. Das fonjervativ- 
flerifale HandelSgejchäft trete Zar zutage bei der Wahl- 
rechtsaffäre. Auc) er wandte jich gegen die Borromäns- 
Enzyklifa und gegen das fonfejjionelle Nuseinanderreißent 
der Bevölferung und widerlegte daS Gerede von der jozial- 
vemofratijch-freifinnigen Berbrüderung. Abg. Schrader 
veriwahrte fi) gegen die Verdrehung feiner Ausführungen 
über den Modernijteneid, die Mbg. Gröber vor- 
genommen hatte. 

Bei der zweiten Lejung des Etats des Neidhs- 
fanzler3 behandelte am 30. März 1911 Abg. Dr. Wiemer 
die auswärtige Yage. Er wünjchte freundichaftliche Be- 
ziehungen zum britiihen Volk, begrüßte die Berbejjerung 
der Beziehungen zu Rußland und bezeichnete dann 
Deutichland al den ruhenden Bol in der Erjcheinungen 
sludht. Er freue fich über das Marjchieren des Sriedens- 
gedanfens, wünjche, daß Deutjchland fich den von anderer 
Seite fommenden Borjchlägen. auf Begrenzung der 
Rüftungsausgaben freundlich gegenüberitelle, und empfahl 
ven entjprechenden Antrag feiner Partei, desgleichen den 
Antrag auf Erweiterung der Schiedsgerichtsverträge. Zur 
inneren Bolitif machte Redner für die jchlechte Geichäfts- 
lage die, mangelnde Aftionsfähigfeit der herrichendent 
Mehrheit verantwortlid. Die Neuwahlen im Januar 
lägen parlamentarijch jeher ungünftig. Seine Sreunde 
würden aber an den parlamentarijchen Arbeiten bis dahin 
mit aller Sreudigfeit mitarbeiten, auch an der Neichs- 
verjiherungsorönung. Wiemer nahm ven Abg. Schrader 
gegen Angriffe wegen feiner Antimodernijteneid-NRede in 
Schuß und polemijierte gegen Zentrum und Stonfervative. 
Bon einem Bündnis des Liberalismus mit der Sozial- 
demofratie fönne feine Rede fein, eS herrjchten tiefgehende 
Segenläte zwijchen ihnen. Die fonjervative Stihwahl- 
parole bedeute nichtS anderes als eine bemwußte Körderung 
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der Sozialdemofratie. Die Sonjervativen haben jelbit 
oft genug jozialdemofratiiche. Hilfe erbeten (Feldmanır, 
v. Bolfo). ‚Bei den Neumghlen müfje eine möglichit ein- 
heitliche Front des liberalen Bürgertums  hergeitellt 
werden, um die reaftionären Zuftände in Deutichland zu 
befeitigen. — Mbg. Eihoff Iprady zuguniten der Be- 


itrebungen der Snterparlamentarijchen Union. 


Ybg.Haußmann gab am 31. März 1911 eine herbe 
stritif der Ausführungen des Neichsfanzlers zur Ab- 
rültungsfrage und befürmwortete nodmals den Antrag 
‚jeiner Bartei. Dann jprad er zur Finanzreform in 
iharfer Polemik nad rechts md fennzeichnete die Heuchelei 
der Stoniervativen in der Stihwahlfrage. Die £onjer- 
vative Gedanfenmwelt beruhe jet in der Schaffung von 
Stalikulis umd in der Untergrabung jeglicher Negierungs- 
autorität. Die Entwidelung Deutichlands aber jei nad) 
vorwärts gerichtet, trog aller Hemmmijje. 


Beim Auswärtigen Amt, zweite Lejung, be- 
ichwerte id Abg. Kaempf am 31. März 1911 über die 
Unbilden, denen jüdiiche Neijende in Rubland ausgejett 
jeien, und über die oft ummotivierten Ausweifungen von 
Ausländern. Ag. Sothein führte ebenfalls Stlage 
über die Handhabung der Sremdenpolizei. Abg. Dr. 
Sedidher trat für den Bau eines neuen Botjchafts- 
aebäudes in Petersburg ein. 


Sn der dritten Lejung des Etats ivandte jic) 
beim Auswärtigen Amt am 3. April 1911 Ada. Dejer 
Dagegen, daß die Konfuln ihre Briefichaften. unfranfiert 
jenden, und empfahl einen entiprechenden Antrag. Alba. 
Hormann erörterte die Srage der Zurüchveilung von 
Ausländern dur die Sciffahrtsgeiellihaften. Alba. 
Dode verlangte eine reichSgeieglihe Regelung des 
sremdenrechts und der „Fremdenpolizei. Beim Titel 
„Auslandsicyulen“ nahm Aba. Schrader die Gelegen- 
beit wahr, gegen die fonfellionellen Streitereien Front 
zu maden und die Behauptung der Wltramontanen, er 
jei ein „sreimaurerhäuptling“, abzulehnen. Sn einem 
Spegitalfall betonte Abg. Gothein die Notwendigkeit, 


- auch die Rechte der Ausländer feitens Deutichlands zu 


wahren und fich nicht zu Schergendieniten fiir andere 


 Yänder herzugeben. 
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Zündwarenftener-Gejeg. 


Die fortichrittliche Snterpellation auf Aufheb ung 
Des Gejeßes begründete am 10. Januar 1911 Abg. 
Enders mit einer eingehenden hie der Kotlage 
der Snduftrie und Der Arbeiter. 

Am 11. Sanuar betonte Abg. Dr. Hediher Die 
auch Durd) die Debaite erwiejene Notwendigkeit, NRemedur 
eintreten zu lajjen, und wandte fi) gegen Neußerungen 
der Gegner, Dabei hervorhebend, daß für die Erbanfall- 
jteier auch eine Reihe fonfervativer Männer eingetreten jeteıt. 

Adg. Enders verjagte am 26. Meat 1911 bei der 

eriten Lejung des Gejeges über die Abänderung 
der BZündwarenjteuer. die Zujtimmung jeiner 
politiihen Freunde. jede Kontingentierung für ein Ge- 
iwerbe bemetje, daß die Steuer unzwedmäßig jei; man 
werde hier durch die geplante Herabjeßung des Kontingents 
eine neue Liebesgabe erreichen. Nur in der Aufhebung. 
des ganzen Gejeges jet das mwirfiame Mittel gegeben, um 
das jchwer bedrohte Gewerbe zur Gejundung zu führen. 


Aenderung des Strafgeiegbucdhs. 
(Kleine Strafgejetgbudh-NRovelle). 

Bei der zweiten Lejung funktionierte der Alba. Dr. 
Sediher als Verichterjtatter. Beim Bunft Zier- 
quälerei erklärte am 12. Januar 1911 Abg. Dr. Müller- 
Meiningen das Sefthalten an der Kommiffionsfallung, 
die ein Schächtverbot nicht enthalten hatte. 

An 13..Sanuar 1911 protejtierie Abg. Dr. Müller- 
Meiningen in. der Gejichäftsordnungsdebatte gegen. die 
Ueberrumpelung, die die Konjervativen (Ler Wagner) bei. 
der Berichärfung Der Beleidigungsparagraphen vor- 
genommen hatten. — Zum Kapitel Kinderigug nahmen 
die Abgg. Dr. Müller- Meiningen und Hormanın 
das Wort, um im wejentlichen die Kommilfionsbejchliiiie 
zu befürworten. Lebhaft wünjchten jie das 18. Xebens-, 
jahr al Schußgrenze gegenüber rohen Mißhandlungen. 

Am 14. Januar jprach Abg. Dr. Mürller- Meiningen 
zum Thema Notbettel, die Kommiljionsfafjung empfehlenn. 
Derjelbe Abgeordnete bat jpäter dringend, mit dem Ge- 
rünmel von alten Tandesgejeßlichen Dei URS iiber 
das PBlafativejen aufzuraumen. 


ee. — 


Buwaiöftenetgefeh. 
Zur zweiten Lejung ergriff am 16. Jamtar 
1911 zu den grundlegenden Paragraphen bg. Euıo 


das Wort. Er erflärte es für Pflicht, an dem Geier 


jo mitzumirfen, daß es nad Möglichkeit der Gerechtigkeit 
entjpreche. Die Materie jei außerordentlic) jchwer. Die 
Steuer werde nicht die jo wünjichenswerte Wirkung haben, 
ein weiteres Anfteigen der Bodenpreije zu verhindern. 
Der Uebertreibung der Spekulation fünnten wohl einzelne 
Beltimmungen der Vorlage entgegenarbeiten. YAlnderjeits 
fönnten die Baugewerbetreibenden unter. Umständen hart 
betroffen werden. Bei Ddiejem ‚zur und Wider fünne 
man die Steuer nur betradjten vom Gefichtspunft, wie 
lie fih dem Nahmen der ganzen ‚zinanzreform au 
ihmiege. Da jei jie die bejlere Steuer gegenüber der 
rohen Umjagiteuer. Das zweite Drittel der IImjagiteuer 
jolfe ja aber leider neben der Wertzumvachsiteuer beitebent 
bleiben. Dadurch) werde die Zultimmung  erjchwert. 
Bedenken erhöben jich ferner, weil die Steuer in jtarfer 
Weile in die Autonomie der Gemeinden eingreife. Dielen 
jollte ein größerer Prozentjaß, 50 Prozent, aus dem 
Einfommen der Steuer zufliegen. Dies beantragten jeine 
‚sreunde. Nedner "bat jchlieglich, alle Abichwäcdhungen 
des Gejeges durch Erweiterung der Befreimgsporichriften 


> abzulehnen. 


Ag. Dr. Neumann =» Hofer bedauerte am 
17. Januar am meijten bei der Vorlage ihre VBerauidiung 
mit den finanziellen Mebhrforderungen. Sonjt jeien die 
Bedenken gegen die Negierumgsvorlage durch die Klom- 
miflionsbeichlüffe weientlih abgeihwäcdt worden. Be» 
fremdlich fand es Nedner, day; die eifrigen Befürworter 
des Gefeßes jekt mit lauter Nbihwächungsanträgen 
fäment. | 


Sn der Spezialberatung äußerten ji am 18. und 


19. Januar 1911 zu wiederholten Malen die Abga. 


Euno, Dr. Neumann-Hofer und Dr. Botthoff. 
Vegerer meinte, durch die vielen Anträge werde der 
urjprimglic; bodenreformatoriiche Charakter der Vorlage 


immer mehr abgeihwädt. Bei der „rüdwirfenden 


Straft“ wandte ji Abg. Cuno mit Lebhaftigkeit gegen 
einen Zentrumsantraq, der die finanzielle Wirkung des 
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Sejeges und damit auch die Arbeit der Stommunen jtarf 
eingeengt haben twitrde. 

Ym 20. Januar 1911. befürworteten die Abgg. Dr. 
RNeumann-Hofer, Dove und Euno eifrigit die 
Beibehaltung der Kommiffionsfafiung, twonad) der Zandes- 
fürft und die Landesfürjtin nicht von der Gteuer 
befreit fein jollen. Die Befreiung würde auf die Be- 
völferung einen Außerft jchlechten Eindrud maden. bag. 
Dove wandte fich bejonders gegen die jtaatsrechtlichen 
Bedenfen des Kinanzmintiters und gegen die Hervor- 
fehrung des monardiichen Prinzips. Sollte es wirflidh 
in der Mgitation heißen: Die Beteranen fünnen fein 
(Held befommen, weil der Kandesfürit nicht mit bezahlen 
jol? Kuno wies nod) darauf Hin, daß Gemeinden, in 
denen Fürjten einen fejten Grundbejig haben, bei der 
Befreiung einen ganz erhebliden Ausfall Haben witrden. 
— Zu meiteren Paragraphen jprad Abg. Cuno. 

Zur Stage der Beteiligung der Kommunen an der 
Steuer jprah am 24. Januar 1911 ebenfall3 Mbg. CE uno. 
Er befürmwortete warm den freifinnigen Antrag, dent 
Gemeinden 50 Prozent der Steuer abzugeben, und 


erklärte, fir die Veteranen müßten ganz unabhängig von 


den Erträgnifjien -diefes Gejeßes Husreichende Mittel 
bereitgejtellt werden: Weitere Anregungen des Nedners 
beziwecten die Slarjtellung des Begriffs „unberdienter 
Wertzuvdahs“. 

Am. 25. Sanumar 1911 jprad. -Abg. Cuno 
wiederholt in der Spezialdebatte; insbejondere trat 
er mit Energie fir . eine höhere Belteuerung Der 
siweilommilie ein; es jei eine Ungerechtigkeit, 
den freien Bejig durch die Verquidung mit Der 
Semeindebejteuerung Doppelt zu belaiten, den ge- 
bundenen Bejig aber, iwie eS vorgejchhlagen wurde, zu 
entlaften.  Stolojfjale Breisjteigerungen beim Verfauf 
landiwirtichaftlider Beligungen, namentih im Diten, 
jetien infolge der HBollerhöhungen feitzuitellen, Ddieje 
N müßten auch mit der Steuer getroffen 
werden 

Sn der dritten ejung des (Sefetes nahm zur 
SHeneraldistuffion am 31. Januar 1911 Mbg. Cuno das 
Wort, um den troß He Bedenken do zuftimmenden 
Beihluß eines großen Teils feiner Freunde Flarzulegen. 


a 


Er ironifierte das Zentrum, das mit einem Mal an der 
‚von ihm jo gemwünfjchten jog. „Beligiteuer“ jo viel YIb- 
Ihwäcdhungen vorgenommen habe ; Redner fürchtete, dah 
faum noc die verlangten 20 Millionen einkfommen 
würden. Der hochwertige ländliche Bejig und die Terrain- 
ipefulation jeien jehr geichont worden. ES werde aber 
wohl möglid) jein, das Gejeß jpäter nocd auszubauen, 
deshalb jtimme er dafür. XTroßdem jei ar vielen Be- 
Itimmungen Anjtoß zu nehmen. Nedner erläuterte dieje 
und betonte bejonders, daß die geplante Bejeitigung der 
Steuerpflicht der Landesfürfiten für viele jeiner Freunde 
der Stein des Anjtoges jein fünnte, um Sich nuns 
mehr ablehnend zu verhalten. — Zu Einzelheiten äußerten 
fi die Abgg. Kuno, Dr. Botthoff ımd Dr. Neu- 
mann-SHofer. 

Den Antrag der Stonjervativen, die Steuerfreiheit 
‚ver Landesfüriten Doch noc) Feitzuitellen, befämpften die 
Ubgg. Dr. Neumann-Hofer und Dove jehr ent- 
Ichieden. Von der indirekten Beiteuerung die Landes- 
fürjten zu befreien, das veritoße gegen die jtaatsredht- 
lihen Grundlagen. Bei jeder jonitigen indirekten Steuer 
‚zahlt der Landesfürit aucd (Zigarren, Sekt ujw.). Ber- 
jönliche Borrechte bier hineinzutragen, jei etwas, was das 
Rolf in jeinem gelunden Sinn nicht veritehe. 

Am 1. Februar 1911 ergriffen zu zahlreichen Einzel- 
beitinmnungen die Abgg. BPotthboff, Dovemd Eunmo 
das Wort. 

Neichsbeitenerungsgeieß. 

st der zweiten Lelung am 25. Jammar 1911 jtimmten 
Die Abgg-Mommien md AbIhborn zu; eriterer trat 
Dabei bejonders für die Anterelien der Stadt Danzig et. 

Bei der dritten Lejung empfahl Abg. AhbIhborn im 
Snterejje der ausgleichenden Gerecdtigfeit zuguniten der 
dur) NeichSbetriebe benachteiligten Gemeinden die Ar 
nahme der Borlage unter Befämpfung einer verichled)- 
ternnden Eonjervativen Einichaltung. 


Eljaj-lothringiiche VBerfallungrvorlagen. 

up eriten Lejung jprad am 26. Nannar 1911 
‚Ag. D. Naumann, der anfangs dem ichmerzlichen 
N Enrbfinden der Eliah- -Lothringer Ausdrud gab, da Tie 
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ih ihre VBerfaffung nicht jelber machen könnten, und dan 
die Borlagen fritifch wilrdigte. Cr trat für drei neıe 
eljälliihe Stimmen im Bundesrat und gegen die Er- 
weiterung der Ffaiferlichen Gewalt ein und jchilderte die 
erite Kammer als ein fünftlihes Gemwäcds im Neich3- 
lande, während er für die zweite Sammer den Sortfall 
der Bejtimmungen über die Notwendigkeit des Landes- 
bürgerrechts und der Drtszugehörigfeit, jowie der „Lünig= 
fi) jächjischen“ Alterspeitimmunigen forderte. Troß jeiner 
Unvollfommenbheiten habe aber das vorgejchlagene Wahl- 
recht große Vorzüge gegenüber dem preußiichen Syitent. 

Am 28. Januar entwicelte Abg. Dove Staatsrecht- 
fihe Sragen und hoffte auf ein alljeitig befriedigendes 
Ergebnis in der Stommillion. _ &erade bei diefem Gejet 
werde unjere Mitivirfung jehr nötig fein, und jo wäre 
e3 gut, ji unjeren Anregungen gegenüber nicht ab- 
(ehnend zu verhalten, jonjt könnte der Neichsfangler am 
. Eide der Sejlion dor einem "ziemlichen Haufen’ von 
Scherben jtehen. 

Bei der zweiten Xejung führte Abg. Dr. Müller- 
Meiningen am 23. Mai 1911 aus, die Berjtändigung 
jet erfolgt umter,der Wucht der lebergeugung, daß es in 
Eljaß-Lothringen nicht jo weiter gehen fönne mit der 
Yotablenwirtichaft. Durd) die Einführung der Bundes- 
ratsjtunmen werde Eljaß-Lothringen tatjächlich ein jelb- 
tändiger Bundesitaat. Die Stonjervativen hätten ji in 
fleinlichem preußiichen Bartitularismus und aus Furcht 
vor vem allgemeinen Wahlrecht dazu drängen lajjen, die - 
Bundesgenofjen der ärgiten Nationaliften in Eljaß- 
Lothringen zu werden. Die jegige Haltung Preußens 
u. der Stage der Bundesratzitimmen habe einen 
ausgezeichneten Cindruf in alen außerpreußifchen 
Bundesjtaaten gemadt. Preußens Stellung‘ liege 
nicht an den Jumpigen 17 Stimmen im Bundesrat. 
Die Löjung — Saifer als Landesherr, aber Verleihung 
der Bundesratsjtimmen — fünne unter den obwaltendeit 
itaatsrecdhtlichen Zuftänden als glücflich bezeichnet werden. 
Ntedner bat um Annahme der grundlegenden Baragraphen. 
Aba. Dove eriwiderte Herrn dv. Oldenburg, der von einen 
Schlag gegen die Ehre Preußens gejprodhen hatte, auf 
der ‚ Linken fühle man jich -allerding® zuerit als 
Qertvefer des Deutjchen Volkes. Aber er fonmme 
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dadurd) feineswegs in Konflift mit jeinen Preußen- 
tum. Die Stonjervativen hätten Preußen nad Olmüt 
gebradt, und jie wandelten heute nidt die Wege 
Bismard3, jondern die Gerladis. Beim Baragrapben 
über die Stonfejlionsfrage und die Unterrichtsipradhe jette 
Ybg.D. Naumann auseinander, daß und warum jeine 
ssreunde alle für die Kommmfjionsfallung jtimmen würden. 
Sn der Spradenfrage Tolle der bisherige Zıltand nur 
fodifiziert werden. 

Am 24. Mai führte. Mbg. Haußmanı zum 
Wahlrecht aus, da die BVerbejjerungen am Wahlgeiet 
dem Berfajjungsgeie große und rettende Mebrheiten 
gebracht hätten. Cr beleuchtete die Errungenichaften : 
Sonntagswahl, ehrliche Wahlurnen, Bejeitigung Der 
PBluralitimmen. Das allgemeine Wahlredht babe jetnte 
innere Sraft wieder einmal erprobt. Die Sloniervativen 
hätten durch ihr Verhalten die Negierung fürmlidh auf 
die linfe Seite hinübergedrängt. Sie jelbit hätten über- 
‚haupt fein PBrogrammı für Eljaß-Lothringen gebabt ; dies 
jei der Ausdrucd volllommenen Berjagens, volllommener 
Unfruchtbarfeit.- Der Reichstag habe gezeigt, daß er 
fruchtbare Bolitif treiben könne ıumter Musichaltung der 
Stoniervativen. 

Zur dritten Lejung nahm am 26. Mai 1911 
bg. Dr. Müller- Meiningen das Wort zu einer 
furzen Erklärung des Inhalts, dat feine ‚Jreunde Iwieder- 
holt ihre jchweren Bedenfen gegen die erite lammer und 
gegen die Wohnfigflaujel geäußert hätten, troßdent aber 
unverändert für alle Beitimmungen eintreten würden, da 
lie als ergebnis. der Verjtändiqung ein einheitliches 
Ganzes bildeten. Die Vorlagen brädten in ihrer Gejamt- 
heit eimen wejentlichen ‚zortichritt auf dem Lege zur 
Autonomie und würden durd die Aufnahme eines zeit- 
gemäßen Wahlrechts das politische Selbjtverantwortungs- 
gefühl der Neichslande heben. Möchten die Vorlagen ein 
Schritt jein auf dem Wege dahin, dak Alldeutichland und 
das Neichsland nicht nur ein politiicher Htörper, jondern 
‚auch eite politiiche Seele werden ! 


Der Fall Uhlenbrod. 
| ‚Bei einer Petition über die Dienftverhältnifje der 
Militärintendanten nahm jih Mbg. Sommer am 


“ 
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30. Sanuar 1911 in wiederholten Neden des Wirklichen 
Seheimen Kriegsrats Uhlenbrod an, der jeiner Meinung 
nach zu umrecht dilzipliniert worden jei. 


Smpfgejeß. 
Zu den Anträgen der Smpfgegner jtellten einige 
Mitglieder der Partei einen VBermittelungsantrag, den 


bg. Hormann am 1. Februar 1911 vertrat. Er. 


ging dahin, die Zrage einer neuen wiljenihaftlichen Brü- 
fung zu unterziehen. 
Abg. Dr. Mugdan hielt am 3. Mai 1911 das 


Sınpfgejeß für gut und glänzend bewährt ımd trat in- 


folgedefjen allen Anträgen entgegen. 


Gericht3verfaffungs-Reform. 

Zur zweiten Lejung der Vorlage jprach beim Stapitel 
Unabhängigkeit der Richter am 6. Sebruar 1911 der Abg. 
: Dr. Ablaf. Er bezeichnete e8 als einen dies ater, 
als der NeichSfanzler Schon autoritativ Hier zum Moabiter 
RBrozep Stellung genommen habe, ehe das Urteil ge- 
iprochen war. Die richterliche Unabhängigkeit müfje als 
ein rocher de bronce ftabilijiert werden. Abg. Dr. Müller- 
Meiningen begründete einen Antrag feiner Partei auf 
Einfchränfung der Drdensverleihungen an richterliche 
Beante. Ware 

‚Am T. gebruar vertrat Abg. Dr. Mitller- Meiningen 
wiederholt Anträge, die die Mibjtände des Hilfgrichter- 
tms bejeitigen jollten; er wurde hierbei dom Abg. 
Dr. Ab lap unterjtügt. Diejelben Abgeordneten wandten 
fi) algvann gegen eine geplante Berjtärfung der Gtel- 
fung der Staatsanwaltichaft. | 

Ym 8. Februar verlangten die Abgg. Dr. Müller- 
Meiningen und Dove, dab die Straffammern nur mit 
ordentlichen Richtern, nicht auch mit abhängigen Aijefjoren 
bejegt jein dürften. Weiterhin befümpfte Dr. Ablap 


die Einjchränfung der Kompetenz der Schwurgerichte, wie 


fie die Negierung verlangte, und vertrat einen Antrag, - 
der dies verhindern jollte. Das wohlerworbene Volts- 


. recht der Schwurgerichte müjje erhalten bleiben. sn einer 
zweiten Rede wandte ji) Ablaß gegen den Antijemiten 
Sraef, der den Meineidsprozeß in Ejjen den Schmur- 
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gerichten in die Schuhe geichoben hatte. Abg. Wüller- 
Ssterlogn verteidigte den Kichteritand gegen ungeredt- 
fertigte fozialdemofratiihe Angriffe. 

. Mit vollem Nahdrudf vertrat Abg. Dr. Müller- 
Meiningen am 9. Sebruar 1911 die Korderung der Be- 
teifigung der Laien an der Berufungsinitanz. Das 
genügende Menjchenmaterial würde jchon da jein: man 
lajje nur die 120 000 deutichen Lehrer zu Schöffen und Ge- 
Ihmorenen zu! Muc Abg. Dove trat entichieden dafür 
ein, daß das KYaienelement, daS man fir die erite 
Snitanz als nötig befunden habe, auch in die zweite 
Snitanz eingeführt werde. 

Am 10. Februar hob Abg. Dr. Müller- Meiningen 
die Bopularität der Schwurgerichte hervor, die aller- 
dings in liberalem Sinne nocd ausgebaut werden 
fönnten. Er befürmwortete dringend die Erweiterung der 
Zujtändigfeit der Schwurgerichte auf die Prebiadhen. 
Weiterhin begründete derjelbe Abgeordnete den Antrag, 
die Berufung bei den Oberlandesgerichten jtattfinden zu 
lafjen. Abg. Müller - \sierlohpn madte demgegenüber 
ven Standpunkt: Berufungsienate Dei den Yandgerichten 
geltend. Abg. Kopjc trat für die Ermenmung von 
Lehrern zu Schöffen und Geichworenen mit Entichieden- 
heit ein und bejchäftigte jicy mit dem Abg. Dr. Hahır, 
der auf einmal auch für die Gewährung Ddiejes Nechtes 
eingetreten war. Die Priorität in dem Verlangen nad) 
Aufhebung jener Musnahmeitellung der Lehrerichaft fomme 
aber den Liberalen zu. 


Fremde Wertpapiere in Dentichland. 

Zur SInterpellation des Grafen Kanig über Die 
„Weberjhwemmung“ des deutichen Geldnarftes mit fremden 
Wertpapieren und den übermäßigen Abflug deutichen 
Kapitals nach dem Auslande jprady am 11. Sebruar 1911 
bg. Dove, der erjt jpöttiid) Fonftatierte, dab aus der 
fonjervativen Yanfare eine Chamade geworden jei, md 
dann den Bejig auswärtiger Papiere als ein wejentliches 
Moment in der modernen Wirtichaftsentwidlung jchilderte. 
Der Graf Sanig komme ihm immer als jo ein 
wirtjchaftliher Präraphaelit vor. Er ignoriere die 
große Einwirkung der Berfehrsmittel auf das Wirt- 
ichaftsleben, ev halte den abgeichlojienen Handelsitaat 
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immer nod für möglich. Aber in den Kreis der jvirt- 
ihaftlihen Betätigung jeten neue Gebiete getreten, die 
fremden Kapitals bedürften und aus deren Gewinnen 
die einheimiiche Virtichaft wieder neue Kraft jchöpfe. Die 
wirtichaftliche Kraft eines Bolfes wacdhje, wenn es jidh 
auch im Auslande betätige.. E83 werde Geld verlieren 
an ausländiihen Papieren — aber aud) an inländifchen ! 
Die Zulafjungsitele habe die Pflicht, Emiffionen nicht 
zuzulafien, Durch die allgemeine Ssnterejjen gejchädigt 
werden. Die Berliner Zulafiungsitelle arbeite in diejer 
Kichtung dDurhaus abgeklärt und gründlid. Die frühere 
Börjengejeßgebung babe die Macht der Großbanfern ge- 
fürdert, ihren Konzentrationsprozeß geitärft. 


Marineetat. 


Bei der zweiten Lejung des Etat wies Abg. 
Schrader am 14. Februar 1911 auf die jteigenden 
Zaiten hin, er hielt das seithalten am “lottengejeß für 
notwendig. Ein Angriff auf England jei nicht geplant; 
die Ylotte joll nur defenjiven Zwecken dienen. Die Ber- 
ftimmung zwilhen England und Deutjchland wegen der 
Slottenbauten werde hoffentlich aufhören. Zum Schluß 
trat Schrader für die Aufrechterhaltung der Heizerzulagen 
ein, Sparjamfeit an diefem Pla fei für ein großes Reich 
nicht pafjend. Abg. Dr. Yeonhart erörterte den Etat 
um einzelnen, durch faufmänntiche Vereinfacdhungen ließen 
fich viele Erjparungen machen ; das Zulagemwejen bei den 
Dffizieren wurde fritifch beleuchtet. Abg. Dr. Strupde 
behandelte eimgehend Beamten- und ngenieurfragen, 
bemängelte daS Tafelgelderwejen und trat ebenfalls fir 
die Heizerzulagen ein. 

Am 15. Sebruar jprad Abg. Dr. Struve wieder- 
holt, Abg. Mommfen unterjtügte ihn in der Forderung 
a Aufrechterhaltung Der SHeizerzulagen. Abg. Dr. 

Leonbhart bradte Beichiwerden über. die Werft- 
verwaltung bor md forderte, daß das Keihsmarineamt 
auf einen jparfamen Geilt in der Marine Hinwirfe. 

Am 16. Februar erörterte Abg. Dr. Struve Rerft- 
verhältniffe und den Fall des Sapitäns Sjerdahl, der 
gejagt haben foll: „Menfchenleben fcheren mich nicht!” 
Abg. Ahlhorn bejchiwerte jich über die Tätigkeit des 
8ohlfahrtsvereins m Wilhelmshaven, der durch) jeine 
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Berfaufsitellen den anjälligen SKaufınann jchädige. Die 
Abgg. Struve und Dr. Leonhart bejipraden nod 
Spezialia. 

Sn der dritten Lejung befürmwortete Abg. Dr. 
Leonbhart am 4 Mpril 1911 den Antrag feiner 
Freunde auf Wiederherjtellung der Heizerzulagen, deren 
Streihung jo unverjtändlid ımd nunfozial wie möglid 
gemwejen jei. hm Ichloß ih Abg. Dr. Struve an, 
der ausrief, jet nach der grogen ginanzreform jollten 

nicht 332000 Marf da jein, un den Seizern das zu 
geben, was fie bisher gehabt hätten! Er iprady gegen 
die „blinden“ Tafelgeider der Dffiziere und gegen einen 
Artikel der „Marme-Rundichau“ über die Zulagenfrage. 


Ä Kolonial-Etat. 

Bei Kiautjhou, zweite Beratung, erfannte Abg. 
Eidhoff am 17. Februar 1911 an, dab QTüchtiges ge- 
leiitet jet, er beiprad) den Sohiejulitreit in Lingtau 
und winichte die Einrichtung von Yehritühlen für 
stolonialmislenichaft. 

Beim Neihsfolonialamt erflärte Abg. 
Dr. Goller am 23. März 1911, jeine Sreunde jtänden 
dem neuen Stolonial- -Staatsjefretär ohne Boreingenommen- 
beit gegenüber. Die Finanzen der Schußgebiete hätten 

ich gebejfert; bei der Schußtruppe in Südweit fünne 

gejpart werden. Die Blantagemmwirticaft jet in den 
stolonien zu fördern, die Nechte des Negers müßten 
aber. aud) voll wahrgenommen werden. Die Viehzucht 
fei zu fördern, wern wir einmal gefrorenes ‚Fleiih von 
drüben berbefümen, jo wäre das ein zu begrühßender 
Zultand. Fleifc) aus den Kolonien — ein gutes Mittel 
gegen Die leischteuerung ! | 

Ber Ofjtafrifa wünschte Ag. Sommer am 

24 März die KHörderung des Negierungsichulweiens. 
Bei Kamerum befürwortete Abg. Dr. Goller die 
Mebreinitellung von Mitteln zur Bekämpfung der Sclaf- 
frankheit. Bei Sidweftafrifa jprad Abg. HSaup- 
mann gegen ungerechtfertigte Nachverzollungen, bg. 

Dr. Soller tadelte die zu hoben Polizeifoften nnd Die 
- VBielichreiberei, Abg. Dove regte die Schaffung von 
- Sandelsfammern für die Ktolomien ar. 


» ? 
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MeichSjuftizetat. ! 

Abg. Dr. Ablaß beiprah bei der zweiten Lejung 
des Etats am 21. Kebruar 1911 ausführlih den BProzeh 
Beder Er trug die einzelnen charakterijtiihen Yale vor 
und verlas die amtlichen Eingaben des Kandrats, die einen 
tiefen Blif tun ließen in die Art und Weije der politi- 
Ihen Betätigung diefes Herrn gegen den Liberalismus. 
Das Strafmaß — ein Jahr Gefängnis — ei erorbitant 
geivejen. Die Konjervativen hätten’ einen Sieg erfochten:, 
aber e8 jei ein Poyrrhusfieg. 

Am 22. Februar warnte Abg. Dr. Müller- Meiningen 
vor einer PVerallgemeinerung der Bormwürfe gegen: dei 
deutjchen. Nichterjtand, aber es fämen bedauerlihe Mip- 
griffe vor. Nedner führte folhe an, beipradh den Fall 
der Magd Biajton, forderte, anfniüpfend an den Fall 
Schönebed, eine Neform der Srrengejeßgebung und fan 
ichließlich auch auf den Brozeß Beder zu jprechen, wobei 
er die Prozekführung und die Höhe der Strafe einer 
vernichtenden Stritif unterzog und die Vorenthaltung der 
Akten über den Liberalen Berein zu Grimmen jcharf rügte. 
Ein folcher Brozeß müjfe geradezu aufreizend auf meite 
Streije wirfen. 

Militärporlage. 


Bei der zweiten Lejung am 23. Zebruar 1911 er- 
tlärte Mg. Dr. Wiemer die Zujtimmung feiner 
Freunde, da jie fic)h, in der Konımillion von der technifchen 
Notwendigkeit der Forderungen überzeugt hätten. Cine 
Bindung für die Zufunft übernähmen jeine Freunde 
jedoch nicht, fie behielten jich jtet$ genauejte Prüfung vor. 
Nedner bedauerte, daß nicht eine Verminderung der 
Kavallerie zu erzielen geivejen war, und mwünfchte 
dringend, dab die Regierung etwaige Anregungen zur 
gleichmäßigen Herabjegung der Nüftungen in ernite Er- 
mwägungen ziehen möge. 


Militäretat. 


Bei der ziveiten Lejung begrüßte am 24. Sebruav 
1911 Abg. Dr. Müller-Meiningen die Kabinettsorder 
gegen die vielen Befichtigungen und die neue Zurn- 
vorichrift für die Infanterie; dann wandte er fi aber 
entihieden gegen die Order, die den Offizieren das Bor- 
bringen bon Bejchwerden bei PBarlamentariern verbieten 
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wollte, jprad) über die Bevorzugung der Adligen in der 
Armee, beihwerte jih über die Berjuche, Broielyten- 
macherei zu treiben dadurd, day man jüdiiche Leute mır 
befördere, wenn fie zum Ghrijtentum übertreten, ımıd 
forderte dringend eine Neforn der Ehrengerichtsordnung. 

bg. Sothein jprah am 25. Februar zunädit 
iiber die Srage der militärischen Yaiten, die Deutichland 
zu tragen habe, und über die Militärtauglichkeit ; wies 
dann auf die vielfach vorkommende leberipannung des 
Dilziplingedanfens hin und »proteitierte jchließlich umter 
Anführung zahlreicher Einzelfälle gegen die Zurücklegung 
der Auden in der Armee. 

Am 27. Sebruar beichäftigte Tih Abg. Kopic zue- 
näcdit mit dem Antijemiten Naab, dejien Slopffechtereien 
gegen die Juden er gebührend feitnagelte ; dann verlanate 
er größere Sparjamfeit auf verichtedenen Gebieten md 
wandte ji” gegen die Boyfottierung von Lokalen, in 
denen Sozialdemofraten verfehren, jeitens der Militär- 
verivaltıng, jowie gegen die YZuricdjegung der Ilnge- 
hörigen eines Standes (Lehrer) um ihres Standes 
willen. Zum Begriff des VBolfsheeres gehöre, dal alle 
Standes- md religiöjen ‚sragen vom Seere ferngebalten 
wiirden. 

Am 28. Februar erörterten die Abga. Dr. Müller- 
Meiningen und Sonmer Detailfragen ; Abg. Kopic 
trat für Die Zivilmusifer gegenüber der Milittärmwiif 
ein und verlangte, dab lettere nicht die eriteren unter- 
bieten dürfen. Die Abgg. Dr. Mugdan und Caritens 
jprachen gegen die Sozialdemokraten, die das Schiegen 
auf Leichen bemängelt hatten. Soldye Schiehverjuche 
jeien notwendig im Interefie der Willenichaft und der 
lebenden Soldaten. Die Wirfung der Fleinfalibrigen 
Geihoffe auf Sinochenteile fönne nicht anders feitgeitellt 
werden. Wenn man Anatomie treiben wolle, brauce 
man Leichen und ebenjo bier. 

An 1. März begrüste Mbg. Sommer den ‚sort 
fall von über 2000 Defonomiehandwerfern und ihren 
Eriab durch BZivilhandwerfer ; Abg. Caritens legte 
in Wort ein für die WBacdmeilter der Befleidungs- 
ünıter. y 
An 2. März bat Abg.GHyhling, bei den Nemonte- 
üufen die fleinen Beier zu berüciichtigen umd nicht den 
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Sropgrundbeitg zu bevorzugen. Denjelben Standpunkt 
vertrat Abg. Kegter, der noch darauf Hinivies, „wie 
die Zollpolitif auch die Breife der Nemonten wejentlic) 
erhöhen müffe.. Abg. Dr. Müller - Meiningen befür- 
wortefe den Mıttrag Der WBartei auf “Körderung des 
Zurnmwejens, und Abg. CE uno unterjtüßte ihn darin in 
längerer Rede über die nationale Bedeutung des TZurnens. 
Abg. Dr. Botthoff jprah für Irbeiterausichüfje md 
Noalitionsfreiheit bei den Militärwerfitätten. 

bg. Sommer erörterrte am 3. März Melitär- 
beamtenfragen. Mbg. Mommjen wies aus Anlay 
von Angriffen das Gerede von einem liberal-Jozialdemto- 
fratiichen Bündnis zuriick und behandelte dann die Srageı 
der Danziger Wiülitärwerfitätten. 

An 1. März. -famen die Abge Dose 1m 
Dr. Wiemer auf die Veräußerung des Tenipelhofer 
‚selves zu jprechen, wobei der eritere eine feite etats- 
mäßige Nechtsgrundlage fir Veräußerungen jolcher Art 
verlangte, während Wiemer gegen den jebigen Be- 
bauungsplan erhebliche Bedenfen äußerte und die Vor- 
geichichte des Verfaufs gab, unter Hervorhebung der erniten 
Beitrebungen Berlins, das Zeld zu erhalten. Er 
empfahl die freifinnige Nejohution, die die Negterung 
aufforderte, VBerftändigungsaftionen über die Bebanmg 
des Feldes zu ımterjtüßen. sn einer zweiten Ntede hob 
Dr. Wiemer gegenüber Graberger hervor, wieviel 
die Stadt Berlin für Bars und ähnliche Attlagen getan 
babe. ; 

Boitetat. 

Beim Titel Staatsjefretär, zweite Lefung, er 
läuterte Abg. Etikhoff am 8. März 1911 das günftige 
Bild des Etats, mm dann eine Neihe von Reformen antzu- 
regen, 3. ®B. das MWeltpennyporto und Das einheitliche - 
Bafetporto von 30 Big. die Einführung von Brief - 
telegrammen; zum Schluß trat er für Erhöhung des” 
Wohnungsgeldzufchufies in weitliden Städten ein. € 

Am 9. März bradte Mbg. Dr. Strupde im Auf-2 
trage jeiner politiichen Sreunde eine große Zahl von 
Beanitenfragen und Beamtenwünjchen zur Sprache. Ent- ° 
. Ichteden wandte er fi) dagegen, daß den Beamten die” 
politiiche Betätigung eingejchränft werden jolle, wenn jich 
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dieje einmal gegen die Negierung richte. | einer zweiten 
Rede wies Dr. Strude die heftigen Anariffe des Staats- 
jefretärs gegen ihn energiich zurücd. 

Am 10. März faın es wegen des Antrages Bed- 
EickhHoft auf Zulagen für die Boitajliitenten zu einer 
itimmijchen Gejchäftsordnungsdebatte, in der für die Be- 
rechtigung des geichäftsordnungsmäßigen Vorgehens der 
Linken die Abgg. Eifhoff, Dr. Wiemer und Dr. 
Müller -Meiningen eintvaten. Bei der Einzelberatung 
verwendeten jid die Abgg. Dr. Stengel und Dr. 
Hedkjicher für die Boitgehilfinnnen bei den Telegraphen- 
ämtern, Abg. Biüihtemann für die Poitagenten, Abg. 

- Hormann für die Telegraphenarbeiter. Abg. Eid- 
boff ipracd) dann wiederholt als Verichteritatter. Aba. 
 Dejer beicdhwerte jich über die unzulänglichen ‚sern- 
iprecheinrichtungen und Aba. Keater über rigoroies 
Norgehen mit Strafmandaten. R 
- Bei der dritten Lejung äußerte am 4. April 
1911 Abg. Hormann Winiche binfichtlich des Urlaubs 
der Beamten und Wrbeiter. 


Etat des Neichsamts des Innern. 
Abg. Dr. Müller: Meiningen erklärte am 11. März 
1911 bei der zweiten YLejung des Etats, dal jeine Partei 
nah wie vor jede NAusnahmegejeggebung gegen die 
- Mebeiterichaft ablehnte. Er empfahl dann zwei NRejo- 
_ Iutionen jeiner Partei: eritens die auf Einführung ein- 
heitliher Wahlurnen und genügend großer Wahlbezirfe, 
und zweitens die auf forrefte Durchführung des Neic)s- 
vereinsgejeges. Bon der formaliftiichen und ungejeglichen 
Auslegung des legteren gab er draitiiche PBrobeı. 
Anm 14 März erörterte Ag. Wieland Hand 
1 werferfragen, wobei er die Feitiegung von Mindejitpreiien 
entichieden ablehnte und die Einbeziehung der Hand» 
_ werfer in die joziale Verjicherung befürmortete. 
7 Mg. Gothein Fonitatierte am 15. März, dal; 
heutzutage die Zölle femme Erziehungs-, jondern. Zölle 
zur Berteuerung und zue Erhöhung dev Grumd- amd 
Stapitalsrente jeien. Er .befämpfte die Zollpolitif und 
‚begrüßte die flare Stellungnahme des nationalliberalen 
- Ubg. Tune zur Sloalitionsfrage ‚Er wandte jich gegen 
die eimjeitige agrariihe ZJulammeniegung des Wirtichaft- 
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lichen Ausjchujjes, prah don der Abhängigkeit des 
Neichsamts des Innern dom Zentralverband Deuticher 
Ssnöuftrieller und geißelte den fonjervativen Terrorismus 
bei ven Wahlen. Sclieglid trat er energich für Die 
Schaffung eines Neichsberggeieges ein. 

Am 16. März jprah Abg. Dr. Yedjdher zugunften 


der Nationalfeitipiele in Weimar; Abg. Spetihbmann 


fiir die Unterjtüging der Seefifcherei und gegen Det 
Sichzolt ; Abg. Dove für eine Ntejohrtion zugumiten des 
Vereins Fir foztale innere Solonifation (Arbeitsloje). 
Abg. Dejer verbreitete jich über Die Sage Der. zu1= 
nehmenden Monopolifierung der Snitallationsarbeiten 
und Meateriallieferungen bei den eleftriichen Ueberland- 
zentralen. Er bielt Dafür, daß Die MWebermacht des 
foalierten Großfapitals hier zur Durchhbrechung des Getites 
und des WortlautS der Gewerbeordnung bemußt werde. 
Das Injtallationsgewerbe jet recht bedeutend; Daneben 
itehe die eleftriiche Speztalfabrif als bedeutungspoller 
saftor. Die Gewerbefreiheit mülje geijhüßt werden, nicht 
etwa eingeengt. Nedner zählte eine Anzahl der Mono- 
bole von Zirmen auf; die tedhniiche Entwicklung jet im 
freien Wettbewerb bejjer gewahrt. „infolge Des stampfes 
der großen Gejellfchaften hätten einige fleinere sirmen 
ven Kampf jchon aufgeben miüljen. Da Behörden an 
der oaakien fiir lleberlandzentralen beteiligt jetei, jo 


frage er an, ob bier nicht eine Verlegung der Geiwerbe- 


ordimmg vorliege. Abg. Dove führte aus, daß auf dem 
Wege des beitehenden Nechts vielleicht dem PVeipjtande 
abzuhelfen ei, nd Sprach gegen eine Zentrums=Nejolution, 
die eine Zentralitelle für die Zertilinduftrie anftrebte. 
Abg. Wagner-Labiau hielt jeine Sumngfernrede, im der 
er unter lebhafter VBolemif gegen Dr. Hahn für die Be- 
jtrebungen zur Förderung der Moorfultir, namentlich 
unter Hervorhebung der VBerhältniffe in jenem Wahl- 
freife, eintrat. Abg. Gothein fonitatierte gegenüber 
den Mgrariern, daB die Nede Dejers auf Bejchluß der 
ae gehalten jei. Die Bartei babe immer Die 
Monopole einzelner großer Unternehmungen befämpft. 

Am 17. März nahm Abg. Dr. Hedihher die 
Hamburger Yiema Sloman gegen Angriffe wegen uıt- 
tiichtiger Schiffe in Schuß; auch) trat er für die See- 
berufsgenoflenichaft ein. Abg. Hormann betonte 
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gleichfalls, dag man zur Seeberufsgenojjenichait Ver- 
trauen haben dürfe, und gab Zahlen über die relativ 
geringe Zahl von Meannichaftsverluiten bei Seeunfällen. 
Abg. Dr. Doormann jprah über die Mängel der 
Neichsitatiitif. 
Beim Reihsgejundheitsamt erörterte am 
15. März Nbg. Dr. Mugdan Die „ragen der 
Apotheken, der geiverblichen Stranfheiten, der Maul- md 
Stlauenjeuche. Die Mufhebung der FZuttermittelzölle 
fündigte er als voraussichtlich nötig au. Abg. Sommer 
wandte jic) gegen allzu rigoroje Handhabung des (e- 
jeges über den DBerfehr mit blei- umd zinfhaltigen 
Segenjtänden, wodurch die Ddeutiche Zinninduitrie ae- 
ichädigt werde. 
Beim Reihsverjiherungsamt iprad Ada. 
Eidhoff am 20. März gegen eine Entjcheidung des 
Neihsverjicherungsamtes in Sachen der Solinger Stabl- 
induftrie. — Beim fanalamt trat Abg. Spetb- 
mann am jelben Tage für den Bau eines Stichfanals 
nad der Ecernförder Bucht ein. Abg. Dr. Keonbart 
wandte jich gegen die agrariichen Beitrebungen, den 
boläandiihhr Schiffen die Befahrung des Nordoitieefanals 
zlı verbieten. 
an der Dritten Xejung desC&tats beleuchtete 
Abg. Gothein am 3. April 1911 beim Statiitiichen 
Yınt die „Itatiltiichen Mäschen“, die der Bund der Land: 
_ iwirte mit einem Flugblatt über den Produftionswert der 
_ Yandwirtichaft jich geleiitet hatte. 


Ver Trimborn, 

Zur eriten Beratung des Entwurfs über die Ab- 
änderung des S 15 des Zolltarifgeieges (Ler Treimborn) 
ergriff am 21. März 1911 Abg. Dr. MWugdan fünf 
mal das Wort, um in lebhafter Polemit gegen das 
Zentrum den Müberfolg des berühmten S 15 darzırlegen, 
- der bisher mur 46%), Millionen Mark aus den Mehr: 
 erträgniffen der Zölle auf die Lebensmittel für die 
- Nitwen- umd Watienverjicherung erbradt babe. Seine 
politiichen Freunde könnten für den Entwurf, der die 
 Nitwen- und Watienverficherung wieder binausichtiebe, 
nicht Ttimmment. 
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Bei der dritten Lejuna am.,22. März ipradjen E: 
Abgg. Dove md Dr. Mugdan. Eriterer madte fiir 
die jchlechte parlamentarische Rage die Mehrheitsparteien 
verantwortlich, ımd leßterer fonitatierte die Ihmwanfende 
Haltung der Negterung bei der NWeichSverficherumgs- 
ErDNUNg. Er 

Ralifonds, 

sn der Salidebatte gab Abg. © Sehe anı 
21. März 1911 einen lWeberblic über die Wirfungen des 
neuen Saligejeges und fonjtatierte das Hochfontinem eines 
wahren Stalifiebers, eines Grimdiungsjchwindels. Redner 
bejchäftigte ji dann mit den PBropagandageldern, die 


er fritifch unter die Lupe nahm. CS widerjtrebe dent 


Seift und Sinn des Gejeßes, hier bejtimmmte landtwirt- 
Ihaftlide Organtjationen herauszugreifen und ihnen 
Bropagandagelder zu üÜberweilen. Das Gyitem Der 
„wiljenichaftlichen Unterjuchungen“ mit dem Gelde derer, 
die den Vorteil davon jelber haben jollen, führe natır- 
notwendig - zu einer gewijien Korruption. Die Deutiche 
Landwirtichaftsgejellichaft dürfe fich nicht in ein Abhängig- 
feitsperhältnis zu einem Syndikat begeben. Ntedner ver- 
trat den Antrag feiner Partei, politifche VBereftie von der 


Beteiligung an den Bropagandabeibhilfen auszujchliegen, 


und wies an der Hand von Draftiihen Belegen nad, 
daß der Bund der Landwirte eine Mrchaus politiiche 
DOrganifation it. Er jchilderte, wie duch die VBerfaufs- 
jtelle des Bundes die Bundesfajie jelbit geitärft werde 
und dadıurd Einfluß auf Die Geiehge erhalte, nid 
forderte, daß dem Bund der Yandiwirte die Korporations- 
rechte als eingetragener Verein entzogen würden. Auch 
Sue der Bund von den G&ejchenfen, die er bon der 
Berfaufsitelle erhalte, Schenfungsiteuer an das" Reich 


le Aus politiihem Neinlichfeitsgefühl fei dafür einz. 


zutreten, daß nicht Gelder aus Neichsfaffen an RRUN 
Drganijationen gezahlt werden. 


MReichseifenbahnen. 

Abg. Earjtems forderte am 28, März 1911 die 
Reform ver Fahrfarteniteuer, wandte ji) gegen die 
Brefjegenfur aufden Bahnhöfen und verlangte Befjeritellung 
einiger Nrbeiter- und. Bearntenfategorien. Da3 Betitions- 


recht jei den Eilenbahnarbeitern nicht zu verweigern, ein 
| eifrecht derjelben aber jei abzulehnen. Abg. Socmann 
brad) eine Lanze für die Lofomotivführer. Später trat 
er für einen mehrwödigen Urlaub der Arbeiter ei. 
Abg. Gothein erläuterte in wibßiger Polemik gegen 
den Abg. Spahn-Warburg eliaß-lothringiiche Berfehrs- 
fragen. 7 
Am 29. März gab Abg. Caritens jeiner Senug- 
mung über die Verminderung der Betriebsunfälle Aus- 
drud. Mbg. Euno regte die Einführung Telbittätiger 
 Wagenfuppelungen an. 


Etat der Zölle und Steuern. 

3 Bei der zweiten Lejung am 1. April 1911 
 fonitatierte Abg. Kaempf gegenüber den Marariern, 

daB jämtlihe Mitglieder der Partei den PBrogrammpuntt, 

allmählicher Abbau der hohen Schußzölle, fejthielten. Nedner 
- Idjilderte die Schäden des Scheditempels und jprad) gegen 
einen Zoll auf Pflafterjteine. — Weiter jprachen furz die 
Mogg. Sediher, Bahnide, Gotheinumd Neu- 
mann=-Hofer Bei der Erbjihaftsiteuer fan 
bg. Sotheinm auf die Srage zurüd, ob der Bund der 
- Landiwirte für jeine Zuwendungen vor der VBerfaufsitelle 

umd don der „Deutichen Tages-tg.“ Schenfunasiteiter 

bezahlt Habe oder nicht. Gleiches Necdht Fir alle — das 

jet notwendig im interejie der politiichen Wtoral. 

| Bei der dritten Lejung emviderte der ba. 
Dove am,.f. April 1911 auf die Auskunft des Staats- 
 jefretärs wegen der Schenfungsitener des Bundes der 
— Landwirte, er habe jich gewundert, dab er jo lange Zeit 
zu Diejer Aniwort gebraucht Habe. Er winjche dem 
- Seren Staatsiekretär bei ettwaigem Berufsivechiel Inter- 
 funft in der Diplomatie, aber nicht in dev Jurisprudenz. 


by 3 - Etat des Neichsichagamte. 

Bei der dritten Leiung hielt Abg. Dr. Dohru 
- am 4, April 1911 eine Nede voll von faujtiihen Humor 
Aber die Eiinitleriihe Mangelbaftigfeit der Denfminze 
zum Jubiläum der Berliner Univerfität, Vowwie der neuen 
 Sundertmarficheine. Man möge zu dem  englüchen 
 Epitem, der SHeritellinig qanz schlichter md einfacher 
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Banknoten, übergehen. — Ag. Wieland dankte für die 
Ueberweilung von 5 Millionen Marf an die Siriegs- 
veteranen, hatte aber an den Ausführungsbeitimmungen 
mancherlei auzzujegen. — Abg. Dr. Veumann-Hofer 
beflagte Die Verjchiedenheit in der Bejoldung der Zoll- 
beamten und wünjchte die Lebernahme der Hollverwaltung 
in eigene Neic)sregte. 


Meichsverjicherungsprdnung. 

1. Die erite Lejung des Cinführung>s- 
gejeßes zur NeichSverficherungsordnung führte anı 
2. Mai 1911 den Abg. Dove auf die Tribüne, der von 
der Kommijjion eine Verbejjerung namentlicd) der Be- 
tunmungen über die Entihädigung und Das Berfahren 
bet Entlafjung der Beamten erhoffte. 

Bei der zweiten Lefung de3 Einführungs- 
gejeßes forderte am 30. Mai 1911 Adg. Dr. Mugdan 
die Ausjegung der Sigung, um die Tragweite eines 
 plößlich) von fonfervativer Seite eingebrachten Ylntrages 
über die Regelung der VBerhältnijje der Kafjenangeitellten 
ermejjen zu fönnen. Nah Wiederaufnahme beantragte 
Abg. Dove die Zuriichverweiiung der Vorlage an die 
Kommijfion, da das tatjächliche Material zur Prüfung 
der Notwendigkeit jenes Antrages nicht vorliege. Er gebe 
zu, daß, wenn wirflih Umgehungen des Gejeßes beab- 
jichtigt jeien, dem entgegengetreten werden müjje. — Zu 
weiteren Einzelheiten jprachen die Abga. Dr. Mugdan, 
Cuno mw Dr Botthoff. Zum Antrag Schulg und 
Senofjen, der Brndesrat babe im Sabre. 1915 dem 
Neichstaaq Die gejeglichen VBorjchriften über die Mlters- 
rente zu erneuten Beichlußfallung vorzulegen, erflärte 
bg. Dr. Botthoff, die Nede des Staatsjefretärs 
babe noch weniger als diejer Antrag enthalten. Er habe 
mr eine Denkichrift in Aussicht geitellt. Das Haus aber 
babe den Antrag wohl fo aufgefaßt, daß die Regierungen 
ich verpflichteten, irgendeine Gejeßesvorlage dem SHauije 
zu unterbreiten. Wach den Erflärungen des Gtaats- 
jefretärs habe der Antrag wenig Wert. 

2. Die erite Xejung deß3 Sejeßes über 
dte Aufhebung Ddeß Hilfstajjengejeßes 
bradte am 3. Mai 1911- eine Nede des Abg. Dr. 
Keumann-Hofer, der anerfanıte, daß fi auf dem 
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"Gebiete der freien Hilfskaflen Icharfe Mikitände heranıs- 
gebildet hätten und daß Schwindelfaflen vorhanden 
jeten. Eine Nenderung der Gejeßgebung jei nötig, aber 
die Hılfsfajlen jelbit müßten, zumal als Zuichußkaiien, 
erhalten bleiben. PBarteipolitiiche Zwede dürften mit dem 
Entwurf nicht verfolgt werden. 
3. Reihsverfiderungsordnung, zweite 
gejung. 
a) SGemeinjame Voricdhriften. An 5. Mai 
1911 wünjchte Abg. Cuno die Beitimmung iiber das 
Beitätigungsrecht der Behörde gegenüber dem Verfiche- 
rungsamtmann geitrichen zu jehen. Abg. Dr. Mugdan 
“ beantragte, daß aud) ‚grauen zu den Berjiherungsämtern 
als Beiliger zugezogen werden fünnten. Abg. Sauf- 
mann befürwortete, die Beichlusfanıner möchte nicht 
aus + jondern aus 3 Mitgliedern beitehen. 
Am 6. Mai empfahl Abg. $Gyh5ling namens jeiner 
Sreunde den Antrag, die Kojten der Verjicherungsämter 
nicht den Gemeinden, jondern den Bundesitaaten aufzu- 
erlegen. Die zıı hohe Belaftung der Gemeinden mit Ab- 
gaben jet jo Ichon eine der ernitejten Staatsjorgen. 

b) Kranfenverjiderung. Am 8. Mai 1911 
lehnte Abg. Dr. Mugdan die Stellung der Studie- 
renden unter die Berficherungspflicht ab. Derjelbe Ab- 
geordnete machte alsdann lebhafte Bedenfen geltend 
gegen die Beitimmung, daß jemand, der 4000 M. Ein- 
fommen erreiche, aus der Stalje austreten müfje. Abg. 
segter forderte die Streihung des Paragraphen, der 
bei Landfranfenfajien zulafien will, daß durd) die Sakıuma 
der Ortslohn als Grundlage beitimmt werde. Die Teit- 

- denz dieler Beitimmung jei, den Yandarbeitern ein ae» 
ringeres Krankengeld zu gewähren als den gewerblichen 
Arbeitern. Zu einigen weiteren Baragrapben ‚prad) 
Dr. Mugdan. 

Ber den Paragraphen über die Wochenbhilfe verlangte 
Abg. Dr. Mugdan am 9. Mai in einem Antrag, dal 
die Leiitungen obligatorisch gemacht werden jollen. Dies 

_jei das iwenigite, was zu verlangen jei im \ntereiie der 

- Siuglingsfürforge. Die Geldfrage könne bier nicht ent» 
jcheidend jein. Es handle jich bier viel mehr um eine 

 MWerichtiebung als um eine Vermehrung der Ausgaben. 

Ein ausreichender Mutterichug allein Lörnne die Zukunft 
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le 


pe 


des Vaterlandes jichern. — Zur einigen weiteren Be- 
ftunmungen jprachen die Abgg. Dr. Doovrmanın um 


Hormann.  gerner ergriff Abg.-Segter das Wort, 


um gegen die Ausjchliegung der Selbitverwaltung bei 
den Landfranfenfafjen zu protejtieren, die jeßige Gejet- 
‚gebumg Schaffe eine Stlajje minderberechtigter Bürger. 
Bei einer anderen Stelle wandte fich derjelbe Redner 
gegen die Beltimmung, daß ländliche Arbeitgeber unter 
gewillen Borausjegungen das Net haben follen, ihre 
Arbeiter von. der Berjiherungspflicht befreien zu lajjen. 
Pan lafje dadırd im den Landfranfenfafjen nur die 
ichlechtejten Nififen ımd benachteilige die Bauern, die ihre 
Arbeiter nicht befreien fönnen. Das jei «DEIE UNE Mitiel- 
itandspolitif !“ 

Ym 10. Mai bevauerte Abg. Hormann, daß die 
SKommmiffionsbejchlüffe Betriebskranfenfafjen von nur 190 
md jolche auf dem Lande jogar von nur 30 Berfichertei 
autlaffen wollten. Dadurch) wilden die minderiwertigen 
Sandfranfenfafien noch weiter verjchlechtert. Nedner be- 
fiirwortete den Antrag, daß aud Die Landbetriebs- 
franfenfaljen mindeitens 150 Mitglieder Haben müßten. 
bg. Kegter unterjtrich diefe Darlegungen und forderte 
die Bejeitigung des WBaragrapdhen, Der vorjchreibt, day 
landwirtichaftliche Betriebe, die während zweier Monate 
50 Arbeiter bejchäftigen, das Necht haben jollen, eine 
eigene Betriebsfranfenfafje zu errichten. 

Zur Srage der DOrgantijation der Stranfenfaljen- 


Vorjtande erklärte Abg. Manz am 11. Mai, aud jeine 


greumde erfennten NAuswiichje in den Kajjen an, aber es 
geniige, wenn man Hinfichtlich) der Wahl des Norfigenden 
ımd der Mnijtellung der Beamten die entiprechenden 
Srundjäße in der Dienftordnung fejtlege. Die Stont- 
nillionsbeichliifie mit ihrer Einjchränfung des Wahlrechts 
jeten eine Art Nusnahmegejeg, den man nicht zujtunmen 
fünne. Der vorgeichlagene Wahlmodus werde heftige 
äampfe bringen. Man jolle nicht bei den Arbeitern dent 
Slauben auffommen lajjen, als wolle man durch Aus- 
mahmemaßnahmen ihre Selbitverwaltung zerjtören. 


Am 12. Mai fonjtatierte Abg. CE uno die Eindhellig- 


feit in der Verurteilung des Mikbrauchs der Kafjen zu 
politifchen Zmweden, erfannte die Notwendigfeit eitter Cr- 
- weiterumg der Auflichtsbefugnijfe an, verwarf aber Die 


2 Eh an Negelung der Voritandswahlen ganz 
 entihieden. Die Stranfenverficherung jei jchliei;lich dod) 
im Ssnterejje der Arbeiter geichaffen, und Ddieje mühten 
daher die enticheidende Sinitanz fein. Abgq. Dr. Botthoff 
fennzeicjnete die Stommifiionsbeichlüiie als einieitines 
 tendenziöjes Ausnahmegeiet. 

Mm 13. Mat führte Abg. Kegter jcharfe Sritif an 
der Organijation der Landfranfenfaijen. Abg. Dr. 
-Mugdan wies nad, da durch die Beitimmungen der 

Borlage die fleinen und mittleren Bauern, die nicht in 
. den Streistagen fißen und mithin von der Mitbeitimmung 

an ven Wahlen zur Landfranfenkajfe ausgeichlojien find, 
ER entrechtet würden, was um jn unerbörter jei, als 
ie Großgrundbejiger, die meijtens ihre Arbeiter jelbit 
verjichern wiirden, in den Streistagen für die Yand- 
 franfenfajjen wählen würden, obwohl fie damit gar 
nichts zu tun Hätten. Abg. Dr. Botthoff trat für 
den jozialdemofratifchen Antrag ein, dal Arbeiter, die 
in den Betriebsfranfenfalien die Nechte der Arbeiter 
vertreten, nicht entlajjen twerden dürften. 

| Am 15. Mai wandte fich Abg. Fegter zunädit 

gegen die Anpöbelungen jeitens der agrariichen PBrejie 

amd jprad) danı gegen die Vorjchläge zur Befreiung von 
der Verjiherungspflicht bei den Landfranfenkaiien. Wer 
solle die „Leiitungsfähigfeit“ des zu Befreienden prüfen ? 

Natürlid) werde eS der Landrat jein, umd der werde 
manchmal wohl nach der politischen Sarbe jehben. Streit 

und Eiferjucht in den Gemeinden mürzte die Folge dieier 

 Bejtinmumgen jein, die der Willfür der Berwaltungs- 

 vehörde Tür und Tor öffneten. Abe. Dr. Mugdan 
ergänzte diefe Darlegungen. Abg. Enders erflärte, 

jeine Fremde iwirden der gejeslichen Regelung der 
Nrantenverficerung für daS Hausgewerbe mac) den 

 Ntommifjionsbeiclüfien trog mander Bedenken zuitimmmen. 
 Keider jei die Frau des Heimarbeiters übergangen, die 
‚eine Verjiheruug ganz bejonders nötig babe. Abg. 
-EidHoff empfahl einen Verbejlerumgsantrag zugumiten 
der Dausgemwerbetreibenden. 
Mg. Gothein forderte am 16. Mai, dab die 
ablen zu den Sinappichaftsfajien nicht mur geheim jeten, 
ondern dab die gewählten Leute auc) die nötige Unab- 
ängigfeit bejüßen. Der Streis der Wählbaren millle er 


lo 


weitert, auch die Wählbarfeit der Berginvaliden zu- 
geitanden werden. Nur die mnabhängige Mitwirkung der 
Arbeiter bei der Verwaltung fömme den Srieden im 
Arbeitsverhältnis fichern. Abg. Dr. Weumann-Hofer 
befitewortete Anträge, - die Darauf Hinzielten, den freien 
Hlfsfaflen die Weitererijtenz nicht allzu jehr zu er- 


jchweren. Dr. Mugdan äukerte ji über die Bei- 


tragsleiitung des Arbeitgebers bei Diejen Stafjen ab- 
lehnen». 

ce) Unfallverfiherung. Hier funktionierte 
Abg. Dr. Mugdan alS Berichteritatter und Sprach als 
jolcher wiederholt am 16., 17. und 18, Mai. Am 17. Mai 
fvitilierte er es jcharf, werm die Nachricht wahr jei, daß 
dem. Hentralverbande Deutjcher „snöuftrieller aus den 


Staffen der Berufsgenoffenichaften Gelder für einen Wahl: - 
fonds zugingen. Mbg. Gothein trat entjchieden fir 


den Antrag ein, daß die Unfallverhittungsporf hriften, 
wenn mindeltens 90 Arbeiter nichtdeutiher Sprade im 
Betrieb jeten, auch in deren Mutteriprache befanntgegeben 
werden müßten. Abg. Dove befitrivortete dringend den 
Antrag, der dahinging, daß der Arbeiter, der feine Nente 
auf Grund ‚Diejes Sejeges erhalten fünne, Doch feinen 
Arypruch auf Entihädiqung aus dem Haftpflichtgejeß oder 
ven Bürgerlichen Gejegbuch behalten jolle. 

An 18. Mai begründete Abg. Dr. Botthoff einige 
Anträge; Abg. Kegter empfahl einen Antrag Dürfen, 
wonad für die landwirtichaftliche Unfallverficherung 
allein der Maßitab des Arbeitsbedarfs und der Gefahren- 
flalle Geltung für die Abjihägung der Beiträge haben 


jolle. Diejes Verfahren beruhe auf Gerechtigkeit, aber 


nicht das der Veranlagung nach der Grumdjtener, wie 
Nedner eingehend nacdwies. Abg. Gothein proteitierte 
mit großer Schärfe gegen die Beitimmung, wonach das 
Neichsverficherungsamt nicht berechtigt jein joll, an Stelle 
der landivirtichaftlihen Genosjenjchaften Unfallverhütungs- 
vorichriften zu erlaffen und tedhnijhe Aufjichtsbeamte 
ner Gerade die Kandiwirtihaft habe die größte 

Unfallziffer, und da wolle man die Tätigkeit des Reichs- 
verfiherungsamts ausjchliegen ! 


d) snpaliden- und HSinterbliebenen- 


Serjiherung Mbg. Dr. Botthoff vertrat am 


19. Mai jeinen Antrag, die Gehaltsgrenzen der Brivat- 


“ 


en 


 angeitellten zu bejeitigen oder fie doch wenigitens von 
2000 auf 5000 ME. zu erhöhen. Dies jet der einmütige 
Wunich der Brivatangeitellten. Derielbe Abgeorditete 
begründete alsdanın einen Antrag, wonad die in 
 Öffentlihen Dieniten beichäftigten Berjonen nur dam 
verjiherungsfrei jein jollen, wenn fie mindeitens Die 
gleihen Verjorgungsaniprücde haben, als wenn fie im 
Privatdienit angeitellt wären. Dr. Botthoff be 
fürwortete Weiterhin die Anträge auf Bildung zweier 
neuer Lohnklafjen. Abg. Dr. Mugdan begründete den 
Antrag der Partei auf Serabiegung der Altersarenze 
von 70 auf 65 Sabre. ES würden dadurdh 9 Millionen 
Marf Mehrfoiten fir die Negierung entiteben. Wei 
einen Milliardenetat fünne eine jolhe Summe feine 
Rolle jpielen. Aber jeine Partei jei bereit, den Schab- 
jefretär zur Dedfung die — Neichserbichaftsiteuer zu be- 
willigen. Abg. Dr. Botthoff mies nad, dab die 
- politiihen und finanziellen Erwägungen, auf denen die 
Negierung ihr „Unannehmbar” aufgebaut babe, falid) 
feien. Der NeichStag habe feine Veranlafjung, von dem 
als richtig Erfannten zurückzugeben. Mbg. Gotbein 
führte den Zentrumsredner Beder ab und meinte, man 
fönne nicht verlangen, daß die Partei jede Berjchlechtering, 
jeden Bruch eines Berjprechens mitmace. Hier beihe es 
Nücdgrat zeigen gegenüber der Negterung. 
Am 20. Mai verlangte Abg. Dr. Potthoff 
namens jeinter Partei eine Erhöhung der stinderrentent. 
- Er bedauerte, dat nicht allen Witwen. die Witwenrente 
gewährt worden jei. Abg. Dr. Mugdan empfabl 
jeinen Antrag, mwonad) die vorbeugende stranfenfüriorge 
der Landesperficherumngssanitalten geiichert werde 1md 
nicht die Auffichtsbebörden der enticheidende KJaftor ei 
jollen. Die Landesperfiherumgsanftalten hätten vor» 
bildlich gewirkt. Auch die Abgg. Dr. Potthoff umd 
-Segter wandten fic dagegen, dab hier die vorbeugende 
Seilbehandlung der Landesperjiherungsanitalten  ein- 
 geichränft werden jolle. Mbg. Dr. Bottboff ver 
‚teidigte weiterhin den Vorjchlag, dab nicht mur das erite, 
jondern au; das zweite md dritte Sind je "/,, der 
te als Slinderrente befommen jollten. Mba. 
Dr. Mugdan stellte md begründete zur JZulagverficherung 
einen Antrag, wonach beim Eintreten der Wltersrente 
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die Zinjen aus den Zujaßbeiträgen nicht verloren gehen 
diirften. 
e) Berfahren. Abg. Dr. M ugdan jprad) am 


22. Mat zu einzelnen Detatlbejtimmungen, insbejfondere 


zum Einjprucdhsperfahren. 
Neihsperjiherungsordnung, dritte 
Lejung. a) sn der Generaldebatte jekte Abo. 
Dr. Mugdan am 26. Mai 1911 neben das viele Licht, 
das der Abg. Trimborn über das Gejeß verbreitet hatte, 
ven dazu gehörigen Schatten. Bei der Sranfenverjiche- 
rung jet die Erhöhung der SaßungSleiftungen ein gemijjer 
Borteil, aber auch die Beiträge müßten erhöht werden. 


Die Ordnung der inneren Verfaffung der Kranfenfafjen 


jei für jeine ‚rende mit der wundejte Bımkt. Die Ver- 
walting jei den Arbeitern jo gut wie genommen. Dieje 


Beitimmungen machten einem Teil jeiner Freunde die 


Zuftimmung unmöglich. Nedner verbreitete fic) über den 
Yertaufbau der Verficherungsbehörden, den er im iwejent- 
lihen anerfannte, erklärte daS Verfahren bei der Unfall- 
verjicherung fir einen Nüchjchritt, da bei 65 Proz. aller 
‚Ssälle der Nefurs ausjchloffen jei, und fand, daß auch das 
Einjpruchverfahren Dafür ein genügender Erjaß jei. 
Einen gemeinjamen Unterbau jtelle die neue Behörden- 
organijation nicht dar. Die Zerjplitterung des Sranfen- 
faljenwejens habe Die Neuordnung nicht Dbefeitigt, 
die zandfranfenfafjen. jeien für feine Sreumde ein jchiver 
verdaulicher Biljen. Yür die jchlechte Negelung treffe einen 


großen Zeil der Schuld das Zentrum. "Die Bejtimmungen, 


‚würden auf dem Lande Erbitterung hervorbringen. — 


Die Ausichaltung der Mitwirfung des ReichSverjicherungs- 
amts bei den Eimrichtungen für Unfallverficherung jet 


nicht num arbeiter» und mitteljtandsfeindfich, fie jet aud) 
dumm, da die Zahl der Unfälle zunehmen und dadurd) 
die DBelaltung der Großbefiger größer werden würde. 

Die Vichtleiten des Gejeges jeien zunächit die Kinderjchuß- 
rente ımd dann die Hinterbliebenen-Berficherung. Aber 
dieje legteve jet aud) eine allgemeine Enttäufhung. Crit 
in 15 Jahren werde fie eine Höhe erreichen, die jelbit ° 
der 96%, Zeimborn als winzig erflärt Habe. Nedner var] ° 
einen Blick auf die engliichen Verhältniffe und jchloß, es 
jei eine llebertreibung, hier von einer großen Neform zu 


jpreden, er werde nit Nejignation fir das Gejeß ° 


E 


- stimmen, weil er jid) jage, dah Verbejjerungen wie die 
Erhöhung des anrechnungsfähigen Jahresarbeitsverdienites 
von 1500 auf 1800 M., die Erhöhung der Gehaltsarengze 
bei der Unfaltverfiherung bon 3000 auf 5000 WM. md 
dor allem Die Stinderzujagrente nur im Rahmen dieies 
 Gejeßes zu machen jeien. Es werde hoffentlich in der 
- Dritten Yejung gelingen, noch einige Verbeilerungen anzu- 
- bringen. ; 
Mm 27. Mai wandte fih Abg. Dr. Mugdan in 
einer ziveiten Generaldisfujlionsrede gegen Angriffe des 
 Zentrumsabg. Beder und führte aus, die Mehrheit fir 
‚ein wirklich jozialpolitiiches Gejeß jei itets dorhanden ge- 
- wejen. Aber das Zentrum babe es ja mit den Stonier- 
 dativen machen wollen, deren Willen jich das Zentrum 
 gebeugt habe. 
-— - — b) 8ranfenverjiherung. NAbg. Dr. Pott- 
- boff plädierte am 29. Mai 1911 für die Erhöhung des 
_ Verficherungszwanges bis auf 3000 ME., für die An- 
3 en mit 2000 bis 3000 Mf. Einfommen lägen Die 
erhältnifje genau jo wie bei dem Arbeitern. Wenn 
3000 ME. abgelehnt würden, bäte er, wenigitens möglichit 
a für 2500 ME. zu jtimmen. Abg. Dr. Mi u gdan 
trat fiir jeine Berjon gegen die Erhöhung auf 2500 ME. 
ein, die er jozialpolitiicy nicht für richtig bielt, da ie 
| Eetyie Beiträge der Leute mit geringerem Ginfommen er- 
- böhen werde. Abg. zegter befämpfte bei der Wochenbilfe 
aufs jchärfjte einen Antrag Schulg, der jelbit die ichlechten 
- Beitimmungen der zweiten Yejung nod) verichlechtern wolle. 
Mit den Worten der Stonjervativen, die ländliche Be- 
2 pölkerung ihügen zu wollen, jtänden ihre Taten in be 
Ben ideripruch. Hier hätten die Herren einmal 
Gelegenheit gehabt, jich ritterlich zu zeigen, ihre Ehrfurcht 
-_ bor der werdenden Mutter zu befunden. Aber das ei 
nicht geichehen. And die Regierung babe angelichts 
Fr Diejes Antrages fein Unannehmbar geiprochen ! u 
‚einer zweiten Rede wandte fi Keater gegen BHerm 
Ep. Samp, der die acdtwöchige Nubhe für die ländlichen 
- Wöcjnerinnen als ganz überflüiiig bezeichnet umd ein 
| wahres Soyll der Ländlichen Berhältuifie gemalt hatte. 
Mg. Dr. Mugdan bedauerte aud) lebhaft, dab alle 
Anträge zum Mutter md Säuglingsihug von der Web» 
heit abgelehnt würden. Mlle Beitrebungen der N8obl» 


ge 


tätigfeit nüßten nichts ohne bejjeren Gäuglings-. und 
Mutterichuß. Gerade auf dem Lande hätten in den lebten. 
Sahren die Krauenfrankheiten- jtark zugenommen. Durch 
die Ablehnung der fortjchrittlichen Anträge würde ein nie 
wieder gut zu machender Sehler gemacht werden. Alba. 
Sothein winichte Elarere FJaflıung iiber die Srage der 
Pählbarfeit der Berginvaliden in die Knabpichaftspereins- 
vorjtänoe. 

ec) Unfallverfiheriüung. Die Abgg. Dr. Bott- 
boffumd Gothein nahmen am 30. Mat 1911 zu ver- 
ichiedenen inzelheiten Stellung.  Neßterer empfahl 
dringend den Intrag, der den im der zweiten Lelung 
angenommenen Schuß der fremdjpradhlichen Arbeiter durcd) 
Befantitmachung der Unfalverhütungsporjchriften in der 
Mutterfprae auch auf die DBergarbeiter ausdehnen 
wollte. Zur Frage der Schadenserjagpfliht des Iinter- 
nehmers jprachen die Abgg. Dove und Dr. Botthoff. 
Abdg. Dr. Hedjicher bezeichnete die VBorjchrift, wonad) 
im Gegenjaß zu den gewerblichen Genofjenichaften das 
Neichsverficherungsamt bei den landwirtichaftlichen Ge- 
noffenjchaften nicht berechtigt jein joll, an Stelle der 
Senofjenichaften Unfallverhütungsvorjchriften zu erlajien 
und technische Auffichtsbeamte anzuijtellen, al$ die wınder- 
lihite des ganzen Gejeke!. Cr empfahl dringend den 
fortichrittlichen Antrag, der diefen Mißitand bejeitigen 
jollte. Er 'wundere fi), daß die Herren dom Neichs- 
verficherungsamt hier nicht in leßter Stunde angerüdt 
jeien, um dieje für fie verlegende Beitimmung zı be= 
fäampfen. Die auch jonjt vorhandene Sonderjtellung der 
Agrarier jolle hier gejeglich fejtgelegt werden. 

d) Snovaliden- und Hinterbliebenen-- 
- Berfiherung Mg Dr VBottHoff regte amı 
30. Mai 1911 an, bei der Berfiherungspflicht Die Gehalts- 
grenze wenigitens auf 2500 ME. heraufzujegen. Botthoff 
wiederholte ipäter mit Entichiedenheit den Aıtrag, 
prinzipaliter die Altersrente fünftig nicht von vollendeten 


70., jondern vom 65. Lebensjahre an zu gewähren. Die — 


Ablehnung diefes Antrages in der- zweiten Lejung habe 
jehr ungünftig gewirkt. Im alle der Ablehnung auc) 
diesmal möge das Haus aber wwenigjtens fir ven 
Eventualantrag der Partei itimmen, daß dom Dahre 
1917 ab au die Stelle des 70. das 65. Lebensjahr tritt. 


> 
Die 6gi Cuno und Dr. Mugdan baten weiterhin 
dringend, hinfichtlicy der Alhven- und Waijenvente nicht 
‚eine Abihwädhung eintreten zu laffen, wie jie nacı- 
träglid im Einführungsgejeg vorgejehen jei. Schliehlid) 
empfahl Abg. Euno einen Antrag, der die allzu große 
Belajtung der Verjicherungsanitalten mit Ruhegeldern fiir 
‚ihre Angeitellten hintanhalten wollte. 


Bärfereiverordnung. 


Beim Bericht der PBetitionsfommijjion über die Durd)- 
führung der Bädereiverordnung bat Abg. Günther 
am 4. Mai 1911, die darin enthaltenen Beitimmungen 
nicht zu überivannen. Auch Abg. Kopjch warnte davor, 
in rücjichtslofer Weile in die Erwerbsverhältniiie eirs 
zugreifen. 
B Meichstheatergeieg. 

Abg. Dr. Müller - Meiningen äußerte am 4. Mai 
1911 die dringende Bitte, es möge bald ein Theatergeiet 
vorgelegt werden, um dem jozialen Elend am Tbeater 
einigermaßen entgegentreten zu fünnen. 


Die Antiguajchrift. 

Am 4 Mai 1911 befürwortete Abg. Dr. Stengel 
dringlic; die allgemeine Zulafjung der Altichrift im Ver 
fehe der Behörden. Der Anfangsunterricht in der Schule 
follte mit Antiqua beginnen. Er empfahl einen einen 
"Wünjchen gerecht iverdenden Antrag Der Betitions- 
fommilfion. Abg. D. Naumann mar anderer Anficht 
md rühmte der deutichen Schrift nad, daß fie der 
- adäqlıate Ausdrud Der deutjchen Spradye jei. Die 
deutiche Sprache habe ihr eigenes Kleid, die Schrift, md 
diejes mie ihr bleiben. 


Handelsvertrag mit Schweden. 
Bei der eriten Yejung erfannte Abg. Dejeram 
‚22. Mai 1911 die redliche Mühe der deutichen Unterbändler 
au, einen bejleren Vertrag zu jchaffen. Das Ergebnis 
jei aber die logische Klonjequenz des Zolltarifs von 1902, 
ie Schweden hätten eben auch ihre Zölle erböbt, umd 
die Folge jei die Schwierigkeit, einen Handelsvertrag 
Burn. Nedner ging Einzelheiten des Tarifs 
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durch, erfannte die Sretlafjung der Preigelbeeren dankbar 
an und wies die Ywecloiigfeit eines Pflajteriteinzolles 
nad. Der Bertrag fönne nicht abgelehnt werden, weil 
unter der Herrichaft des Zolltarifs von 1902 ein befjerer 
nicht zu befommen jet. Unjerer Bevölferung werde es 
aber hoffentlich gelingen, mit diefer Gejeggebung einmal 
gründlih Schluß zu macden. 

Bei der zweiten Vejung am 31. Mai 1911 
polemifierte Abg. Gothein gegen die SHirchturms- 
politifer, die ein Gejeß nur nad) den Sinterejjen ihres 
Wahlfreifes und nicht nach Denen des ganzen Volfes be- 
tradjten; Nedner ging die Einzelheiten des Vertrages 
duch und fam zu dem Schluß, wer 1902 den Zolltarif 
gemacht habe, der trage die Verantivortung für alle die 
Berjchlechterumngen, die man jest annehmen müjje. 


S$apanilches HandelSabfonmen, £ 
Bei der eriten Lefung am 24. Mai 1911 trat 
bg. Kaempf für Prüfung in einer Kommillion ein. 


Auerordentliche Entichädigung für die Reichstags- | 
abgevrdneten. | 


Abg. Dr. Müller- Meiningen benugte die Ge- 
legenheit der eriten Lejung am 26. Mat 1911 dazu, um das 
bejtehende „ganz mijerable” Diätengejeß zu Efritijieren, 
das in jeinen einzelnen Zeilen unmürdig und in jenen 
Stonjegquenzen geradezu umfjimig jei, umd sm ven 
jegigen Raubbau an der Gejundheit der Parlamentarier ° 
zıı bemängeln. B 


3,Seffionsabiipnift vom 17. Otober bis 5.Dezomber 1811. 


Handhabung des Bereins- und VBerjammlungs- 
geietes. 

-* Bei der en Snterpellation wandte 
ich Abg. Dr. Müller - Meiningen am 19. Oftober 1911 
zumnäcjit lebhaft gegen die taatsrechtlichen Ausführungen 
des Staatsiefretärs Delbrüd; er betonte, das die Yu- 
- jtändigfeit der NeichSregierung dann vorliege, wenn ic) 
u  emem einzelnen Bundesitaate ein tatjächlicher 
iyitematischer Mibbraud) bon Beitinimungen eines Reichs» 
geießes herausgebildet habe. Er verlangte, daß der 
‚preußiiche Miniiter des nern bier angefichts der Klagen 
und Beichiverden Rede und Antwort jteben jolle. Der Reid)s- 
tag Diirfe ich feine Stommpetenz, die Mifitände der Vereins- 
 gejeßhandhabung zu erörtern, nicht wieder wegesfamo- 
tieren lafjen. Auch das Recht, den Gerichten zu jagen : ihr 
tert euch, dürfe jich Ver Heichstag nicht nehmen laflen. Redner 
polemifierte gegen den Abg. Gröber, der wieder eine Blocd- 
"Debatte vom Zaun gerilien habe, ımd fenmzeichnete die 
gejeßgeberische Unfruchtbarfeit des Zentrums. Die Sozial- 
demofratie erkenne jegt langjanı die quten Beitimmumngen 
des Vereinsgeieges an. Nedner erörterte die Frage der 
PBolizeiitunde amd bejtritt ganz entichieden, dab das 
(SHejeß die Handhabe zur Muflölung einer _Yerjammlung 
wegen EintrittS der Bolizeiitunde biete. Den politischen 
Unfug der Saalabtreiberei geißelte Redner in jcharfen 
Worten. Ein neuer Trid im der veriverflichen Hand» 

- babung des Geießes jei, da der Überwachende Beamte 
- Jjelbjt polemijch an der Debatte teilnehme. Gegen weitere 
Chifanen, die den Sinn des GSejeges ins Gegenteil ber- 

- tehren, jprac) Redner alsdann, um jchließlich der preufi- 
——jchen Bolizei die Dresdener als Meufter vorzubalten, Die 
ausdritdlich erklärt batte, der Stanıpf gegen die Sozial» 


Y 


en - 


demofratie jolle nicht Ducch Eleinliche Verbote und NMap- i 


vegeln geführt iverden. ER 

Adg. Dove erörterte in derjelben Sigkung dei 
Begriff der „öffentlichen Berfammlung“ und wandte jich 
gegen die Auffafiing des Staatsjefretärs, als ob der 
Neichsfanzler bier den WBertretern Der verbimdeten 
Negieringen gar nichts jagen fönne. Der Reichsfanzler 
jei doch nicht ein langgezogener Paragraph, sondern 
ein Mann von leiih und Blut, der den Neichs- 
gedanfen zu vertreten habe auch gegenüber den Einzel- 
regterungen, 


Brivatbeamten-VBerficherungsgeieß. 

Bei der eriten Lefung der Vorlage. erklärte 
Ag. Dr. Mugdan am 20. DOftober 1911 namens 
jeiner Freunde den Entwurf fir eine brauchbare 6 (Hrumd= 
lage. Diejes Gejeß bedeute den Zwang für die Ne- 
gierung, die: 65 Sahre Altersgrenze, die hier gewährt 
und, auc) in die Neichsverjicherungsordnung einzufitibren. 
Die Bejchränfung der Verjicherung auf Einfommen. bis 
a1 5000 ME. hielten Nedners ‚Sreunde für richtig; um 
jo mehr als das Geje gute Bejtimmungen- über Die 
freiwillige Berficherung habe.  Beränderungsbedürftig 


- jeten die Beitimmungen über die Berficherungsfreibeit, 
bedanerlid” der Ausihlug der Frauen. bei der Recht: 
iprehung. Die Gelbjtverwaltung jei leider außer- 


ordentlich bejchräntt, das geplante Direktorium eine 


Drganijation, auf deren Yujammenjegung Berjicherte 


und Nrbeitgeber nicht .ven geringiten Einfluß hätten. 
Alle Eriagfajien aufzulöjen, wäre eine große Alıı= 
gerechtigfeit. Die Kojten des Gejeßes wirden erheblich 
jen. Aber jie witrden der Allgemeinheit zugute fommıeit 
und das Gejek ein wohlverdienter Lohn Der , Aıt- 
geitellten jein. 

Bei der zweiten Lejung befürmwortete am 
30. November 1911 Abg. Dr. BotthHoff einen Antrag 
auf Hineinbeziehung der Bureauangejtellten in die Ver- 
jiherungspflict. Abg. Euno erörterte die Schivierig- 
feit der Abgrenzung des Angejtelltenbegriffs und empfahl 


gleichfalls jenen Antrag. Später bejprach derjelbe Ab- ° 


geordnete die Verhältnifje der auf Kündigung angeitellten 
Staat$- und Gemeindebeamten ımd der weiblichen DBe- 
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en ne en: PER des Watjengeldes. Much Abg. 

-Mommijen bat um Sllaritellung, ob die Staats- 

 beamten unter das Gejeß fallen-oder. nicht. Abg. E uno 

Fahte die daraufhin erfolgende Antwort vom Negierumngs- 

En dahin zufammen, day nicht mit Penfton angeitellte 

Beamte des Neihs md -der Stommunen ımter das 

 Gefet fallen fönnen, ebenfo die weiblichen Beamten. 

Mn 1. Dezember 1911 jprahen zu verjchiedenen 

- Spezialbeitimmungen die Mbgg. Sormanı, Daufß- 
manıt, Mommjen, Cuno und Dr. Rottboff, 

der fegtere in einer großen Neihe von Fällen. 

Nm 2, Dezember traten die Abgg. Sormann umd 
 Mommfen dafiir ein, dab aud) % sranen in die Nentent- 
 ausjchüffe wählbar jein follen. Abg. Dr. Botthoff er- 
‚örterte auch) an diejem Tage eine große Anzahl von 

- Einzelheiten. 

er Bei der Dritten Zejung am 5. - Dezember 1911 

2 beiprad; Abg. Cuno nochmals die Frage, inmieweit 
- Beamte dem Gejek unterjtellt jeien. u weiteren Be- 

 immungen ipraden die Abga. Dr. Potthoff, 

-Mommjen und Euno. 


3 Kotonial- und Konfulargerichtshof. 


Ni 7 Bei der ziveiten Lejung des Gefetes empfahl am 
21. Dktober 1911 Abg. Dr. Müller - Meiningen die 
En jeiner Partei, die dahin zielten, erjtens Die 


rennung bon ujtiz md Verwaltung beim oberiten 
olonial- md Stonfitlargerichtshof Durchzuiegen amd 
damit die Gewähr völlig unabhängiger und jelbitändiger 
Nichter zu Ichaffen; und zweitens die Miündlichkeit md 
 Unmittelbarfeit des Verfahrens herbeizuführen. bg. 
Dove unteritügte die Anträge lebhaft mit verwaltungs- 
am > dölferrechtlichen Darlegungen. (Die Anträge wurden 
 angermommen, was infolge des Wideritandes der Ne 

jerng das Scheitern der Vorlage zur Folge hatte). 
Mg. Dr. Hekiher trat für Hamburg als Sit des 
Serichtshofes ein, Abg. Dove für Berlin. 


Sr VYebensmittel-Teuerung. 


Die freifinnige Interpellation begründete am 33. Of 
tober 1911 Abo. Dejer. Die Naturelemente, die Die 
N efenheit des Sommers berbeiführten, seien nicht imt 


BE 


Bınde mit dem jchwarz-blauen Bloc gemwejen, und der. 


fiicfenloje Zolltarif habe die lücenloje Teuerung im Ge- 
folge gehabt; zu eimem großen Zeil jei Ddiefe nichis 
anderes als das abjichtlich Herbeigeführte und gemollte 
Broduft unjerer Wirtichaftspolitif. Auch der Ywilchen- 
handel müfje jegt höheren Gewinn nehmen als früher, 
da er mit höheren Unfoften zu vechnen habe und dieje 
Spejen zum Gewinn jchlagen müjje. Nedner war jeitens 
der Sraftion beauftragt zu erklären, daß dieje einheitlich) 
und geichloffen auf dem Boden des Barteiprogramms jtehe, 
wonach eine. jchrittweije Herabießung der Zölle zu er- 
jtreben. jei. Nedner erörterte die Schäden der Zoll- 
politif, das Einfuhrjcheinwejen und die Krage der Musfuhr- 
tarife file Getreide. Die Bejchränktung der Einfuhrjcheine 
auf die Zeit von drei Monaten und -die Aufhebung der 
Mabnahme, daß auch Kaffee und Betroleum damit be- 
zahlt werden fönnten, wiirde wirkungslos jein; weiter- 
gehend jei vie Maßregel, daß jie nur für Brofgetreide 
verwendet werden jollten. Hinfichtlid” der Sleiich- und 
Biehpreife Hob Dejer jcharf hervor, daß der Baier, wenn 
er billiges Vieh produzieren jolle, billige Broduftions- 
mittel haben milfe, und man mifje daher den Maut 
haben, einmal einen Strich dircch Die Suttermittelzölle zu 
machen. Nedner trat fiv den VBerjucdh der Einführung 
von gefrorenen rejp. gefühlten Sleiich ein. Er jchlop: 
Millionen deuticher Augen jähen jet auf die Hände. des 
Neichsfanzlers, umd mern dieje leer jeien, jo werde eine 
berbe Enttäujhung Durd) das Land gehen. 


bg. Dr. Bahnide wies am 26. Dftober 1911 


auf die Hoffnungen Hin, die die Stanzlerrede bei Deit 
Agrariern erwect habe, und auf die Anweijung an die 


Landräte, gegen die Linfe Slugblätter zu veranlafjeı. . 


Wer trage die Kojten dafür? Die Wirtihaftspolitit, jo 


führte Nedner weiter aus, hat den Aufjchwung der 
Wirtichaftslage nicht veranlagt; die hohen Zölle fünnent 


nicht als Beweis für Ddiefen Auffchiwung herangezogen 


werden. Die Statitif, die hier aufgemacht jei, jei mit 
Borficht aufzunehmen. Auch in LYandern des Freihandels 
finde jich ein Aufitieg der Landwirtihaft. Es handle 


ich jeßt miht um Zolihuß oder micht, jondern darıım, 


wie viel oder iwie wenig Zollihug. Ein Schußbevürfnis 
fönne  bejtehen;, wann es aufhöre, jei wrage 
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x Spk Srobztmihigkeit Hauptiacdhe jei, die Zölle jo zu 
 bemejjen, daß vorteilhaftere Handelsverträge als jet 
ermöglicht - werden, Hinfichtlih Der Einfuhriceine 

= _ mitfie ‚eine MHebergangsfriit zugeltanden werden. Die 
- Einjchleppung von Biehjeuchen milje verhindert werden. 
Eine jofortige Aufhebung der Zölle auf Lebensmittel 

fer nit möglih. Aber die Stoniervativen fönnten dod) 

_ nicht die lLlebelitände des Zolliyitenns leugnen, die Nedner 

im einzelnen jchilderte. Die innere Stolonijation ei die 

größte Mufgabe unjerer Landwirtichaftspolitif. Einfluf- 

Eiteigge Streife jtänden ihr noch immer mit Abneigung 
‚gegenüber, man wijje wohl, warım. Nedner nahm fid) 
‚ bejonders die Nede des Miniiters v. Schorlemer vor ımd 
" wies nach, day diejer Hinsichtlich der Angriffe auf den 
 Stleinhandel mit Lebensmitteln und auf die Schlädter- 
meilter mit umrichtigen statiftiichen 1md sachlichen Aıt- 

- gaben gearbeitet hatte. Nedner bedauerte die Ablehnung 

der vorgeihlagenen Mahnahmen zur Linderung der 
Teuerung und forderte vor allem die Aufhebung der 
Suttermittelzölle.. Bom neuen Neichstage erwartete er 

eine Stärfung ‚des Liberalismus. — Mbg. Kobelt 

- wies jachfundig nad), daß eine übertriebene Spanmıng 

- zwiichen den Vieh- ımd den ‚Sleiichpreiien nicht beitehe. 


Maul: und Klauenjeuche. 


- Die fortjchrittliche Snterpellation wurde am 27. Oftober 
- 1911 vom bg. Segter begründet,‘ der den Umfang 
der Seuche jchilderte, die gewaltigen Schädiqungen der 
Biehhalter und der Gewerbetreibenden daritellte und den 
£ Erfolg der Sperrmaßregeln als minimal bezeichnete. Cr 
trat für ausreichende Entichädigung getöteten Viehs ud 
Fir Bervilligung von NReichsmitteln zur Bekämpfung md 
- Erforfchung der Seuche ein. 


> 


Ben erttag mit Japan. 


- Bei der eriter Lejung erörterte Abg. Naempf an 
7. November 1911 verichiedene Einzelpunfte des Ber: 
F Enges und trat jchlieglih für den Abbau der über- 
triebenen Zölle . ein, um das Wirtichaftsipitem in Ein» 
Hang zu Bemgen mit den tatlächlichen Bedürfnilien des 
Landes. NAbg. Deier ventilierte gleichfalls bandels» 


Brote Moriente und ftellte sıniere mangelhafte Stoß» 
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fraft beim Abjchlug von Handelsverträgen als Balae des 23 


golltarifs von 1902 feit. 
Maroffo und Kongo. 


Am 10. November 1911 entwidelte Abg. Dr. Wiener 


die Anfichten der Fortichrittlichen Bolfspartei über ven 


Maroffo- und den Kongo-Bertrag. Er betonte Die 


nationale Gejinnung der Bartei, verivahrte ji aber ent- 
Ihieden gegen die chaupdinijtiichen Treibereien umd den 
Yppell an die nationalen Leidenschaften. Die Berhand- 
lungen im Neichstage müßten mit ernjter Ruhe, Klar- 
heit und Sacdlichkeit geführt werden. Auch die Nähe der 
Wahlen fönne Drohungen gegen andere Mächte nicht 
entichuldigen, wie jie Tags vorher Herr dv. Heydebrand 
geäußert habe. Wolle diejer, der ja erklärt babe, Opfer 
fir das Baterland bringen zu wollen, jeßt für die Erb- 
anfalliteuer eintreten? _ Auf das nad) Diejer Frage er- 


folgende Nein von den fonjervativen Bänfen erividerte- 


Wiener: „Sch habe es nicht anders erwartet.“ Redner 
fiihrte weiter aus, es jei Pflicht, die auswärtige Bolitif 
der fiegierung ebenfalls zu fritiiteren,aber während der Ber- 


bandlungen jolle man Zurüdhaltung üben. Hternadh) Habedie 


Sortichrittliche Volkspartei gehandelt. Der Hauptfehler beim 


Maroffohandel jei die Entjendung von Kriegsichiften nach 


Agadir gewejen. Nedner führte dies des näheren aus, 
tadelte die alldeutihen Kriegshymnen, aber auch Die 
Haltung der offiziöjen Prejje und Die Stellungnahme der 


Sozialdemokratie umd ging dann auf die Abfommen etit,' 


die er einer fachlichen Stritif unterzog, wobei er die 
Maroffo-Beritändigung als eimen. „interejianten Verfuch, 
das Brinzip der offenen Tür in Baragrapheıı feitzulegen“, 


fennzeichnete und binfichtlich des Stongozumachies Iebhafte 


Bedenfen wegen der Schlaffranfheit, der Konzejjtionsgejell- 
ichaften, der Etappenitraße äußerte md die beiden Ausläufer 
zum Kongo und zum Übangi ifeptijch betrachtete. Vor allen 
fragte er: was werden umsS diefe Neuerwerbungen fojten? 


Redner widmete dem ausgeichtedenen Gtaatsfefretär 
v. Lindequiit freundliche Worte, trat für die Beibehaltung 
des Kolonialamts (entgegen dem Zentrumsredner d. Hert- 
ling) ein ımd erörterte das Verhältnis zu England, wobei er 
der Mipitimmung weiter Volfskreife über die Nede Lloyd 
Georges Ausdruck verlieh und eine Bejjerung der Ber 
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ie Beiden würnfchte. Er Eee das Ler- 
jalte  Kronprinzen am 9. November und verlangte, 
dab die Regierung fünftigbin mebr in züblung itehe mit 
- dem Bollsempfinden ımd zu einem Ausbau der fonititutio- 
E nelfen Staatseinrichtungen ichreite. 

Ag. Haubmann jprad am 11. November 1911 


-- bon Der reinigenden Kraft, die auch dieie öffentliche 
e nd zur Jolge haben iverde, und mahnte, jett 
= nadı dem ‚tiedensihlus nicht nachträglich mit dem 
— Eäbel zu rajieln. Bei Erregungszuitänden des Volfes 
müfle man faltblütig bleiben, um den wahren Willen 
des Bolfes durdhiegen zu helfen. Redner polemiiierte 


SHeydebrand, der dem foniervativen Prinzip 
it den ichweriter Abbruch zugefügt habe, und warnte 
dem Haß gegen England, audydanı, wenn dieies Land 
diejenige Haltımg eingenommen ° habe, die mir 
ihm wünichen durften. Redner mies Llond 
ges Rede zurüdf- als eine provozierende „Diktatur- 
nfig” und mannte den Yusfall Heydebrands 
ie zortjegung jeiner Desperado- Politik, angewandt auf 
ie auswärtigen Beziehungen. Der Reicsfkanzler habe 
zZ & v.-Dendebrand „das Schwert aus dem Munde 
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Er, lagen“. Die Demonitrationspolitif von Tanger umd 
adir ‚Jei zweiicdineidig gemweien, die Regierung habe 
auf einer jehr ichmalen Bajis verhandeln mühjen ; 
= es handle fidh eben um einen Vergleich, ıumd nad 
dem Abihluß, eines joldhen jei das Vergnügen jelten ım- 
P: Redner nahm Wiemer gegen jozialdemofratiiche 
2 in Schuß umd würdigte alsdanıı die Verträge. 
- ‚Der Rarokfo-"bichluh jei nötig geworden, weil jonjt gar 
ridiis geihehen jei oder ein Krieg angefangen hätte; der 
-Stongo-2ertrag werde entwertet durd; die Etappenitrake 
- md das Fortbeitehenlafjen der Geiellihaften. Redner 
& ihlo; mit der Forderung, ioldie Verträge dem 
Barlament nidt mehr „zur gefälligen Kenntnisnahme“, 
ndern zur Beihlukfafiung zu unterbreiten. — Abg. Dr. 
Mugdan jegte fih mit den Sozialdemofraten über 
die Frage des Generalitreifs und der Demonitrations- 
- verjammlungen polemiih auseinander und fennzeichnete 
as mangelnde Vertrauen des Volkes auf die Seihidlich- 
feit der deutichen linterbändler. 
= Bei der Fortiegumg der Debatte, reip. der zweiten 


BR. Dr Ä SR 


Beratung des Antrages atıf Abänderung des Schuß- 
gebietsgejeges am 95. Dezember 1911 hielt Alba. 
Schrader jeine parlamentarische Abjchiedsrede, in der 
er die Notwendigkeit einer zielbewußten, aber auf dem 
Boden des Nechts jic) bewegenden Auslandspolitif be- 
tonte. Die Vorlagen hätten zur Genehmigung vorgelegt 
werden jollen, da8 wäre eine Gtärfung der Negierung 
- geivejen. Wir hätten mit dem zu rechnen, was augen- 
blieffich -jei, md fönnten daher woh! dem Abfommen 
über Maroffo zuitimmen. Die drohende Gefte von 
Agadir ei nicht nötig geivejen, Deutichlands Autorität 
miülle auch ohne jolche Gejte zum Ausdruf fommen. 
Auf Das Berhaältnis zu England eingehend, betonte 
Redner, daß wir feine aggrejliven NRüjtungen machten. 
ir wollten England nicht angreifen, verlangten aber 
mit aller Bejtimmtheitt, da England auch unsere 
Ssıterejjen nicht verleße. Necht Fir um wie für 
andere ! 


Eijenbahnarbeiter-Entlajfungen. 

Ym 13. November . 1911 hielt bei Beratung der 
jozialdemofratischen Snterpellation Abg. Dr. Müller- 
Meiningen die Entlafiung von Arbeitern der Neichseijen- 
bahnen wegen Bejuchs einer VBerfammlung für "eine zu 
harte Strafe. Höchit bedenklich erjcheine die amtliche 
Ueberwadung einer geichlofjenen Berfammlung der Eifen- 
bahner. Durch intenjive Bevormndung reifer Männer 
werde erjt recht Unzufriedenheit erzeugt und das Spißel- 
tum Direft gefördert. Der Meiniiter möge den Eijen- 
bahnern ihr Bereins- und Berfammlungsrecht nicht firzen. 


Kleine Aftien für Riautichon. 

Bei der eriten Lejung der Wwiedereingebrachten VBor- 
lage Iprachen amı 14. Ntovember 1911 die Abgg. Dove 
umdKtaempf im zujitimmenden Siune Durc) die feinen 
Aftien werde der Wettbewerb umjerer auswärtigen wirt- 
Ichaftlihen Außenpojten erleichtert. 

Bei der zweiten Lejung trat amı 1. Dezember 1911 
Abg. Dove namens des überwiegenden Teils jeiner 
sreumde fir die Kommiljionsfaflung ein, wen ihn ar 
die Beichränfung auf China bedanerlich erichien. 
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ehr 
SR Schiffahrtsabgaben. 
. gu der zweiten Beratung warf beim Artifel I 
am 15. November 1911 Abg. Sothein ernitlic Die 
% Frage auf, ob Diefer „iterbende Neichstag“ wirklich nod) 
a an eine Nenderung „der Berfaliung berangehen jolle. 
5 - Redner erörterte den Drud, den Preußen auf die anderen 
- Bımdesitaaten ausgelibt habe, und er beitritt entjcjieden, 
da die Ddeutichen Ströme lediglich) als Einfallstor für 
. fremde Brodufte dienten, vielmehr hätte auc) die heimijche 
 Landwirtihaft au ihrer Abgabenfreiheit das größte 
 Snterejje. Die Summen, die die Stromregulierungen . 
- bisher gefojtet hätten, jeien nicht jo übermäßig groß. 
Ein Teil der Fraktion glaubte allerdings, jih nicht ab- 
 Tehnend verhalten zu dirfen, weil jonit die ganze Ent- 
- wiclung der- Wajleritraßenverbejierung aufgehalten würde. 
- Nedner ging die geplanten Regulierungen durch und meinte, 
eine gejegliche Sicherung zur Schaffung der Berbeflerungen 
- jei nicht. gegeben. Der Entwurf jchaffe aber zweierlei 
 Necht ; bei den Gemeinichaftsitrömen gäbe es eine gewiiie 
; Sicherung durch) Stromausichitiie und Strombeiräte, die 
anderen Ströme hätten dieje Sicherung nicht; Ddadurd) 
fände eine Stärfung der partifularitiichen Sewalten jtatt. 
an Ybg. Günther befümpfte am 16. November 1911 
den Entwurf unter bejonderer Berücdfichtigung der 
© gächfifhen Snterejien. Abg. SGothein wies am jelben 
- Tage unter Präzifierung feines Standpunftes Angriffe 
des Abg. Dr. Hahn zurüd, umd Abg. Saugmanı 
iii die Gründe der Minderheit, die zwar auıdı 
die Abgaben für einen Nachteil hielte, aber in der Arbeit 
der Slommilfion eine Berbejlerung erblide, jo da Die 
Vortag jet den Vorteil habe, der es ermögliche, zu einer 
ix - Entwidlung des deutichen Wailerftraßenneges zu gelangen. 
4 Bei der Srage der Strombauverbände erörterte am 
November 1911 Abg. Dejer die Angelegenheiten 
Bee verichtedenen Stromgebiete. slir die Wejer liege ein 
- ausgearbeitetes PBrojeft der Fluhverbeilerung vor, bier 
würden jeine Freunde auch die Zulafjung von Abgaben 
 zuigejtehen. Bei der Elbe wäre es eine Vergewaltigung 
der Sacdjen, wenn man gegen ihren Widerjtand die 
Vertiefung des Stromes ımd die Bejeitigung der Ab» 
- gabefreiheit erzwingen wolle. Die öftlihen Ströme jeien 
von den Wohltaten des Gejeges ausgenommen. m die 
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Nedarfanaliiation durchzuführen, wäre das Gejeß fauım 
nötig geivejen. Nedner verbreitete ji) über die Frage 
der NAheinvertiefung md trat für die Mojel- und Nedar- 
fanaltlation ein; für den Nhein fehlten die Garantien 
der Durchführung der Vertiefung umd des jteomgenofjen- 
ihaftlichden Gedanfens. Abg.-D. Naumann Hob die 
Meoniente hervor, die mitRücjicht auf die wirtjchaftliche Lage 
Württembergs einen praftiihen Abjihlug der Frage der - 
Xecfarfanalijation wünfchensiwert ericheinen ließen. Hefjen, 
Baden md Württemberg würden die im. Gejet 
‚liegende moraliiche Verpflihtung zur Nedarfanalijtiermg 
wohl übernehmen. | 

Am 15. November 1911 jprah) zum Tarif der Bes 
fahrungsabgaben zunädit Abg. Saugmann, der die 
Zatjache einiger Verbejjerungen hervorhob ; dann wünjchte 
Abg. Dejer mehr MAusnahmebejtimmungen zugunjten 
ver Stleinjchiffer.: Die Abgg. Günther und Sothein 
enipfahlen einige VBerbejjerungsanträge. 

Am 28. November 1911 befürwortete Abg. Gpthein 
dringend Den Antrag, der für die vjtlichen Ströme die 
DBenefizten des Gejeßes fiir die Gemeinjchaftsitröme (Steom- 
beiräte) ebenfalls erringen und das hödhite Verwaltungs 
gericht als enticheidvende Stelle bei Sejtiegung der Unter 
haltungsfojten einjegen wollte. Abg. Dejer unterjtügteihn 
Dabei. Abg.Gothein jprakynochzueinigenmweiteren Bunkten. 

sn der Generaldebatte der dritten Lejung 
fabte am 1. Dezember 1911 Abg. Dejer die ablehnende ° 
Saltıng der Mehrheit feiner Sreunde furz zufammen: ° 
Die Abgabenfreiheit it bejeitigt, ohne jaßbare Vorteile 
auf Der andern Geite; eine Vorlage allein für Die j 
Iejer mwirrde feinem Bedenfen begegnet jein; anders ° 
tteht es mit dem Nihein, die Nichtaufnahme der Wtojel- 7 
und Saarfanaltiation ijt ein großer Mangel, binfihtlih 
der Elbe Liegen itberhaupt feine greifbaren Projekte vor; R 
ein jtarfer Fehler tit, daß mur die Gemeinichaftsitröme 
einbezogen jind, Jämtliche privaten Ströme aber nicht. 


\ 


Kleine Gewerbeordnungsnuovelle (Lohnbicher ujw.). 
Abg. Enders funktionierte bei der zweiten Lejung 

am IS. Jcovember 1911 als Referent der Kommilfion. Abg. 
Cımo jprach zuguniten der Kortbildungsjchulen und der 
hausmwirtichaftlichen Unterrichtsfurhe für Arbeiterinnen. 
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Fi Sftafrifaniiche Eijenbahnbauten. 
wie ei ‚der eriten Lejung erklärte am 27. November 
iR Abo. Dr. EidHoff, dab prinzipielle Einwendungen 


- von jeinen Freunden nicht Fk würden; aber : 
x 


u E eingehenden Brüfung. 
bg. Gotheim erflärte bei der zweiten Beratung 
am 4. Dezember 1911, jeine ‚sreunde wirden fir Die 
orlage. jtimmen. Er ging dann auf die finanz- 
2 olitiihen Aus einanderjeßkungendes&taats- 
Bene ürs Wermuth ein und wies im einzelnen nad, daf 
> 1909 beichlofienen neuen Steuern zu allermetit im 
 Gtats jahr 1910 bedeutend weniger erbracht hätten, als 
bon den Bätern der Finanzreform in Ausficht geitellt sei. 
BE gejamt hätten die neuen Steuern, die mit 420 Millionen 
 veran hlagt waren, nur 230 Millionen erbradit, alio 
E 190 Millionen weniger. Sie hätten nicht jo viel ge- 
bi at , weil der Stonfum eingejchränft worden jei. Kite 
sfundung der Sinanzen“ jei jedesmal vorhanden, wenn 
® 28 8 zu den Wahlen gehe! — Abg. Dr. Müller: Meiningen 
- Ichilderte die ganze ‚zinanzdebatte als bejtellte Arbeit, 
# 20 die „sreifinnige Ytg.“ gegen Angriffe Erabergers 
: fe amd wies gegenüber dem Staatsiefretär nad), 
3 Sothein die ımmiderlegliden Zahlen des itiates 
In ı 1910 jeinem Bergleid zu Grunde gelegt habe, der 


mutung jei. Die Sauptfache aber fei, da; die neutent 
nern jozial ungerecht wirkten. E83 jei ein Märchen, 
daB wir 400 Millionen indirekte Steuern hätten be» 

vil gen wollen. Nedner zeigte den unfozialen Charakter 
ehe - einzelnen Steuern md betonte, jeine Bartet werde 
das Volk über den wahren Wert der Neichsfinangzreform 
aufklären. — Abg. Dr. Wiemer unterjitrid nochmals, 
R: a ES nicht wahr ei, jeine Fremde hätten +00 Millionen 
 Andirefte Steuern bewilligen wollen; jie hätten jo viel 
® refte Steuern tie ımır möglich) angejtrebt. Die jog. 
Belibitenern jeien vor allem Steuern auf den Verkehr. 
Der Hampf um die Liebesgaben habe zum Scheitern des 
Blods geführt. Wir hätten die Finanzreforn weniger 
-befänpft, weil jie nicht genügend Geld bringen werde, 
jondern weil die Verteilung der Yalten ungerecht md 
um ozial jei. 


u z 


Heimarbeitsgejeß. 

bg. D. Kaumann erläuterte bei der zweiten 
Lejung am 27. November 1911, was erreicht jfei: Deffent- 
lichkeit und Schriftlichkeit der Lohnfeitiegung, Verzeichnis 
ver Hausinduftriellen ujw: ; Dies aber werde im großen 
md ganzen feinen greifbaren Nuten jchaffen. Die Haus- 
induitrie jet (wegen der großjtädtiichen Yrau und der Be- 
wohner der Gebirgsdürfer) eine volfSwirtichaftlich not- 
iwendige ‚zorm, aber nur zwei Mächte, Cleftrizität md 


Lohnamt, fönnten Ddurchgreifend helfen. Eine Mehrheit 


für das Lohnamt wiirde mit dem Zentrum möglich Jen. 

Am 28. November 1911 ergriff Abg. Manz zur 
Bertretung eines Antrages das Wort, Abg. Dr. Goller 
wies joztaldemofratiiche Angriffe auf die Hausinduitrie 
jeines Heimatlandes zuriid. 

Zu der Spezialfrage, ob Lohnämter oder Kacdaus- 
ihüfle gebildet werden jollten, jpradd am 29. November 
1911 zuerit Abg. Manz; er wünichte feinen behördlichen 
Eingriff in die Negelung von KXöhnen, jchlug aber die 


Bildung von Kahausichülien vor, die ein weites Gebiet 


der Tätigkeit beim Abihluß von Lohnabfonmen oder 
Zarifverträgen Haben wirden. Dann jprad Mbag. 


D. Naumanı, der einen die Befugnijje der Sad 


ausjchülle eriweiternden Antrag Dejer empfahl und noc)- 
mals für die dee der Pohnämter eintrat. Das Zentrium 
müßte nach jeinen Grumdjägen gerade für Dieje Ite- 
gulierung zu baben jein. 


Aufhebung Des Hilfsfaflengejeges. 

Wiederholt nahm am 30. November 1911 bei der 
zweiten Lejung Abg. Dr. Neumann-Hofer das 
Wort, um die Zujtinmmmg jeiner sreumde zum AYusdrud 
zu bringen, die in der Vorlage eine Milderung der Wip- 
itände, aber feine Gefährdung der anjtändigen Hilfsfaljen- 
betriebe erbliden. 

Tsiichzoll. 


bg. Hormann empfahl am 4 Dezember 1911 ven 


lebergang zur Tagesordnung über eine Petition auf Ein- 


führung von Filch- und Heringszöllen. Notivendig jei die 


Herftellung zwedmäßiger Filchtransporte. - Der Zoll 
würde die iicherei bei dem mangelhaft entwicelten 


Stonfum durch Verteuerung der Stiche jchiver jehädigen. ° 
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